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Vorwort

„Das Geschichtsbuch der Rohstoffwirtschaft wird neu
geschrieben – von China“, das war das Fazit des BDI-
Rohstoffkongresses im März 2005 in Berlin. Dies gilt
insbesondere für den Energiebereich. Denn Chinas
Energiehunger ist groß: Wächst die chinesische Wirt-
schaft in den nächsten Jahren weiter wie geplant, wür-
de der Primärenergieverbrauch des Landes 2020 auf
rd. 4,5 Mrd. t SKE ansteigen. Energiesparstrategien
sollen den Zuwachs auf 3 Mrd. t SKE begrenzen.
Selbst damit würde China dann den bislang größten
Verursacher von CO2-Emissionen – die USA – überholt
haben. Bereits heute ist China zum weltgrößten Ölim-
porteur aufgestiegen und könnte in 2020 mit 400
Mio. t Mineralöleinfuhr die gesamte aktuelle Ölförder-
quote von Saudi-Arabien absorbieren. Aus diesen
Gründen haben wir die Energieversorgung Chinas –
als beispielhaftes Thema mit internationaler Ausstrah-
lung – zum Schwerpunkt der diesjährigen „Energie für
Deutschland”-Publikation gemacht.

Die Stromerzeugungskapazitäten und der Verbrauch
werden sich in diesem Zeitraum dort verdoppeln.
Trotz breiter uneingeschränkter Diversifizierung wird
die heimische Kohle auch künftig rund zwei Drittel
des chinesischen Energiebedarfs decken müssen.
Der jährliche Kraftwerkszubau, der etwa einem Drit-
tel der gesamten deutschen Kraftwerksleistung ent-
spricht, erfolgt in China bei  allen Energieträgern von
Kohle- und Kernenergieanlagen bis hin zur verstärk-
ten Nutzung von Gas, Wasserkraft und anderen Re-
generativen Energien. Entsprechend der auch vom
Weltenergierat vertretenen These „Mehr Energie von
allen“ werden in China pragmatisch und ideologie-
frei alle Energieträger genutzt. Das schließt in China
den Neubau von jährlich zwei bis drei Kernkraftwer-
ken in den nächsten 15 Jahren ebenso mit ein wie
den Ausbau von LNG-Terminals mit Blick auf eine zu-
nehmende Globalisierung der Gasmärkte. 

Was können wir hieraus für die deutsche Energiepo-
litik und -wirtschaft lernen? Eines ist sicher, wenn wir
es ernst mit der CO2-Minderung meinen, müssen wir
weg von unserer schulmeisterlichen Politik im Bereich
von Umwelt und Energie und über den Tellerrand hin-
aus den Blick für globale Entwicklungen öffnen. Wir
müssen die begrenzten finanziellen Ressourcen bei
der produzierenden Industrie, im Staatshaushalt,
aber auch bei allen Verbrauchern optimal einsetzen.
Nur dann und wenn dies im Schulterschluss mit an-
deren Industriestaaten erfolgt, sind die globalen Fol-

gen vergleichbarer Entwicklungen wie in China be-
herrschbar. Nur dann können sowohl überproportio-
nale Verteuerungen durch Verknappung der
Ressourcen als auch zu hohe Umweltbelastungen im
Griff gehalten werden.

Dabei ist zu beachten, dass nach wie vor rund
2 Mrd. Menschen auf der Welt noch ohne kommer-
zielle Energieversorgung auskommen müssen. Nur
gemeinsame, verantwortungsvolle Anstrengungen
werden künftigen Generationen genügend bezahlba-
re Energien überlassen und zugleich eine lebenswer-
te Umwelt erhalten. Wem nutzt eine Fokussierung in
der Groß-Stromerzeugung auf Erdgas, wenn morgen
für den Chemiebereich und das dezentrale Heizen
nicht mehr ausreichend Rohstoffe vorhanden sind? 

Wohin führt uns eine in der derzeitigen Form gänzlich
überzogene Förderung von Wind- und Solarstrom-
erzeugung, die zudem mit einem von Jahr zu Jahr un-
übersichtlicheren und in sich widersprüchlicheren In-
strumentarium verfolgt wird? Solange nur sechs Pro-
zent der gesamten installierten Windenergieleistung in
Deutschland andere Kraftwerke ersetzen können, wie
dies die Dena-Netzstudie ergab, wird der begrenzte
Nutzen dieser Energieform hierzulande deutlich.

Welche Konsequenzen wird die Stilllegung sicherer,
umweltfreundlicher und noch lange wirtschaftlich be-
triebsfähiger Kernenergieanlagen haben, wenn auf
der anderen Seite nicht ausreichend Geld vorhanden
ist, in Forschung und Entwicklung zukunftsträchtiger
Energietechnologien – auch im Bereich der Kernfu-
sion – zu investieren. Laufzeitverlängerungen im Kern-
energiebereich würden die finanziellen Mittel freiset-
zen, mit denen z.B. „Clean-Coal-Technologien“
weiterentwickelt werden könnten, die gegebenenfalls
dann das Gros alter Kraftwerke ersetzen könnten. 

Klimapolitisch vernünftiger als die Konzentration
auf eine sehr teure Ideologisierung und Perfektio-
nierung von Maßnahmen hierzulande wäre es, ein-
gespartes Geld aus nicht fehlgeleiteter nationaler
Energiepolitik z.B. als Basisinvestitionen in modern-
ste Kohlekraftwerke mit hohen Wirkungsgraden
und niedrigen Emissionen zu stecken. Das Geld für
eine Tonne CO2-Minderung im Solarbereich ergibt
bei der Wirkungsgradverbesserung von Kohlekraft-
werken eine Minderung von 50–100 t CO2. Bei
Wind zu Kohle ist das Verhältnis heute ca. 1:20.
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Um richtig verstanden zu werden: Auch wir sollten alle
Energiearten ökonomisch und ökologisch optimal ein-
setzen, alle Technologien weiterentwickeln und sie
dann gerade auch in energiehungrige Länder transfe-
rieren. Dazu gehört, dass wir keinen Energieträger
ideologisch verteufeln. Wir sollten mit Augenmaß für
das Machbare und aus Verantwortungsbewusstsein für
die heutige und zukünftige Generation sparsam mit al-
len Energieressourcen umgehen. Wir sollten eine
lebenswerte Umwelt global im Auge haben und unsere
finanziellen Mittel zielgerichtet und effizient dafür ein-
setzen. Denn nur dann können wir ein weltweit über-
zeugendes Vorbild sein, das Nachahmer findet.

Der Weltenergiekongress in Sydney im vergangenen
Jahr hat klar gezeigt, wie wichtig ein möglichst brei-
ter Energiemix angesichts zunehmend volatiler Preis-
entwicklungen und einer stärkeren regionalen Kon-
zentration der Förderstätten für die Versorgungs-
sicherheit ist. Den weltweiten Herausforderungen ei-

ner zukünftig weiter stark wachsenden Energienach-
frage wird nur mit einer länderübergreifenden Investi-
tionsoffensive richtig begegnet werden können. Die
Internationale Energieagentur schätzt den dazu not-
wendigen Investitionsbedarf bis zum Jahr 2030 auf
rund 16 Trillionen US $. Das Kapital dafür wird ganz
überwiegend privates Kapital sein müssen, das sich
nur bei verlässlichen Rahmenbedingungen und wett-
bewerbsfähigen Renditen mobilisieren lässt. 

Nach der Verabschiedung des Regulierungsrahmens
für die Strom- und Gasmärkte sollten wir daher die
energiepolitischen und -wirtschaftlichen Entwicklungen
in Deutschland wieder regelmäßiger durch eine unge-
färbte, internationale Brille betrachten. Denn ein sol-
cher Blick kann frühzeitig vor den Konsequenzen ge-
fährlicher nationaler Alleingänge warnen. Der Welten-
ergierat und sein Deutsches Nationales Komitee wol-
len auch weiterhin – „beyond Sydney“ – ein Fenster zu
diesen internationalen Entwicklungen bieten.

Berlin, im Mai 2005

Jürgen Stotz

Präsident 
Deutsches Nationales Komitee 
des Weltenergierates e.V. (DNK)
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C h i n a s  E n e r g i e v e r s o r g u n g :  V i e l e  W e g e  –  e i n  Z i e l
Paul Suding*

Executive Summary

Kernaussagen zu Chinas Energiewirt-
schaft und Energiepolitik:

• Seit den 1990er Jahren erhebliche Fortschritte bei
der wirtschaftlichen Entwicklung. Einkommens-
unterschiede nach wie vor groß. Starke Migration
der Landbevölkerung in die städtischen Regionen.

• Konsumschub durch mehr Wohnraum, Komfort
und Mobilität. Qualität von Luft, Böden und Ge-
wässer stark beeinträchtigt, akute Wasserknapp-
heit. Großer Druck auf die biologischen
Ressourcen und rückläufige Biodiversität. Daher
ehrgeizige umweltpolitische Ziele.

• Chinas Primärenergieverbrauch seit 1990 von
0,75 auf derzeit 1,5 Mrd. t SKE gestiegen. Heute
bereits zweitgrößter Energieverbraucher weltweit.
Mit dem angestrebten Wirtschaftswachstum wer-
den 2020 rd. 4,5 Mrd. t SKE erreicht. Energieein-
sparstrategie soll den Zuwachs auf 3,0 Mrd. t SKE
in 2020 begrenzen. 

• Anpassung der Wechselkurse erforderlich. Leis-
tungsfähiges und flexibles Arbeitskräftepotenzial
sowie hohe Investitionsquote führen zu langfristig
günstigen Wachstumsaussichten. 

• Sowohl große Stein- und Braunkohlevorräte als
auch Potenziale an Erneuerbaren Energien. Stark
wachsender Importbedarf bei Öl und Gas. Antei-
le an den globalen CO2-Emissionen steigen. 

• Starke Stellung von Provinzen und Kommunen im
chinesischen Energiesystem. Preisbehörde legt
weitgehend kostenorientierte Energiepreise fest.
Reform der chinesischen Energieadministration er-
zeugt auch Konflikte.

• Ölbedarf seit 1995 auf derzeit 300 Mio. t OE
verdoppelt. Bis 2020 werden 550 Mio. t SKE er-
wartet, davon 2/3 Importe. Chinesische Ölwirt-
schaft sichert Importbasis durch intensive Aus-
landsaktivitäten. 

• Allmählich wachsender Marktanteil des Erdgases.
Für 2020 wird mit 200 Mio. m3 Verbrauch gerech-
net, davon die Hälfte importiert, auch über LNG.

• Chinas große Kohlevorräte liegen bei 12 % der
Weltressourcen. Derzeitiger Kohleverbrauch 1,5
Mrd. t SKE/a. Nachfrageschub bei Kessel- und
Kokskohle. Produktionsausweitung langfristig auf
3 Mrd. t SKE/a, daher starker Einfluss auf die glo-
bale CO2-Emissionen. Trotz Reform im Kohlesektor
unübersichtliche Marktverhältnisse.

• Elektrifizierung relativ weit fortgeschritten. Verfüg-
bare Leistung in 2004 um 50.000 MW auf
450.000 MW angestiegen. Stromverbrauch der-
zeit rd. 1.850 TWh/a. Starker Ausbau der Kraft-
werkskapazitäten. Dennoch Stromabschaltungen
wegen Mangellagen. Stark differenzierte Strom-
preise in den Verbrauchssektoren.

• 3/4 des Stromaufkommens werden mit Kohle er-
zeugt. Große Wasserkraft deckt 1/6, neue Er-
neuerbare Energien 5 %. Öl und Gas haben ge-
ringe Anteile. Deutlicher Ausbau der Kernenergie
(von derzeit 2 % Anteil auf 4 %) geplant. 

• Bis 2020 etwa 900.000 MW installierte Leistung
und Verbrauch von über 4.000 TWh/a erwartet.
Wandel im Stromerzeugungsmix. Kohleanteil sinkt
auf unter 2/3. Starkes Wachstum bei Wind, Bio-
masse und Erdgas. Proaktive Haltung zur Kern-
energie und zum Ausbau der Erneuerbaren Ener-
gien. Festhalten an großen Wasserkraftprojekten.
Große Vielfalt bei Erneuerbaren Energien in der
nichtelektrischen Nutzung.

• Institutionelle Reformen des Stromsektors. Erzeu-
gung und Netze werden zukünftig getrennt.
Wegen Unterversorgung derzeit noch kein Wett-
bewerb bei der Stromproduktion.

• Die Hälfte der Ölimporte stammt aus dem Nahen
Osten. Diversifizierung der Importstruktur. Bemü-
hungen um Ölimporte aus Sibirien. Aufbau einer
LNG-Infrastruktur. Anteilskäufe chinesischer Ölfir-
men in vielen Ländern. Mittelfristig könnte China
wieder wichtiger Kohleexporteur werden.

• Trotz dynamisch wachsender Energiewirtschaft
wenig Importbedarf an energietechnischen Anla-
gen. Nur Basisimport, dann möglichst schnelle Fer-
tigung auf Basis von Lizenzen oder mittels Joint
Ventures in China. Technologietransfer und lokali-

*Das DNK dankt Dr. Paul H. Suding, Leiter des Bereichs
Energie und Umwelt der GTZ China, Peking, auf dessen
Arbeiten dieser Beitrag weitgehend beruht. Ergänzun-
gen und Redaktion durch die DNK-Arbeitsgruppe.
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sierte Fertigung hat hohe Priorität. Engpassfaktor in
China sind die Kapazitäten zur Planung und Er-
richtung von Anlagen.

• Bei neuen Technologien erhebliche Investitionen in
den Wissenschaftsbetrieb. Großes Interesse an
der Zusammenarbeit mit den Forschungsabteilun-
gen ausländischer Technologieunternehmen. Der-
zeitige Dynamik zwingt jedoch zur Nutzung vor-
handener Technologien. 

• Rasche Verdopplung der CO2-Emissionen. China
gerät international in eine zunehmend schwierige
Situation, da es mit seiner Entwicklung an Gren-
zen in einer globalen Dimension stößt. Auf inter-

nationalem Terrain wird entsprechend vorsichtig
agiert. Das Kyoto-Protokoll wurde früh ratifiziert,
allerdings ohne sich zu Emissionsbegrenzungen zu
verpflichten.

• China sieht die Lösung seiner Energieprobleme
größtenteils im eigenen Land. Hinzu kommt die Di-
versifizierung von Importrisiken. Internationaler Auf-
bau von Vertrauen und Pflege der Zusammen-
arbeit.

• Mit Deutschland im Energiebereich langjährige
vielfältige Kooperationen. Die in der Zusammenar-
beit entstandenen Potenziale werden noch nicht
optimal im deutschen Interesse genutzt.

Quelle: T.Trinh, Deutsche Bank Research 2005

China und seine Provinzen
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C h i n a s  E n e r g i e w i r t s c h a f t  u n d  E n e r g i e p o l i t i k

Gesamtwirtschaftliche und 
soziale Entwicklung 

Das Bruttoinlandsprodukt (BIP) der VR China hat
2003 die Schwelle von 1.000 US-Dollar (USD) pro
Kopf überwunden.1 An der inländischen Kaufkraft
gemessen entspricht dies im Vergleich mit Industrie-
ländern allerdings etwa dem Vierfachen, d.h. eher
4.000 USD pro Einwohner. Damit hat die chinesi-
sche Volkswirtschaft 2000 in etwa das Entwicklungs-
niveau erreicht, auf dem Japan in den frühen 1960er
Jahren und Südkorea in den 1970er Jahren waren,
und ist heute die zweitgrößte Volkswirtschaft der
Welt (BIP zu Kaufkraftkapazitäten). 

China konnte im Rahmen seiner wirtschaftlichen Ent-
wicklung in den vergangenen zehn Jahren erhebli-
che Fortschritte erzielen: Die Zahl in extremer Armut
lebender Bürger konnte von 360 Millionen auf etwa
200 Millionen reduziert werden.2 Die Analphabe-
tenrate ist stark gesunken und soll bis 2010 bei den
Erwachsenen auf 5 % reduziert, die Einschulungsrate

auf 95 % gesteigert werden. Das Bevölkerungs-
wachstum hat sich deutlich verlangsamt. Bis 2010
soll die Bevölkerung Chinas von derzeit 1,3 nicht
über 1,4 Milliarden Menschen anwachsen. 

Die Einkommensunterschiede sind in China beträcht-
lich. Die Spitzengehälter (rund 10 % der Beschäftig-
ten) waren 2004 knapp dreimal so hoch wie die
durchschnittlichen Gehälter und zehnmal so hoch
wie die niedrigsten Gehälter (rund 10 % der Be-
schäftigten).3 Die Durchschnittseinkommen in den
Wachstumszentralen Shanghai und Umgebung, Bei-
jing und Guangdong lagen mehr als doppelt so
hoch wie in den fünf Westprovinzen mit niedrigem
Einkommen. Die Einkommen wachsen für (fast) alle
Bürger, allerdings für die Besserverdienenden etwas
schneller, allen voran in der IT-Branche, am
langsamsten wachsenden Gehälter in der Landwirt-
schaft. Die Einkommen der ländlichen Bevölkerung
wurden 2004 zwar gezielt angehoben, bleiben
aber noch weit hinter dem Einkommensniveau in den
Städten zurück.

VR China – Einwohner und Wirtschaftskraft der Provinzen

VR China gesamt: 1.292 Mio.

Quelle: Siemens AG/Reisach nach bfai, in: Reisach, Ulrike/Tauber, Theresia/Yuan, Xueli: China – Wirtschaftspartner zwischen Wunsch und Wirklichkeit, 
3. Aufl., Frankfurt/Wien 2004
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Als Stadtbewohner zählten im Jahr 2003 statistisch
525 Millionen Chinesen bzw. 40 % der Bevölke-
rung.4 Allerdings lebt auch ein großer Teil der Land-
bevölkerung in Siedlungen mit Stadtcharakter. Der
Migrationsprozess soll weitergehen, so dass 2020
auch durch Anerkennung der Wanderarbeiter, Um-
widmung der Städte etc. zwei von drei Menschen in
China in Städten leben dürften. 

Die städtische Arbeitslosigkeit wird offiziell mit ca.
4 % angegeben, andere chinesische Quellen setzen
sie bei 9 bis 10 % an. Die Unterbeschäftigungsquo-
te in den ländlichen Gebieten ist Schätzungen zu-
folge noch weit höher als in den Städten. Sie ist Ur-
sache der Migration von 100 bis 150 Millionen
Wanderarbeitern. Für China insgesamt wird eine Ar-
beitslosenquote von über 20 % für realistisch gehal-
ten.5

Dynamisches Wirtschaftswachstum,
aber auch erhebliche Umwelt-
schädigungen

Das wirtschaftliche Wachstum ist in der verarbeiten-
den Industrie – auch bedingt durch die Auslandsin-
vestitionen – am höchsten, führt aber auch zu einem
enormen Wachstum der Grundstoffindustrien. China
befindet sich noch in der Industrialisierungsphase.
Die Expansion wird bei hohem Angebotspotenzial
von der Exportnachfrage getragen. Das wachsende
Einkommen der Bevölkerung soll dazu führen, dass
die Binnennachfrage langfristig die Exportnachfrage
ablöst. Dann soll auch in China der Dienstleistungs-
sektor stärker wachsen als die Industrie.

Diese Entwicklung ist mit einer Vervielfachung der
Stoffströme verbunden. Da der nachhaltigen Nut-
zung der Ressourcen und der Reduzierung sowie
dem Verbleib von Schadstoffen bisher wenig Beach-

Quelle: db-research (2005), Internationaler Währungsfonds (2005), World Factbook (2005)

              USA
% der Weltbevölkerung: 4,7
% des Welt-BIPs (PPP): 20,9
% der Welt-Stromerzeugung: 25
% des Welt-Ölverbrauchs: 25,5

          Deutschland
% der Weltbevölkerung: 1,3
% des Welt-BIPs (PPP): 4,3
% der Welt-Stromerzeugung: 3,6
% des Welt-Ölverbrauchs: 3,7

             China
% der Weltbevölkerung: 20,6
% des Welt-BIPs (PPP): 13,2
% der Welt-Stromerzeugung: 12,5
% des Welt-Ölverbrauchs: 6,4

China im internationalen Vergleich 2004
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tung geschenkt wurde, hat das starke Wirtschafts-
wachstum zu einer erheblichen Verschlechterung der
Umweltsituation geführt. Die Qualität von Luft, Ge-
wässer und Böden ist schwer beeinträchtigt. Der ak-
tiven chinesischen Umweltpolitik ist es seit Anfang
der 1990er Jahre gelungen, diesen negativen Trend
etwa ab 2000 zu bremsen und durch Rehabilitie-
rung und Senkung einiger Emissionen (z.B. Blei) in
einzelnen Feldern eine Verbesserung herbeizuführen.
Der negative Trend ist jedoch noch nicht gebrochen,
da in einigen Bereichen neue Probleme auftreten.
Nach wie vor sind 30 % des Territoriums von saurem
Regen betroffen und keine der Städte in Nordchina
erreicht im Winter die für Wohngebiete erforderliche
Luftqualitätsstufe. Rund 400 der über 600 Städte
Chinas leiden zudem unter Wasserknappheit. 

China hat sich in der Umweltpolitik ehrgeizige Ziele
gesetzt. Wesentliche Schadstoffe wie SO2 oder der
industrielle Abfall sollen um 10 % gegenüber den
letzten fünf Jahren reduziert und 60 % der städtischen
Abwässer sollen behandelt werden.

Konsumschub durch mehr Wohnraum,
Komfort und Mobilität

China strebt in den nächsten 15 Jahren ein Wohl-
standsniveau („Xiao Kang“ – der bescheidene Wohl-
stand) an, wie es die östlichen Nachbarn, Japan En-
de der 1970er und Südkorea Mitte der 1990er, er-
langt hatten. Dies erscheint nicht unrealistisch. Selbst
bei moderaten Wachstumsraten würde das Ziel von

rund 10.000 USD BIP pro Kopf (auf Kaufkraftbasis)
im Jahre 2020 erreicht. Das hieße eine Verdreifa-
chung des BIP pro Einwohner von 2000 bis 2020,
was bei gelungener Drosselung des Bevölkerungs-
wachstums eine Steigerung des realen BIP auf das
3,5fache gegenüber 2000 bedeuten würde.

Gelingt es, das starke wirtschaftliche Wachstum der
chinesischen Wirtschaft zu erhalten, ist mit einem er-
heblichen Konsumschub insbesondere bei Wohn-
raum, Komfort und Mobilität zu rechnen. Trotz mo-
derner Kommunikationssysteme und des Aufbaus von
Wohn- und Industrieparks steigt die Verkehrsleistung
exponentiell an. Es wird langfristig mit einer Verzehn-
fachung des PKW-Bestandes gerechnet. Chinas Bau-
boom ist augenscheinlich. Im Zuge der Verdopplung
der Stadtbevölkerung und erhöhten Komfortansprü-
chen wird mit einer Vervierfachung des Wohnraums
in den Städten gerechnet.

Wettbewerbsfähigkeit und
Entwicklungspotenziale

Die hohe Differenz zwischen Innen- und Außenwert
der Währung, die in der Kaufkraft- und in der Wech-
selkursparität zum Ausdruck kommt, ruft geradezu
nach einer Anpassung der Wechselkurse. China zö-
gert diese Anpassung immer weiter hinaus, um frem-
de Spekulationsgewinne und eigene Devisenwertver-
luste zu minimieren. Einstweilen werden die inländi-
schen Einkommen und Preise erhöht, was zu einer
Senkung des Innenwertes führt. Die internationale

BIP

Stahlproduktion

Ölverbrauch

Kohleverbrauch

Stromverbrauch

CO2-Emissionen

200 40 60 (in %)

Quelle: Internationale Energieagentur (IEA)

Chinas Anteil am weltweiten Zuwachs (1998–2003) bei …
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Wettbewerbsfähigkeit Chinas ist dadurch nicht ge-
fährdet. 

Die derzeitige rasche wirtschaftliche Entwicklung
wird angebotsseitig durch die Verfügbarkeit eines
großen Reservoirs an Arbeitskräften zu günstigen
Lohnkosten und flexiblen Bedingungen ermöglicht,
das auch qualitativ vielen Ansprüchen genügt. Auch
wenn die Rechte der Arbeiter in der Landwirtschaft
durchgesetzt werden und die Einkommen und Le-
bensbedingungen auf dem Lande verbessert wer-
den, drängen dennoch immer mehr und besser aus-
gebildete Menschen auf den Arbeitsmarkt der indus-
triellen Produktion, so dass auch in Zukunft das Po-
tenzial für Produktivitätssteigerungen hoch ist. 

Auf der Kapitalseite sorgen sehr hohe Investitionen,
auf die etwa 40 % des BIP verwendet werden, für ei-
ne Steigerung des Wachstumspotenzials. Darin sind
allerdings auch erhebliche Investitionen mit niedriger
Produktivität enthalten, insbesondere in politisch mo-
tivierten Infrastrukturen, aber auch in privaten Immo-
bilien sowie im Unternehmenssektor. Hier drängt die
hohe private Sparquote zur Anlage. 

Begrenzte Rohstoffressourcen und
Aufnahmekapazität von Umwelt und
Klima trüben gute Wachstumsper-
spektiven

Aufgrund dieser beiden Faktoren – hohe Investitions-
tätigkeit und großes Reservoir an Arbeitskräften zu
niedrigen Löhnen – werden auch die langfristigen
Wachstumsaussichten Chinas als sehr gut einge-
schätzt. Allerdings ist die Ausstattung Chinas mit na-
türlichen Ressourcen, gemessen an der Größe des
Landes, relativ bescheiden. Daher bedürfen derartig
optimistische Einschätzungen, die ohne Berücksichti-
gung von Wachstumsgrenzen entwickelt wurden6,
einer kritischen Analyse.

Die produktiven Landressourcen werden sehr intensiv
genutzt. Die Belastungen durch Schadstoffe sowie
Erosionen mit Wüstenbildung zehren an der Qualität
und Substanz der Bodenressourcen. Ausreichende
Wasserressourcen gibt es nur im Süden Chinas.
Auch dort ist ihre Qualität sehr beeinträchtigt, der
Druck auf die biologischen Ressourcen des Landes ist
somit sehr hoch und die Biodiversität entsprechend
rückläufig. Als erste Korrektur soll die Waldfläche
von derzeit rund 13 auf 20 % der chinesischen Land-
fläche angehoben werden. 

China verfügt über erhebliche Vorräte an Stein- und
Braunkohle sowie über nennenswerte Potenziale an
Erneuerbaren Energien. Die Lagerstätten an Öl und
Gas sowie anderen mineralischen Rohstoffen sind re-
lativ klein. Die zukünftige Entwicklung dieser Roh-
stoffmärkte wird daher zunehmend vom Importbedarf
Chinas beeinflusst werden. 

Neben diesen Risiken der Rohstoffversorgung Chinas
und den bereits genannten lokalen Umweltbelastun-
gen könnte die weitere Entwicklung der internationa-
len Klimaschutzpolitik ein Wachstumshindernis wer-
den. Sollte sich China dem Kyoto-Prozess mittel- bis
langfristig anschließen, dürften die damit verbunde-
nen Verpflichtungen bei der Begrenzung von Treib-
hausgasemissionen den Entwicklungsprozess mehr
oder weniger stark beeinflussen.
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C h i n a s  E n e r g i e s y s t e m

Energieverbrauch 

Im Jahre 2003 hat China rund 1,7 Mrd. t SKE Pri-
märenergie eingesetzt7 (zum Vergleich: Deutschland
0,5 Mrd. t SKE). Die Energieintensität des BIP ist in
China zwar höher als in den OECD-Ländern, aller-
dings nicht so dramatisch, wie oft behauptet wird.
Misst man das BIP in Kaufkraft, liegt der Intensitätsin-
dikator Primärenergieverbrauch (PEV) pro BIP-Einheit
für China sogar unter dem der USA und nur 30 %
über dem Deutschlands. Wenn man hingegen das
BIP in Wechselkursparitäten misst, liegt der Indikator
derzeit zehnmal höher als der für Deutschland.8 Pro
Kopf verbrauchen die USA im Vergleich zu China et-
wa das Achtfache an Energie, Deutschland etwas
mehr als das Vierfache. Die Energieintensität von In-
dustrieprodukten liegt in China im Durchschnitt um
50 % höher als in westlichen Industrieländern. 

Entwicklung und Perspektiven 
des Primärenergieverbrauchs

Seit 1990 ist Chinas PEV um über 70 % gestiegen
(vgl. Abbildung unten). Statistische Ungenauigkeiten
insbesondere in der Kohlebilanz legen allerdings na-
he, erst die Daten ab 2002 als realitätsnah anzuset-
zen. Objektive Gründe für die Stagnation im Zei-
traum von 1996 – 2000 sind die Asienkrise, die
Umstrukturierung der Wirtschaft und energetische
Produktivitätserhöhungen in Branchen und Prozessen.
Diese reichen aber zur Erklärung des PEV-Rückgangs
nicht aus.

Der PEV wird mit dem angestrebten Wirtschafts-
wachstum bis 2020 weiter kräftig steigen. Referenz-
szenarien unter Einbeziehung des starken Wachs-
tums der letzten Jahre kommen für 2020 zu Werten
von nahezu 4,5 Mrd. t. SKE.9 Da dies für die chine-
sische Regierung ein „Schreckensszenario“ darstellt,

Quelle: Energy Research Institute of NDAC, Berechnungen GTZ China
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andererseits aber die Wachstumspläne nicht redu-
ziert werden sollen, lautet das offiziell verkündete
Ziel, den PEV im Jahr 2020 auf unter 3 Mrd. t SKE
zu begrenzen. In der nachstehenden Abbildung ist
eine mögliche Ausgestaltung10 dieses Einsparszena-
rios vorgestellt. 

Zwei Drittel des PEV wurden 2003 mit Kohle, ein
Viertel mit Mineralöl gedeckt. Erdgas trug 2,5 % und
Primärelektrizität aus Kernenergie, Wasserkraft und
Windenergie 7,6 % bei. Dieser Energieträgermix
wird sich nur langsam ändern. Langfristig werden im
Energiemix Erdgas, Kernenergie und Erneuerbare
Energien Anteile gewinnen und die Kohle zurück-
drängen. 

Selbst das Energie-Einsparszenario würde im Jahre
2020 CO2-Emissionen des chinesischen Energiesek-

tors von ca. 6 Mrd. t CO2 mit sich bringen sowie
Energieimporte in der Größenordnung von 700
Mio. t SKE, davon etwa 100 Mrd. m3 Erdgas und
400 Mio. t Mineralöl. Allein dieses im Vergleich zu
anderen Schätzungen niedrige Nachfrageniveau
bei Öl entspricht etwa der gesamten aktuellen Öl-
förderquote von Saudi-Arabien. Damit würde China
in diesen beiden geopolitisch wichtigsten Faktoren
der Energiepolitik das gleiche Gewicht wie die Ver-
einigten Staaten erlangen. 

Energieeffizienz: sehr unterschiedliches
Niveau in den Verbrauchssektoren 

Am Endenergieverbrauch (EEV) Chinas hat die
Industrie den Löwenanteil. 1996 erreichte er fast
zwei Drittel und nimmt seitdem nur leicht ab.11 Die
Energieintensität der chinesischen Industrie ist nach
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Vergleichsrechnungen von 2000 in ausgewählten
Sektoren durchschnittlich etwa 50 % höher als in
westlichen Industrieländern.12 Beim Stahl liegt die
Energieintensität 21 % über dem westlichen Niveau.
Ammoniak (31 %), Zement (45 %), Kupfer (65 %) so-
wie Pappe und Papier (120 %) machen deutlich, wie
unterschiedlich die Energieintensität in den verschie-
denen Industriebereichen ist. Die Effizienz von
Elektromotoren und Arbeitsmaschinen in der Industrie
wird dagegen nur um 5 bis 10 % niedriger als in den
Industrieländern geschätzt.

Im Bereich der Gebäude wird der spezifische Ver-
brauch etwa zwei- bis dreimal so hoch wie in ver-
gleichbaren Klimazonen in den Industrieländern an-
gesetzt. Hier ist das Einsparpotenzial besonders
hoch, aber ebenso die Gefahr einer starken Zunah-
me aufgrund des Baubooms und mangelhafter
Durchsetzung der um 50 % bzw. künftig um 65 %
verbesserten Standards zum Wärmeschutz sowie
der verbrauchsorientierten Heizkostenabrechnung.13

Bei Haushaltsgeräten liegt die Effizienz im Prinzip
auf Weltniveau, da die chinesischen Produkte für
den Weltmarkt hergestellt werden, allerdings über-
wiegend im Niedrigpreis- und Niedrigeffizienz-Seg-
ment. 

Der aktuelle spezifische Energieverbrauch von Kraft-
fahrzeugen wird etwa 10 % höher als in den USA
und 20 % bis 25 % höher als in Japan bzw. Europa
geschätzt. Der modal split im Verkehrssektor unter-
scheidet sich stark von der Situation in Europa. Im
Personentransport hat der Individualverkehr noch we-
sentlich geringere Anteile, im Frachtverkehr spielt die
Schifffahrt eine überragende Rolle. 

Energiepolitik und Umweltschutz

Angesichts der Risiken für seine wirtschaftliche Ent-
wicklung sowie für die Außenpolitik, die aus den stei-
genden Ansprüchen an den globalen Rohstoffres-
sourcen und den Belastungen des Klimas erwach-
sen, hat für China die Energieeinsparung neuerdings
höchste Priorität. Im November 2004 wurde außer-
planmäßig ein Energiesparplan verkündet.14 Dieser
setzt sich zum Ziel, rund 1,4 Mrd. t SKE einzusparen
und bei unveränderten Perspektiven für das Wirt-
schaftswachstum im Jahre 2020 den PEV auf etwa
3 Mrd. t SKE zu begrenzen (vgl. Abbildung S. 16). 

Dieser Plan hat den Charakter eines umfassenden
Programms und setzt Einsparziele sowohl für die EEV-
Sektoren als auch für die Bereiche Umwandlung,
Transmission und Verteilung. Dabei werden sowohl
spezifische Verbrauchsziele wichtiger Produkte der
Industrie als auch von Transportleistungen sowie Effi-
zienzkorridore für Energieanlagen und Geräte ange-
strebt. Diese Ziele sollen durch einen Mix an ener-
giepolitischen Maßnahmen erreicht werden, der von

Chinas CO2-Emissionen

China dürfte bis 2020 die USA als weltgrößten Verur-
sacher von CO2-Emissionen überholt haben. Das Reich
der Mitte plant neue Kraftwerke mit insgesamt
350.000 MW, die zum Großteil mit Kohle befeuert
werden sollen (zum Vergleich: Deutschlands gesamter
Kraftwerkspark hat derzeit rd. 100.00 MW). Nach
Berechnungen der IEA sind die jährlichen CO2-Emis-
sionen Chinas von 2,67 Mrd. t CO2 (1994) auf 4,08
Mrd. t CO2 (2002) gestiegen. Das entspricht bereits
rund 3,2 t CO2 je Einwohner.

Projektion Fahrzeugbesitzer

Millionen Fahrzeuge pro 1.000 Einwohner

Jahr 2002 2010 2020 2002 2010 2020

Welt 751 939 1.255 – – –

USA 234 260 288 812 826 837

Deutschland 48 54 60 586 655 725

China 21 80 209 16 59 146

Anmerkung: Zu Fahrzeugen werden nach UN-Definition PKW, LKW, Busse und Traktoren gezählt.

Quelle: Internationaler Währungsfonds, 2005
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der klassischen chinesischen Politikmethode geprägt
ist: zum einen kampagnenartig mit Vorgaben von
Zielen, Richtwerten, Richtlinien und Standards; zum
andern technologieorientiert durch Schwerpunktset-
zung auf Schlüsselprojekte. Zwar ist bei der Präsen-
tation der Politik viel von Anreizen und marktwirt-
schaftlichen Ansätzen die Rede, allerdings werden
diese im Detail nicht definiert.

Starke Stellung von Provinzen und
Kommunen

Die mangelnde Ausgestaltung des Anreiz-Instrumen-
tariums in diesem nationalen Plan hängt auch damit
zusammen, dass in der chinesischen Politik auf natio-
naler Ebene eher Ziele vorgegeben und Prinzipien
verkündet werden, die konkrete Umsetzung und Aus-
gestaltung der Politik zur Zielerreichung aber den
Provinzen, Städten und Landkreisen überlassen wird.
Diese sind allerdings politisch zumeist noch konser-
vativer als die Staatsregierung und neigen zu dirigis-
tischer Politik und oft zu diskretionären Maßnahmen. 

Auffällig im Vergleich zur deutschen Einsparpolitik15

ist das hohe Maß an Interventionismus im Industrie-
sektor, zu dem in China auch die Energiewirtschaft
selbst gezählt wird. Hier wird ein ressourcensparen-
des Wachstum angestrebt einschließlich einer weite-
ren Umstrukturierung durch Drosselung des Wachs-
tums von energieintensiven Grundstoffindustrien. Letz-
tere werden auch einer besonderen Beobachtung
mit dem Ziel höherer Energieeffizienz unterworfen,
wobei insbesondere bestimmte Technologien und
Prozesse verbessert werden sollen. Das Vertrauen in
Selbststeuerung mit Hilfe erhöhter Preise, in Selbst-
verpflichtungen und in die Entwicklung eines Marktes
für Energy Services ist nicht sehr groß. Mit Selbstver-
pflichtungen bzw. freiwilligen Vereinbarungen wird
lokal experimentiert. 

Im Gegensatz dazu ist die Einsparpolitik, die in
Deutschland seit langem ein vielfältiges Instrumenta-
rium einsetzt, im chinesischen Haushaltsbereich ver-
gleichsweise schlicht. In Bezug auf die Raumwärme
wird weiter auf erhöhte Standards gesetzt, die wie
auch die verbrauchsabhängige Heizkostenabrech-
nung endlich mit erhöhtem Druck auf die Lokalregie-
rung durchgesetzt werden sollen. Bei den Haushalts-
geräten wird seit einiger Zeit eine Politik der doppel-
ten Standards verfolgt, bestehend aus obligatori-
schen Mindestanforderungen und einem Labelling.

Auch für den Transportsektor werden konkrete Tech-
nologien benannt, die eingeführt, gefördert oder eli-
miniert werden sollen. Für Personenkraftwagen steht
die Einführung eines gewichtsabhängigen Motor Ve-
hicle Fuel Economy Standards nach europäischem
Muster bevor, begleitet von Emissionsstandards nach
EURO-Kategorien sowie den erforderlichen Kraftstoff-
qualitätsstandards. Dabei ist auch von der Einführung
von Mineralölsteuern die Rede.

Umwelt- und Klimaschutz gewinnen
an Gewicht

Die Energiesparmaßnahmen haben auch eine starke
umwelt- und klimapolitische Motivation. Neben der
Energieeffizienz setzt die Umweltpolitik im Energie-
sektor mit dem Ziel der Luftreinhaltung bei Abgasrei-
nigung Maßnahmen in den Prozessen der Energie-
umwandlung und bei der Qualität der Brenn- und
Treibstoffe an. Zunehmend gerät auch der allgemei-
ne Ressourcenschutz in das Blickfeld. Im Zusammen-
hang mit dem Bergbau geht es um Bodenschutz und
Rehabilitierung sowie um das Sonderproblem der
Kohlenflözbrände. Bei den Kraftwerken wird neben
der Luftreinhaltung zunehmend auch das Wasserpro-
blem angegangen.

Als zentrales Instrument der Luftreinhaltepolitik bei sta-
tionären Punkt-Emittenten zeichnet sich der Emissions-
handel ab, der bereits in Ostchina erprobt wurde.
Bereits zum 01.01.2004 wurden die Emissions-
grenzwerte für Kraftwerke erheblich verschärft. Diese
gelten für Flugstaub, SO2 und NOx und sind für die
Anlagen nach Baujahren bzw. Neubau, Ausbau
bzw. Umbau gestaffelt.16 Auch für mobile Emittenten
gelten Grenzwerte, die sich an den EURO-Normen
orientieren. 

Die Fortschritte bei den Prozessen stehen stark unter
technologiepolitischem Einfluss. Sie werden sowohl
von den Anlagenbauern zur Erlangung von Wettbe-
werbsvorteilen am Anlagenmarkt als auch von den
Ministerien (MOST und NDRC) vorangetrieben, zum
einen über die Forschung und zum anderen über
Ausschreibungen und Genehmigungsverfahren. Da-
bei geht es auch um den Transfer von Technologien,
die international bereits verfügbar sind.
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Preisbehörde legt überwiegend
kostenorientierte Energiepreise fest

Die Energiepreise werden in China im Prinzip kos-
tenorientiert gebildet und nach wie vor von einer
Preisbehörde (innerhalb der NDRC) festgesetzt bzw.
genehmigt und überwacht. Die Preisbehörde legt in
erster Linie historische Kosten zugrunde und berück-
sichtigt zudem politische Kriterien, insbesondere zur
finanziellen Entlastung der Privathaushalte. So wer-
den volkswirtschaftliche Kosten und kurzfristige
Knappheiten nicht voll in den Preisen reflektiert. Im
Gegensatz zu Strom, Mineralölprodukten und Gas
hat sich die Preisaufsicht bei der Kohle ganz zurück-
gezogen. Hier versucht NDRC nur noch einen funk-
tionsfähigen Markt zur Deckung der Nachfrage zu
organisieren.

Die Energiepreise sind im Preisspektrum von Gütern
und Dienstleistungen sowie gemessen an den Ein-
kommen in China ein wichtiger Kostenfaktor. Da die
Betriebe ebenso wie die privaten Haushalte nicht
mehr nach Planzuteilung, sondern nach Marktlage,
Einkommen und Vermögen ihren Konsum bzw. Pro-
duktion und Faktoreinsatz bestimmen, erfüllen die
Preise eine Signal- und Allokationsfunktion, wenn
auch in eingeschränktem Maße. Eine Ausnahme bil-
det nach wie vor die Fernwärme, die noch immer
nicht nach Verbrauch abgerechnet wird. 

Preisspektrum von Energieträgern 
(1 € = 10 Y RMB) in China 2004

Haus- Gewerbe Industrie Trans-
halte port

Strom 
pro ct/kwH 3,5 – 0,6 – 0,3 – 
Tagestarif 6,5 0,8 0,7 

Kohle pro €/t 250 – 
500 

Erdgas € pro m3 0,2 – 0,17 – 0,11 – 
0,3 0,25 0,15

Benzin ct pro Liter Ca. 40

Fernwärme € pro 1,2 – 
m2/a 3,0

Je nach 
eingesetztem Energieträger

Aus verschiedenen Quellen und Informationen zusammengestellt 

Preisliche Anreize über Verbrauchssteuern werden in
der chinesischen Einsparpolitik bisher noch wenig
eingesetzt. Nur in seltenen Fällen werden steuerliche
Anreize oder Zuschüsse gewährt. Bisher sind fiskali-
sche Anreize, die öffentliche Haushalte oder Sonder-
haushalte belasten oder auch unterstützen würden, in
der chinesischen Energiepolitik wenig gebräuchlich,
werden aber zunehmend in Betracht gezogen. 

Marktmechanismen sollen künftig stärker genutzt wer-
den, sogar als „leitendes“17 Prinzip der Allokation.
Allerdings will die interne Entwicklungspolitik nicht
von der Preisfestsetzung durch die Preisbehörde ab-
rücken und nach wie vor werden Mengen, Nut-
zungsgrade oder Emissionen als Indikatorwerte sei-
tens der Administration vorgegeben. Dadurch entste-
hen widersprüchliche Signale für die Allokation und
Grauzonen, die je nach Marktlage und politischen
Machtverhältnissen genutzt werden. 

Institutionen der chinesischen
Energieadministration

Im März 2003 wurde mit der Regierungsbildung die
chinesische Energieadministration neu organisiert (sie-
he nachfolgende Abbildung). Dies war ein weiterer
Schritt nach der großen Reform im Jahre 1997, als
die Spartenministerien abgeschafft wurden und eine
erste Trennung zwischen politisch-administrativen und
unternehmerisch-operativen Funktionen erfolgt war.

Der neue große Schritt im Reformprozess sollte die
jahrelangen Kompetenzkonflikte überwinden und die
Entwicklung einer kohärenten Energiepolitik begünsti-
gen. Alle energiebezogenen Kompetenzen der frü-
heren Kommissionen für Wirtschaft und Handel
(SETC) sowie Entwicklung und Planung (SDPC) gin-
gen auf die Nationale Entwicklungs- und Reform-
kommission (NDRC) über. Die Kompetenzen zur
Energieversorgung wurden in einer Sonderabteilung
des NDRC, dem Energy Bureau, zusammengefasst,
während man die Fragen des Energieverbrauchs
und der Energieeffizienz der Umweltabteilung zuord-
nete. In der NDRC (Regionalabteilung) ist zudem das
Büro für die Koordinierung der Klimaschutzpolitik
(ONCCCC), jetzt auch Designated National Autho-
rity (DNA) für den Clean Development Mechanism
(CDM), angesiedelt, das wiederum eng mit den Re-
feraten des Außenamtes sowie des Ministeriums für
Wissenschaft und Technologie (MOST) zusammenar-
beitet. 
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In der NDRC fungieren noch immer starke Aufsichts-
und Genehmigungsbehörden, die über Zuständig-
keiten bei Preisfestlegungen, Investitionen und der
Vergabe von Auslandskrediten verfügen. Zudem wur-
de die Kommission für Aufsicht und Verwaltung der
staatlichen Vermögenswerte (SASAC) eingesetzt, mit
dem Auftrag zur Beaufsichtigung des Managements
der staatseigenen Unternehmen (State-Owned Enter-
prises, SOE), die in allen Teilen der Energiewirtschaft
vorherrschen.

Politische und administrative Akteure

Im Zuge der institutionellen Reform des Stromsektors
entstanden nicht nur sieben neue SOE aus der Zer-
schlagung der State Power Corporation, sondern
auch eine Regulierungsbehörde, die China Electric
Power Regulatory Commission (SERC). Die SERC ist
gegenüber der Exekutive weisungsgebunden, aber
nicht Mitglied des Kabinetts. 

Mitglieder des Kabinetts (State Council) mit energie-
politisch relevanten Funktionen, das unter dem Minis-
terpräsidenten Direktiven und Anweisungen zur Ener-
giepolitik ausgibt, sind:

• NDRC (Energy Bureau, Umweltabteilung, Regio-
nalabteilung mit ONCCC – DNA für CDM, Trans-
portabteilung, Preisaufsicht, Investitionsaufsicht)

• MOST, das weit über die Grundlagenforschung
hinaus neue Energieverbrauchs- und Versorgungs-
technologien fördert, gemeinsam mit dem NDRC
für die Nachhaltige Entwicklung sorgen soll (dafür
ACCA 21; Administrative Centre for China’s
Agenda 21) und stark in die Klimaschutzpolitik
eingebunden ist. 

• Das Bauministerium mit Zuständigkeiten für das
Bauwesen, die Stadtentwicklung, aber auch für
die Fernwärme und die Gasversorgung sowie den
Straßenverkehr. 

• Das Landwirtschaftsministerium (MOA) das unter
anderem für die ländliche Industrie (Town and Vil-
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lage Enterprises – TVA) und für die ländliche nicht
elektrische  Energie zuständig ist.

• Das Wasserressourcenministerium (MOWR), das
eine Vielzahl von Kleinwasserkraftanlagen und
elektrischen Inselversorgungsnetzen betreibt. 

• Die State Environmental Protection Administration
(SEPA), eine Mischung aus Umweltministerium und
Kontrollbehörde.

• Weiterhin das Finanzministerium (MOF), das
Außenministerium (MOFA) und die SASAC mit
verschiedenen Zuständigkeiten.

Im Frühjahr 2005 wird es zu einer Anpassung der
Energieorganisation in der Exekutive kommen, die ihr
eine größere Kapazität zur Bearbeitung der dring-
lichen Energieprobleme geben soll. 

In der Legislative, dem National People’s Congress
(NPC), ergreifen Ausschüsse zunehmend die Initiative
zugunsten des Umweltschutzes sowie der Erneuer-
baren Energien und drängen auf gesetzgeberische
Veränderungen, die von den interessierten Ressorts
der Exekutive mehr oder weniger unterstützt werden.
Nach der erfolgreichen Gesetzgebung zur Förderung
Erneuerbarer Energien waren dort Anfang 2005 u.a.
die Novellierungen des Energieeinsparungsgesetzes
sowie des Elektrizitätsgesetzes vorbereitet worden.

Veränderungsprozess erzeugt Konflikte

Die institutionellen Arrangements des Energiesektors
sind weiteren Änderungen unterworfen. Planwirt-
schaftliche Verfahren werden zunehmend durch
marktwirtschaftliche ersetzt. Die Organisationsland-
schaft der Subsektoren und der Marktstufen wird kräf-
tig ummodelliert. Die Property Rights Arrangements
werden verändert. Dies geschieht zumeist durch Ka-
binettsbeschluss. Die gesetzlichen Grundlagen dazu
werden erst dann festgelegt, wenn klargestellt ist,
welche Regeln gelten sollen. 

Dieser Veränderungsprozess bringt zwangsläufig Un-
stimmigkeiten und Konflikte mit sich. Nicht nur Regeln
werden geändert. Durch die Einführung der Markt-
wirtschaft wurde auch die Zahl der Akteure in allen
wirtschaftlichen Prozessen erhöht, so dass immer
mehr Interessengegensätze verhandelt werden müs-
sen, was nicht nur im ökonomischen Markt, sondern
auch im „politischen Markt“ abläuft. Aufgrund der
Dezentralisierung hat die Zentralmacht immer weni-
ger Durchgriff gegenüber den oft eigenwilligen Lo-
kalregierungen. Dass während dieser tiefgreifenden
Änderungen die Funktionsfähigkeit der Systeme er-

halten bleibt, dafür muss neben der Administration
und den Regulierern die Partei Sorge tragen. Für
Streitfälle steht die Rechtsprechung nur begrenzt zur
Verfügung, nicht weil sie nicht unabhängig ist, son-
dern weil die Regeln des aufkommenden Energie-
marktes oft noch gar nicht kodifiziert sind.

Status und Perspektiven 
der Enegieträger 

Mineralöl

Der Verbrauch von Mineralölprodukten hat 2004 die
Schwelle von 300 Mio. t Öleinheiten (OE, 1 t OE =
1,428 t SKE) überschritten, nachdem er 1995 noch
bei 150 Mio. t gelegen hatte. Die Tabelle (vgl.
S. 22) gibt einen Überblick über die Verbrauchscha-
rakteristik und -tendenzen und belegt die starke
Wachstumsdynamik in Zusammenhang mit der ex-
pandierenden Mobilität. 

China hatte 2003 eine Raffineriekapazität von 5,5
Mio. Barrel/Tag, mit einem hohen Anteil von Cra-
cker-Kapazität. Die Kapazität war in Umfang und
Struktur ausreichend zur Deckung des Bedarfs. Die
Auslastung der Raffinerien erreichte 2003 fast 80 %,
ihre Effizienz wird mit ca. 97 % angegeben. 

Der Produkten-Importsaldo beträgt etwa 25 Mio. t.
Die Struktur des Saldos hängt stark von der konjunk-
turellen Situationen ab. So führte die hohe Strom-
nachfrage in den letzten Jahren zu einem steigenden
Schweröl- und Dieselbedarf zum Betrieb von Reser-
veanlagen, der zum Teil importiert werden muss. Die
Produktenpreise werden von der NDRC festgelegt.
Allerdings erfolgt auch hier eine kostenorientierte
Preisbildung, die relativ rasch auf die Weltmarkt-
preisänderungen reagiert und Margen für Verarbei-
tung und Vertrieb zulässt. Die Preise liegen nach inter-
nationalen Maßstäben im unteren Mittelfeld, nahe
am Preisniveau der USA und sind somit nicht subven-
tioniert.18 Es ist geplant, eine Verbrauchssteuer ein-
zuführen, mit der dann die Kraftfahrzeugsteuer ent-
lastet wird.

China ist dabei, eine strategische Ölreserve aufzu-
bauen. Bereits 2003 wurde mit dem Bau eines La-
gers in der Provinz Zhejiang im Osten begonnen. Ins-
gesamt sollen bis 2010 an vier bis sechs Standorten
Lager mit einer Kapazität entstehen, die dem Ölim-
port von 50 Tagen entsprechen. Dazu zählen auch
die Lager der Ölgesellschaften, die eine Reserve für
21 Tage bilden sollen. Chinas Ölimporte werden im
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Mineralölproduktenverbrauch in China 

Verbrauch in Mio. t Anteil Verbrauchs- Verbrauchsbereiche
Öl-äquivalent tendenz

Schweres Heizöl 
und Rohöl direkt ca. 50 20 % langfristig stagnierend Dampfkessel in 

kurzfristig steigend Industrie, Fernwärme,
Transport

Leichtes Heizöl 
bzw. Diesel ca. 100 40 % stark steigend Frachttransport (Straße,

Schiff, Bahn), 
künftig auch Personen 

Kerosin und Jet fuel ca. 10 4 % stark steigend Flugverkehr

Benzin ca. 50 20 % steigend Personenverkehr

Naphtha ca. 25 10 % stark steigend Rohstoff

LPG ca. 15 6 % steigend Industrie, Kochgas, 
Personenverkehr

Quelle: East West Institute; Statistical Yearbook, PR China 

Quelle: Energy Information Administration EIA
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Jahre 2010 angesichts einer voraussichtlichen Nach-
frage von dann ca. 380 Mio. t auf etwa 200 Mio.
t steigen, da die inländische Förderung bei ca. 170
Mio. t stagniert. 2003 wurden netto bereits 80
Mio. t importiert. Seit Mitte der 1990er Jahre reicht
die inländische Ölförderung nicht mehr zur Bedarfs-
deckung aus. 

Stark steigender Ölimportbedarf

Die chinesischen Rohölreserven werden mit 2,5 bis
3 Mrd. t OE angegeben.19 Die derzeitige Produk-
tion von 170 Mio. Öltonnen lässt sich kaum noch
steigern. Bei dem weiter steigenden Verbrauch wird
daher der Importbedarf noch rascher als bisher an-
wachsen. Nach dem oben beschriebenen Einspar-
szenario wird China 2020 umgerechnet 760 Mio. t
SKE, also etwa 550 Mio. t OE, verbrauchen und da-
von etwa 400 Mio. Öltonnen jährlich importieren
müssen. 

Mit der institutionellen Umstrukturierung Ende der
1990er Jahre wurde auf der politischen Ebene eine
State Oil and Chemical Industry Administration (SO-
CIA) geschaffen und die operative Seite auf drei na-
tionale Gesellschaften mit unterschiedlichen Schwer-
punkten konzentriert: Produktion, Offshore-Produktion
sowie Verarbeitung. Die Steuerungsebenen sowohl
der Politik als auch der SOEs wurden auf der Zen-
tralstaatsebene belassen. Mittlerweile wurde die SO-
CIA abgeschafft. Die politische Steuerung, auch die
Administration der nationalen Ölreserve, liegt nun-
mehr beim Energy Bureau. Die Gesellschafterfunktion
nimmt seit 2003 auch hier SASAC wahr. 

Die chinesische Ölwirtschaft wird seither geprägt
von drei Gesellschaften, die sich zunehmend vertikal
integrieren und die mit Beteiligungsgesellschaften an
internationalen Börsen notiert sind. China National
Petroleum Company (CNPC – PetroChina), ur-
sprünglich mit Schwerpunkt in der Förderung, Sino-
pec mit Schwerpunkt bei den Raffinerien und China
National Offshore Oil Corporation mit Schwerpunkt
in der Offshore-Produktion. Diese Gesellschaften sind
auch stark als Investoren im Chemiesektor engagiert.
Hier, wie auch upstream in der Exploration und
downstream im Tankstellenbereich, ist die Zu-
sammenarbeit mit ausländischen multinationalen Fir-
men (ExxonMobil, Shell, BP, BASF etc.) intensiv. Im
Frühjahr 2005 sind Ansätze zu erkennen, weiteren
Akteuren den Marktzugang im upstream zu gewäh-
ren.

Der Einzelhandel mit Mineralölprodukten musste
nach dem WTO-Abkommen von 2004 geöffnet wer-
den, der Großhandel folgt 2005. SinoPec und
PetroChina haben den Tankstellenmarkt mit einer
Vielzahl von Anlagen besetzt, in einigen Provinzen in
Joint Ventures mit multinationalen Ölgesellschaften.
Der Zugang zu den mittleren Marktstufen ist für aus-
ländische Investoren noch schwierig.

Erdgas

Der Erdgasverbrauch Chinas verharrte in den
1990er Jahren bei einem PEV-Anteil von 2 %. Noch
immer nehmen aus Kohle oder Mineralöl produzierte
Gase im Endenergieverbrauch Chinas eine wichti-
gere Rolle als Erdgas ein. In ganz China wird mit
Gas gekocht. In vielen Städten gibt es Stadtgasnet-
ze. Erst seit dem Jahr 2000 steigt der Erdgaseinsatz
signifikant an. Bisher handelte es sich um die lager-
stättennahe Nutzung von Vorkommen insbesondere
in Sichuan. In Nordchina erfolgt nunmehr ausgehend
vom Ordos-Becken sukzessive die Erschließung des
Wärmemarkts von Peking und weiterer Großstädte.
Ost und Zentralchinas Industrie- und Kraftwerksgas-
märkte werden aus den westlichen Vorkommen und
mit Offshore-Erdgas erschlossen. Weiterhin gewin-
nen Importprojekte mit LNG an Gewicht.

Im Jahr 2003 wurden 34 Mrd. m3 Erdgas einge-
setzt. Davon entfielen

• 34 % auf die chemische Industrie als Rohstoff,
hauptsächlich zur Düngemittelproduktion, 

• 29 % auf die industrielle Nutzung als Energieliefe-
rant, 

• 23 % auf den Koch- und Raumwärmemarkt 
• 14 % auf die Stromerzeugung. 

Allmähliche Marktdurchdringung 
des Erdgases

Die Vermarktung des Erdgases bei Großabnehmern
ist auf erhebliche Schwierigkeiten gestoßen, solange
eine kostenorientierte Preisbildung versucht wurde.
Erst in den letzten Jahren wird eine gewisse Preisdif-
ferenzierung nach der Anlegbarkeit akzeptiert, so
dass auch Abschlüsse mit der chemischen Industrie
und den Kraftwerken möglich wurden. Die Preise für
diese Großabnehmer mussten dazu bis auf 1,1 Yuan
RMB pro m3 gesenkt werden, dies entspricht etwa
0,13 US$/m3. 
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Die Vermarktung des Erdgases in den Städten kann
auf den Stadtgasnetzen aufbauen. Sehr rasch ist die
Umstellung der Heizwerke von Kohle auf Erdgas
möglich, was auch aus Gründen der Luftreinhaltung
in einigen Stadtgebieten angeordnet wird. Dabei
wird auf die nahe liegende Kraft-Wärmekopplung
verzichtet, obwohl eine bessere Wirtschaftlichkeit er-
zielt wird, wenn mit ihr der sommerliche Kühlungsbe-
darf gedeckt werden kann. Dies ergänzt sich sinnvoll
mit der bisher hohen Saisonabhängigkeit des Erd-
gasabsatzes auf dem Wärmemarkt, die zu niedrigen
Auslastungsgraden und hohem Speicherbedarf führt. 

Die Gasversorger beginnen für hohe Benutzungs-
dauer günstige Preise einzuräumen, die für öffentli-
che Einrichtungen und gewerbliche Betriebe Anreize
geben, kleine Blockheizkraftwerke (BHKW) zu er-
richten. Die Stromnetzgesellschaften wehren sich
noch erfolgreich gegen die Einspeisung aus dezen-
traler Stromerzeugung, so dass größere BHKW noch
nicht zum Zuge kommen. Hingegen schafft die Erd-
gasvorrangpolitik große Marktchancen für die Gas-
Etagenheizungen, die von einigen europäischen
Herstellern rasch wahrgenommen werden. 

Die wirtschaftlich gewinnbaren Gasreserven Chinas
werden mit 1,4 bis 1,8 Billionen m3 angegeben20,
die Gesamtressourcen mit 7 bis 14 Billionen m3.21

Die Vorkommen konzentrieren sich auf das Tarim- und
das Qaidam-Becken in der West-Provinz Xinjiang,
die nunmehr erschlossen werden. Die kleineren Vor-
kommen im mittelwestlichen Ordos-Becken in Shaan-
xi/Innere Mongolei, in Sichuan und in der Songliao-
Ebene im Nordosten werden bereits gefördert. Ne-
ben den bereits in der Ausbeutung befindlichen Re-
serven vor Shanghai und dem südlichen Hainan wer-
den von den Offshore-Vorkommen im Norden größe-
re Beiträge erhofft. Die Nutzung der Hauptvorkom-
men erfordert die Errichtung entsprechender Pipeline-
netze. Den Gasreserven hinzuzurechnen ist das Gru-
bengas aus Kohleflözen, dessen Reserven in China
immerhin auf 75 Mrd. m3 geschätzt werden. 

Ausbau des Pipelinenetzes

Die inländische Förderung stieg im Jahre 2004 auf
über 40 Mio. m3. Ein kleiner Teil davon wird nach
Hongkong exportiert. Die Förderung soll bis 2020
auf 100 Mio. m3 ausgebaut werden, womit sie dann
ihr voraussichtliches Maximum erreicht hätte. Rückgrat
der künftigen Erdgasversorgung soll die West-Ost-Pi-
peline sein, die über 4000 km entfernte Lagerstätten
und Verbrauchsschwerpunkte miteinander verbindet.
Diese Leitung soll zunehmend mit anderen Aufkom-
men vernetzt und im nächsten Jahrzehnt upstream
nach Westen und Norden zur Einbeziehung von Erd-
gas aus Kasachstan bzw. Sibirien erweitert werden.

Der Erdgaseinsatz soll 2020 insgesamt etwa 200
Mio. m3 erreichen, was Importe von bis zu 100
Mio. m3 erforderlich machen würde. Der Erdgasim-
port wurde bereits aufgenommen in Form von LNG.
Eine Reihe von LNG-Terminals zur Aufnahme von im-
portiertem Erdgas ist an der Süd- und der Ostküste in
Planung.

Bisher wird die Erdgaswirtschaft upstream und auch in
der chemischen Verwendung von den drei nationalen
Ölgesellschaften beherrscht. Ausländische Unterneh-
men sind an Exploration und Produktion (z.B. bei Er-
döl) und auch im Rahmen der Nutzung als Rohstoff-
und Energieträger in der chemischen Industrie betei-
ligt, Letzteres mit stark steigender Tendenz. Die Beteili-
gung von ausländischen Konsortien an der West-Ost-
Pipeline ist 2004 wieder rückgängig gemacht wor-
den, da die wirtschaftlichen Ansprüche der ausländi-
schen Firmen nicht befriedigt werden konnten.

Downstream sind die städtischen Gasgesellschaften
mit Verteilung und Vertrieb befasst. Es handelt sich in
der Regel um Spartenunternehmen, die über die städ-
tische Vermögensgesellschaft mit Fernwärme- und
über Wasserversorger mit der Holding verbunden
sind, nicht aber mit den städtischen Elektrizitätsver-
sorgungsunternehmen (EVU), da diese vertikal mit
den regionalen EVU zur staatlichen Netzgesellschaft
zählen. Im Vergleich zum deutschen Querverbund
stellt die Spartenorganisation eine gewisse Er-
schwernis für die Gesamtoptimierung des Energie-
systems dar. 

Mit einem Erlass des Staatsrats wurden im März
2005 auch Privatunternehmen, in Zusammenarbeit
mit den staatlichen, zur Verteilung von Gas, Fern-
wärme und anderen öffentlichen Dienstleistungen zu-
gelassen, nicht aber zur Stromverteilung.
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Kohle

Nach einem Verbrauchsrückgang in der Zeit von
1996 bis 2001 steigt der Kohlebedarf seit 2002
wieder stark an. Für das Jahr 2004 wird seitens des
Energy Bureau ein Niveau von ca. 1850 Mio. t ge-
nannt, was umgerechnet einem Verbrauch von
knapp 1500 Mio. t Steinkohleeinheiten (SKE) ent-
spricht22 (Zum Vergleich: Deutschlands Stein- und
Braunkohleverbrauch betrug 2004 rd. 122 Mio. t
SKE). Etwa die Hälfte des Kohleverbrauchs entfällt
auf Kraftwerke und Heizwerke, deren Anteil zu-
nimmt. Der Anteil der Kokereien steigt ebenfalls und
liegt mittlerweile bei ca. 15 %, während der Bedarf
an Kesselkohle seitens der Industrie stagniert und der
Verbrauch privater Haushalte sowie anderer Anwen-
dungen ebenfalls mengenmäßig rückläufig ist. 

Gemessen an den veröffentlichten Zahlen hat die
Kohleproduktion Chinas zwischen 1996 und 2002
ein tiefes Tal durchschritten. Die statistischen Werte
für den Kohleverbrauch und die Produktion von
1998 bis 2001 werden allerdings als zu niedrig an-
gezweifelt. Die Werte ab 2002 dürften die Realität
zuverlässiger wiedergeben. Zum Einfluss der Kohle-
verbrauchsdaten auf die Gesamt-PEV-Daten vgl. Ab-
bildung S. 13. 

Die Unzuverlässigkeit der statistischen Angaben ist
eine Begleiterscheinung des institutionellen Umbruchs
in der chinesischen Kohlewirtschaft, der mit der Ab-
schaffung des Kohleministeriums 1997 einsetzte.
Nach einer Übergangszeit unter einer Behörde im
Rang eines Vizeministeriums (State Administration of
Coal Industry) wurde die Zuständigkeit für den Koh-
lebergbau auf die Provinzen verlagert und die Auf-
sicht bzw. Regulierung dezentralisiert.23

Reform im Kohlesektor

Gleichzeitig wurde auch das Eigentum an den staat-
lichen Betrieben von der Zentralregierung an die Pro-
vinzen übertragen. Die Betriebsführung wird jedoch
nach kommerziellen Gesichtspunkten von Unterneh-
men wahrgenommen, in denen immer mehr Einzelbe-
triebe zusammengefasst werden. Diese Konzerne,
die sich auf Provinzebene herausbilden und zuneh-
mend stärker werden und z.B. auch in den Kraft-
werksbau diversifizieren, haben eine kommerzielle
Ausrichtung, sind jedoch noch weitgehend (bis auf
börsennotierte Tochtergesellschaften) in staatlicher
Hand. Sie werden von den Provinzbüros der SASAC
überwacht. Damit folgt die Reform im Kohlesektor ei-

nem anderen Muster als im Mineralölbereich: Sie
steuert auf einen Wettbewerb zwischen vielen Anbie-
tern zu und dezentralisiert die Regulierung. Auf natio-
naler Ebene liegt die Zuständigkeit für die Kohlepoli-
tik im Energy Bureau, es wurde eine State Administra-
tion for Coal Mine Safety (SACMS) im Rahmen der
Arbeitssicherheits-Administration (SAWS) eingerichtet.

Die Zahl der Grubenbetriebe nimmt sehr rasch ab.24

Unrentable Kleinbetriebe wurden zu Zehntausenden
geschlossen – einige allerdings illegal oder am Rande
der Legalität mit Billigung der Kommunen weiterbetrie-
ben – mittlere und große Betriebe mit guter Kohlequa-
lität dagegen wurden erweitert bzw. neu aufgeschlos-
sen. Die durchschnittliche Arbeitsproduktivität nimmt er-
heblich zu, liegt allerdings auch in den mittleren und
großen Betrieben nur bei 100 bzw. 150 t pro Be-
schäftigtem, wobei allerdings auch die Beschäftigten
in den Einheiten insgesamt mitgezählt werden. Die
Schließung vieler Kleinbetriebe hat die Arbeitslosigkeit
in den Kohlegebieten mit kleinteiligen Strukturen er-
höht. 

Chinas Kohlenminen noch immer
gefährlich

In Chinas Bergwerken werden jährlich 35 % der welt-
weiten Kohlefördermenge abgebaut - dennoch gesche-
hen in ihnen rund 80 % aller Unfälle. Die Todesrate pro
Million Fördertonnen ist insgesamt hundertmal so hoch
wie beispielsweise in den USA und zehnmal so hoch
wie in Indien. Damit gelten Chinas 28.000 Kohlemi-
nen als die gefährlichsten der Welt. Allein 2004 verlo-
ren dort 6.027 Menschen unter Tage ihr Leben. Die Po-
litik hat das Problem erkannt und beginnt inzwischen
auch mit einem Minengesetz die Mindeststandards her-
aufzusetzen. Viele Chinesen arbeiten noch immer in
sehr kleinen, privat geführten Minen mit schlechter Be-
lüftung und mangelnder Instandhaltung. So ist unzurei-
chend abgesaugtes Methan auch die Hauptursache für
die Explosionen unter Tage. Die Regierung hat trotz der
großen Kohlenachfrage eine Reihe von Kleinstminen
geschlossen, obgleich manche davon illegal weiterbe-
trieben wurden. Zudem hat sie seit dem Jahr 2000 über
4 Mrd. Yuan (knapp 400 Mio €) in Belüftungstechnik
und Kontrollsysteme investiert - der Bedarf wird jedoch
bei einem Vielfachen davon gesehen. Ziel ist es, die öf-
fentlichen und privaten Minen des Landes in 13 größe-
re Konzerne zu fusionieren und nicht zuletzt mithilfe aus-
ländischer Technologieunternehmen wie der RAG-Toch-
ter DBT zu modernisieren.

Quelle: Financial Times Deutschland, 2005
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Gleichzeitig wurden auch Umweltschutzmaßnahmen
wirksam: Die Verwendung stark schwefelhaltiger Kohle
(2 %) wurde untersagt, für alte Kohlekraftwerke mit nie-
driger Leistung (50 MW) wurde die Schließung ange-
ordnet. Die Kohlebehandlung vor dem Transport, d.h.
Sortierung und Wäsche, wurde allmählich verbessert.
All dies konnte naturgemäß nicht kurzfristig umgesetzt
werden, so dass auch derzeit noch Kohlegruben und
kleine Kraftwerke illegal betrieben werden und stark
schwefelhaltige Kohle gehandelt wird. Die entspre-
chenden Kohlemengen fehlen vermutlich in der offiziel-
len Statistik. 

Nachfrageschub bei Kessel- und
Kokskohle

Die inländische Nachfrage der Kraftwerke nach Kes-
selkohle hat stark angezogen. Um sie zu decken,
wird am Rande und jenseits der Kapazitätsgrenze
produziert. Dies trägt auch zur Vernachlässigung der
Sicherheit in großen Zechen bei, in denen die öf-
fentlich bekannten großen Unfälle geschehen. Hinzu
kommt eine Vielzahl von Unfällen in den oft illegalen
Kleinbetrieben, die nicht öffentlich bekannt gemacht
werden. Die SAWS gibt die Zahl der Unfälle im
Bergbau im Jahr 2004 mit 6027 Toten an. 

Auch die inländische Nachfrage nach Kokskohle ist
aufgrund der Verdopplung der Stahlproduktion in
den letzten Jahren massiv gestiegen. Da gleichzeitig
die Weltstahlkonjunktur angezogen hat, ist auch die
Exportnachfrage hoch. 2002 war China bedeuten-
der Exporteur von Kokskohle und auch von Hütten-
koks25 (aus den städtischen Kokereien). 

Infolge der unterschiedlichen Allokationsregime entste-
hen Konflikte sowohl im nationalen als auch im inter-
nationalen Handel. Nur noch ein kleiner Teil der Kes-
selkohle wird zu langfristig vereinbarten Bedingungen
von staatlichen Kohlegesellschaften an staatliche Stro-
merzeuger geliefert. Die größten Mengen sowie die
Preise werden traditionell auf dem von der Regierung
organisierten jährlichen Kohlebestelltreffen (siehe Kas-
ten) vereinbart, das allerdings an dem Widerspruch
zwischen einem preiskontrollierten Stromsektor und ei-
nem marktwirtschaftlich ausgerichteten Kohlesektor zu
scheitern droht. Diese Einrichtung wird voraussichtlich
einem dauernden Kohle-Trading-System mit mehreren
Kohle-Handelszentren Platz machen.

Neben den Vertragsmärkten gab es schon immer lo-
kale Märkte, auf dem sich kleinere Nachfrager für

Heizwerke, Industrie, Hausbrand etc. versorgen. Die
Preise reagieren hier noch heftiger auf Knappheiten. 

Die Kohleproduktion verteilt sich auf ganz China. Die
bedeutendsten Vorkommen liegen allerdings selbst
regional noch relativ weit von den Industrie- und an-
deren Verbrauchszentren entfernt. Dies erfordert ei-
nen hohen Transportaufwand. Die neuen Großkraft-
werke werden nunmehr an den Zechen- oder Ha-
fenstandorten angesiedelt.

An der Küste Südchinas soll ein Gleichgewicht herr-
schen, zwischen dem Weltmarktpreis und dem des In-
landsmarktes. Ende 2002 galt ein Referenzpreis für
Kesselkohle frei Zeche von etwa 170 Y RMB/t (um-
gerechnet 20,29 US$/t), für CIF Guangdong betrug
der Preis für importierte Kesselkohle 29,5 US$/t. 

Kessel- und Kohlehandel 
in China 2003 bis 2005 
An dem jährliche Kohlebestelltreffen unter der Ägide des
NDRC nehmen neben den Kohlegesellschaften die Stro-
merzeuger, die Industrie und auch das Eisenbahnministe-
rium teil. Nachdem der Kohlemarkt 2003 auch weltweit
zum Verkäufermarkt wurde, sträubte sich die chinesische
Kohlewirtschaft bereits 2004, ihre Kohle deutlich unter
den stark angestiegenen Weltmarktpreisen abzugeben.
Daher konnte, abgesehen von kleinen Mengen, auf dem
Treffen in Fuzhou 2004 zwischen den Partnern keine Ei-
nigung über die Preise erzielt werden. Unter dem von
NDRC festgelegten Preiserhöhungslimit von 12 Yuan/t
wurden zunächst Verträge über 480 Mio. t Kohle unter-
zeichnet, dann aber im Laufe des Jahres nicht umgesetzt.
Viele Kohlegesellschaften verweigerten die Lieferung zu
dem vereinbarten Preis. Für 2005 hatte NDRC eine ma-
ximale Preissteigerung von 8 % vorgegeben. Diese wur-
de aber beim Treffen in Qinghunagdao im Januar schon
von vorneherein ignoriert und es wurden um 20 % teure-
re Angebote abgegeben. Frei Zeche verlangte Shanxi
255 Yuan pro Tonne, Henan über 300 Yuan. Im Verla-
dehafen Qinghuangdao kostete Kohle ca. 50 US$/t.
Die Veranstaltung endete im Missklang. Die Stromerzeu-
ger haben angesichts ihrer eigenen Lieferverpflichtungen
keine Alternative als Kaufen. In der Folge hat NDRC ent-
schieden, eine Änderung in der Strompreisbildung in
Form einer Indexierung herbeizuführen. Demnach können
jetzt die Stromabgabepreise an die Industrie verändert
werden, wenn der Kohlepreisindex sich um mehr als 5 %
ändert. Bereits in 2004 hatte NDRC mit der Begründung
der steigenden Kohlepreise die Strompreise auf breiter
Front zweimal erhöht. 

Quelle: Beijing News, Electricity News, GTZ China
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Unübersichtliche Marktverhältnisse

Die reale Preissituation ist seither unübersichtlich. Es
werden offizielle Preisänderungen bei Kesselkohle
von 1,2 US$/t für 2003 und 1,5 US$/t für 2004
genannt. Die Preise variieren regional stark, da
Transportkosten und -kapazitäten einen großen Ein-
fluss haben. Wegen der Dysfunktion des Vertrags-
markts existiert eine Grauzone. Die Zechen geben
an, dass sie nicht liefern können, und versuchen,
Mengen im Spotmarkt zu deutlich höheren Preisen
abzusetzen. Die gezahlten Preise dürften 2004 um
3 bis 4 US$/t höher gelegen haben.

In dem derzeitig herrschenden Verkäufermarkt, der
Unübersichtlichkeit im Vertragsmarkt und bei kurzfris-
tig existierenden Kapazitätsgrenzen in Produktion
und Transport besteht die Gefahr, dass die Nachfra-
ge nicht ausreichend bedient wird. Dies ist insbeson-
dere dort Realität geworden, wo die Nachfrage
nicht zahlungskräftig und liquide ist. Im Winter
2004/2005 wurden von verschiedenen Orten Still-
stände gemeldet, selbst bei Heizkraftwerken, die für
die Beheizung unerlässlich sind.

Exporte von Kessel- oder Kokskohle in den Weltmarkt
wären wegen der noch höheren Preise attraktiv ge-
wesen. Da der Kohlemangel bereits die Strom- und
Stahlerzeugung und damit die chinesische Konjunk-
tur zu beeinträchtigen begann, hat die chinesische
Regierung der Versorgung des Inlandsmarktes Vor-
rang eingeräumt und die Exporte gedrosselt. Da-
durch wurden die Quoten für die Exportlizenzen re-
duziert und die Mehrwertsteuerrückerstattung für Ex-
porte abgeschafft. Da die Kokskohleexporte zum Er-
liegen kamen, wurde China 2004 von der EU bei
der WTO verklagt. China musste nachgeben und
die Exporte wieder zulassen.

12 % der Weltkohlevorräte 
liegen in China

Chinas nachgewiesene Kohlevorräte werden mit
1.020 Mrd. t SKE angegeben26, (rund 12 % der
weltweiten Vorräte, zum Vergleich: Der Anteil
Deutschlands liegt bei 4 %, zum großen Teil in mäch-
tigen Flözen und flacher Lagerung. Auch wenn die
Kohle zum Teil in geringer Teufe ansteht, ist zu ihrer
Gewinnung zumeist Tiefbau erforderlich.27 Die nach-
gewiesenen produzierbaren Reserven werden mit
189 Mrd. t SKE (Ministry of Land Ressources), 115
Mrd. t SKE (BP) bzw. 71 Mrd. t SKE (BGR) angege-
ben. Bei ausreichenden Investitionen ist es auch an-

gesichts der niedrigeren Reservenschätzung durch-
aus möglich, die Produktionskapazität mittelfristig auf
2 Mrd. t SKE und langfristig auf 3 Mrd. t SKE zu stei-
gern. (zum Vergleich: Deutschlands Steinkohleförde-
rung betrug 2004 rd. 26 Mio. t SKE). Die Regierung
motiviert derzeit die Unternehmen, den Ausbau vor-
anzutreiben.

Die jährlichen Verluste durch Kohleflözbrände wer-
den auf 20 bis 100 Mio. t geschätzt. Ursachen sind
neben der unsachgemäßen Schließung von Berg-
werken auch Selbstentzündungen von Flözen nahe
der Oberfläche in den trockenheißen Gebieten Chi-
nas wie etwa im Nordwesten. Durch diese Brände
werden große Mengen an Treibhausgasen freige-
setzt. Die chinesische Regierung führt mit deutscher
Unterstützung ein Programm zur Löschung von Kohle-
flözbränden durch.28

Methan entweicht in vielen Grubenbetrieben unge-
nutzt. Es ist nicht nur ein klimaschädigendes Treib-
hausgas, sondern es trägt auch zu den Grubengas-
explosionen bei, die das Unfallrisiko erhöhen. Erst in
einigen Gruben wird Grubengas abgeleitet und für
energetische Zwecke genutzt. Es wird auch damit
begonnen, das Methan in den nicht im Abbau be-
findlichen Lagerstätten zu nutzen. 

Starker Einfluss auf die globalen 
CO2-Emissionen

Die Energiepolitik weist der Kohle für die Zukunft ei-
ne tragende Rolle zu. 2020 soll sie noch 60 % zum
PEV beitragen. Ihre Nutzung soll aber, abgesehen
von den Hüttenkokereien, auf die Großkesselanla-
gen konzentriert werden. Bei dieser Nutzung lassen
sich die lokalen Umweltwirkungen wesentlich besser
kontrollieren und reduzieren. An den Großkesseln
sind die end of pipe-Technologien wie Entstaubung,
Rauchgasentschwefelung und Entstickung zu vertret-
baren Kosten einsetzbar. Diese Großanlagen bieten
auch bessere Möglichkeiten zur Anhebung der Wir-
kungsgrade, allerdings nicht zur Kraft-Wärmekopp-
lung. 

Kohle bleibt auf absehbare Zeit der zentrale Ener-
gieträger der chinesischen Energiewirtschaft. Selbst
im anspruchsvollen Einsparszenario wird ein Anstieg
des Kohleverbrauchs auf etwa 1,8 Mrd. t SKE bis
2020 erwartet. Die aktuellen Steigerungsraten las-
sen höhere Werte erwarten. Selbst wenn es gelingt,
SO2, NOx und Staub-Emissionen ähnlich zu redu-
zieren wie in Europa, so werden dennoch die Treib-
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hausgasemissionen dramatisch steigen und China
immer mehr in den Fokus der internationalen Klima-
diskussion drängen. Damit wird der Einsatz von Tech-
nologien immer dringender, die CO2-arme bzw.
CO2-freie Strom- und Wärmeerzeugung sowie Se-
questrierung ermöglichen.

Auch aus Gründen der Versorgungssicherheit und an-
gesichts des steigenden Importbedarfs an Erdöl mit
entsprechenden geopolitischen Folgen werden in
China auch die Optionen der Vergasung und der
Verflüssigung von Kohle geprüft, die dann die Ein-
satzgebiete von Kohleprodukten erneut erweitern
würden.

Elektrizität

Nach Angaben des Energy Bureau ist die
Bruttostromerzeugung 2004 auf 2187 TWh ange-
stiegen (zum Vergleich: Deutschlands Verbrauch lag
2004 bei 600 TWh). Der Bruttostromverbrauch liegt
seit Jahren um 15 bis 20 TWh darunter.29 Dies ent-
spricht wohl dem Nettoexport (Hongkong), der somit
auf unter 1 % abgesunken ist. Der Eigenverbrauch
der Kraftwerke liegt bei 6,5 %. Die Netzverluste wer-
den mit 7,5 % angegeben. Der Pumpstromverbrauch
ist geringfügig.30 Der Nettostromverbrauch liegt so-
mit bei knapp 85 % der Bruttoerzeugung, d.h. im
Jahre 2004 bei 1.850 TWh. 

Pro Kopf der chinesischen Bevölkerung liegt der Net-
toverbrauch bei etwa 1400 kWh (gegenüber 6400
kWh in Deutschland). Dabei ist die Elektrifizierung in
China sehr weit fortgeschritten. 98 % der Bevölke-
rung hat Zugang zur Stromversorgung. Von den ver-
bleibenden 30 Millionen Menschen sollen auf Basis
eines sehr ehrgeizigen Förderprogramms bis 2010
rd. 23 Millionen Menschen eine Basisversorgung er-
halten, auch wenn sie weitab vom Netz liegen, be-
vorzugt mit Erneuerbaren Energien.31

Am Nettostromverbrauch waren 2003 beteiligt:

– Grundstoffindustrie 48 % 
– Leichtindustrie 18 % 
– Haushalte 15 % 
– Öffentliche und Gewerbe 11 % 
– Landwirtschaft 6 % 
– Verkehr und Kommunikation 2 %

2004 hat sich das seit 1999 anhaltende Ver-
brauchswachstum mit Raten von 10 % pro Jahr fort-
gesetzt, mit besonders hohem Zuwachs in den

Grundstoffindustrien Stahl, Chemie, Zement und Pa-
pier. Ein signifikanter Teil der Nachfrage konnte
selbst durch zeitliche Verlagerungen nicht gedeckt
werden. Zur Deckung der Nachfrage bei gegebe-
nen Preisen fehlten 30 bis 40 GW. Dadurch hat sich
die angespannte Marktlage noch verschärft.

Starker Ausbau der Kraftwerks-
kapazitäten

Die verfügbare Leistung ist 2004 mit einem weiteren
Schub auf etwa 450 GW angestiegen. Nach An-
gaben des Energy Bureau gingen 50 GW ans
Netz, nach einem Zuwachs von 30 GW im Jahre
2003 und 12 GW in 2002. Die nachfolgende Ab-
bildung zeigt, wie die Kapazitätsentwicklung dem
Verbrauchswachstum folgt. Anscheinend wiederholt
sich in diesem Jahrzehnt der in den letzten Dekaden
beobachtete Zyklus von Nachfragewachstum –
Knappheit – Kapazitätswachstum – Überangebot –

Kernenergie: China baut auch den HTR

Angesichts des rasant steigenden Strombedarfs will
China bis zum Jahr 2020 jährlich 2 - 3 Kernkraftwerke
bauen. Bis dahin soll die Gesamtleistung der chinesi-
schen Kernkraftwerke von heute 8.700 MW auf
40.000 MW steigen, berichtete Anfang April 2005
die chinesische Staatspresse. Dies liege mehr als 10 %
über den bisherigen Plänen. „Wir beschleunigen die
Entwicklung unserer Nuklearenergie, weil sie eine sau-
bere und grüne Energie ist“, so der stellvertretende Di-
rektor der chinesischen Atomenergiebehörde, Zhang
Fubao. Im Gegensatz zu bisherigen Planungen sollen
die Kernkraftwerke nicht nur in den dicht bevölkerten
Küstengebieten gebaut werden, sondern auch im Lan-
desinneren, um die mit Kohletransporten stark bean-
spruchten Transportkapazitäten zu entlasten.

Die Tsinghua-Universität im Nordwesten von Peking be-
treibt seit dem Jahr 2000 einen 10-MW-Kugelhaufen-
reaktor (HTR). Die Testanlage arbeitet problemlos, so
dass die Chinesen jetzt den nächsten Schritt wagen: In
Weihai in der Provinz Shandong plant ein Energiekon-
sortium mit dem Stromerzeuger Huaneng und der Uni-
versität Tsinghua den Prototyp eines Kugelhaufenreak-
tors (HTR). In fünf Jahren soll die 195-MW-Anlage ans
Netz gehen. Das wäre weltweit der erste kommerziel-
le Einsatz, er brächte China im Rennen um neue, inno-
vative Reaktorkonzepte weit nach vorn. Der HTR ist ur-
sprünglich in Deutschland entwickelt worden.
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Angebotsdrosselung (siehe Kasten S. 32) unter ganz
anderen institutionellen Rahmenbedingungen.32

Die industrielle Kraft-Wärmekopplung, die im Regel-
fall auf kleine Anlagegrößen begrenzt ist, im Aus-
nahmefall aber nunmehr auch größere captive po-
wer plants umfassen kann, hat eine Kapazität von
insgesamt etwa 50 GW. Der Rest sind öffentliche
Kraftwerke und Heizkraftwerke. In der Erzeugungs-
struktur nehmen thermische Kraftwerke einen Anteil
von etwa 80 % ein, an der erzeugten Energie mehr,
an der verfügbaren Leistung weniger. Es handelt sich
im Wesentlichen um kohlegefeuerte Anlagen. Mine-
ralölprodukte werden in Zeiten der Knappheit kurz-
fristig in Ersatzfunktionen eingesetzt. Der Erdgasanteil
ist noch niedrig. Der Anteil der Kernenergie liegt heu-
te bei 2 % mit stark steigender Tendenz. Um den An-
teil zu verdoppeln, sollen in den nächsten 15 Jahren
jährlich 2–3 neue Kernkraftwerke gebaut werden.

Die Wasserkraft spielt in China seit langem eine gro-
ße Rolle. Ihr Anteil an der installierten Leistung 2003

lag bei ca. 22 %, an der Erzeugung aber im Mittel
nur bei 16 %. Entgegen früheren Schätzungen ver-
ändern die Großwasserkraftprojekte die Erzeugungs-
strukturen bisher nicht derart, dass der fossile Erzeu-
gungsanteil verringert werden kann, da gleichzeitig
das Vielfache an Kohleanlagen zugebaut wird. 

Kleinwasserkraft-Anlagen bis zu 25 MW stellen in
China den größten Anteil der Erneuerbaren Energien
an der Stromerzeugung, der bei rund 5 % liegt. Im
Jahre 2000 lag die Kapazität bei 27 GW. Neuer-
dings wird sie wieder stark ausgebaut. Netzgebun-
dene Windanlagen werden Ende 2005 das gesetz-
te Kapazitätsziel von 1000 MW erreichen, nach
730 MW in 2004. Andere Erneuerbare Energien
wie Biomasse und Photovoltaik tragen noch nicht sig-
nifikant zur Stromerzeugung bei. Photovoltaik, kleine
Windgeneratoren und Kleinstwasserkraftanlagen
werden speziell zur Dorf-Elektrifizierung von entlege-
nen Siedlungen im Westen Chinas eingesetzt, Ein-
zelsysteme versorgen ländliche und Nomaden-Haus-
halte.33
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Effizienz der Kohlekraftwerke
verbessert sich

Der spezifische Kohleverbrauch der Kraftwerke ver-
bessert sich kontinuierlich und wird von der offiziellen
Sektorstatistik für 2003 mit 381 g/kWh angege-
ben.34 Der spezifische Verbrauch in bestehenden An-
lagen wird laufend verbessert.35 Alte Anlagen wer-
den stillgelegt, neue effizientere errichtet. In der Grö-
ßenstruktur der kohlegefeuerten Anlagen stellen nach
dem Zubau der letzten Jahre Blockgrößen von über
300 MW nunmehr etwa die Hälfte der Kapazität
der thermischen Anlagen. 2004 ging der erste 900
MW-Block mit überkritischen Dampfparametern in
Betrieb.

Als Richtwert für die Erzeugungskosten aus standardi-
sierten chinesischen Anlagen wird 0,3 Y RMB/kWh
genannt, d.h. etwa 0,25 US$cent/kWh. Jeder
Technologiesprung stellt zunächst auch einen Kosten-
sprung dar. Der Schritt von unterkritischen zu überkri-
tischen Anlagen ist rechnerisch mit einer Verteuerung
von 0,01 Y RMB verbunden, obwohl er eine Ver-
besserung des Wirkungsgrades um 6 Prozentpunkte
auf 41 % mit sich bringt.36 Bei weiteren Steigerungen
des Kohlepreises dürften die überkritischen Anlagen
auch konkurrenzfähig sein. 

Die Umweltschutzmaßnahmen REA und DENOX er-
höhen neben den Investitionskosten auch den Eigen-
verbrauch in den Kraftwerken. Zudem werden ange-
sichts der Wasserknappheit zunehmend Kühl- und
Abgasreinigungssysteme mit niedrigem Wasserver-
brauch erforderlich.37

Aufbau eines nationalen 
Verbundnetzes

Im Zuge der laufenden Integration der Verbundnetze
wird die Zahl der regionalen Netze von 16 auf 12
gesenkt, die weitestgehend in sechs großen regio-
nalen Netzen integriert sind, abgesehen von den ab-
gelegenen Provinznetzen in Xinjiang, Tibet und Hai-
nan. Ein nationales Verbundnetz mit substantiellen
Verbindungen zwischen den Regionalnetzen ist für
2006 geplant. Übertragungsleitungen zum Transport
von Strom aus den großen Wasserkraftwerken von
Westen nach Osten, z.T. mit Gleichstrom, sind schon
in Betrieb. 

Regionale Ungleichgewichte in der Stromversor-
gung, Überkapazitäten und Versorgungsengpässe
waren in den vielerorts im Aufbau befindlichen Net-

zen Chinas nichts Ungewöhnliches. Die Rationierun-
gen erfolgten im Einvernehmen von Lastverteiler und
Industriebetrieben. Tendenziell wurden die Vertei-
lungsnetze eher geschont. Die Nutzungsdauer der
Lastspitze war bereits hoch, da sie nicht der Nach-
fragespitze folgte. Die Priorität lag in der Vergangen-
heit im Ausbau der Erzeugungskapazitäten und we-
niger bei den Netzkapazitäten. Demand Side Ma-
nagement (DSM) wurde nur in Krisenzeiten ange-
wandt. Ohnehin war der Vertrieb eine vernachläs-
sigte Funktion der chinesischen EVU.

Die Preise der Kraftwerkslieferungen unterliegen ei-
ner doppelten Kontrolle durch die Preisbehörden im
NDRC einerseits und der SERC andererseits. SERC
kämpft um einen größeren Einfluss auf die gesamte
Preisbildung. NDRC befürchtet den Verlust von Kon-
trollmacht und die Abkehr von politischen Preisbil-
dungskriterien.

Stark differenzierte Strompreise in den
Verbrauchssektoren

Die regulierten durchschnittlichen Verbraucherpreise
(und Weiterverteilerpreise) für Strom lagen im Jahre
2003 im Mittel bei 420 Y RMB pro MWh, d.h. etwa
4 % höher als 2002. Die Bandbreite der regionalen
Durchschnitte reicht von 35 % über dem Durchschnitt
(Shanghai) bis 40 % darunter (Guizhou). In der Ver-
teilung der Durchschnittspreise nach Abnehmergrup-
pen liegen die Haushalte nahe am Mittelwert. Kleine
Industrieabnehmer, öffentliche Abnehmer sowie Han-
del und Gewerbe liegen 30 %, 50 % bzw. 80 %
über dem Mittelwert. Industrielle Großabnehmer zah-
len nur geringfügig (1 %) weniger als den Mittelwert,
ländliche Weiterverteiler 14 % und landwirtschaftli-
che Abnehmer 15 % weniger. Seit 2003 wurden ver-
mehrt zeitabhängige Tarife mit einem Faktor von zwei
bis drei zwischen Tag und Nacht eingeführt. 

Noch nicht umgesetzt sind die Pläne eines neuen
Preissystems, das für Erzeugung, Übertragung und
Verteilung jeweils explizite Tarif- bzw. Netznutzungs-
gebühren festlegt. Dies würde zwangsläufig zu einer
Erhöhung der Preise für Haushalte führen, was unter
politischen Gesichtspunkten derzeit nicht durchsetz-
bar ist. 

Der Stromverbrauch Chinas wird sich bis 2020 vor-
aussichtlich noch einmal auf über 4.000 TWh ver-
doppeln und die installierte Leistung eine Größen-
ordnung von 900 GW erreichen. Dies liegt auf der
Linie der eingangs genannten Ziele der Regierung,
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der Bevölkerung einen bescheidenen Wohlstand zu
bescheren. Pro Kopf der Bevölkerung läge dann der
Stromverbrauch bei ca. 3.000 kWh. Für verschie-
dene Energieträger bzw. Stromerzeugungstechnolo-
gien wurden in jüngster Zeit Zielwerte für 2020 ge-
nannt (vgl. auch Abbildung  oben): Große Wasser-
kraft 150 GW, Kleinwasserkraft (bis 25 MW) 70
GW, Kernenergie 40 GW, Erdgas 40 GW, Wind-
energie 20 GW, Biomasse 20 GW und Solar so-
wie andere Erneuerbare Energien 2 GW.

Wandel im Stromerzeugungsmix

Legt man diese Zahlen zugrunde, verbleiben für die
Kohlekraftwerke noch ca. 560 GW, also noch ein
Anteil  von 63 %. Erneuerbare Energien haben in
diesem Szenario mit 102 GW einen Anteil von etwa
12 % an der Leistung. Die Leistung von Kohle und

großen Wasserkraftwerken würde sich demnach et-
wa verdoppeln, Kernenergie um das Siebenfache,
Erdgas um das Zwanzigfache sowie Wind und Bio-
masse um das Vierzigfache wachsen. Die solare
Stromerzeugung soll ein signifikantes Niveau errei-
chen. Ein derartiges Zubauprogramm von weiteren
400 GW in den kommenden 15 Jahren erscheint
angesichts des Zubaus in den letzten 15 Jahren
machbar, insbesondere wenn man die jüngste Ver-
gangenheit betrachtet. Dass die Rahmenbedingun-
gen dafür gegeben sein werden, ist allerdings nicht
gesichert.

Eine wesentliche Richtungsänderung stellt die proak-
tive Haltung gegenüber der Kernenergie dar. War
noch vor Jahren von einem vorsichtigen Ausbau die
Rede, der mit Kosten- und Sicherheitsaspekten be-
gründet war, so wurde im Herbst 2004 mit Unterstüt-
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zung der obersten Führung das weltweit größte Kern-
energie-Neubauprogramm lanciert. Da dies nicht mit
einem technologischen Durchbruch verbunden sein
wird, muss es auf eine veränderte Gewichtung der
Risiken zurückzuführen sein. In China soll die welt-
weit führende Leichtwasser-Reaktortechnik zum Ein-
satz kommen. Der Brennstoffkreislauf wird mit der
IAEO abgestimmt. Öffentlich ist über die Endlage-
rung nichts bekannt. Zunächst soll offenbar mit
Zwischenlagern gearbeitet werden. 

Hohe Ausbauziele bei den
Erneuerbaren Energien

Eine weitere Richtungsänderung ist in Bezug auf die
Erneuerbaren Energien zur Stromerzeugung zu ver-
zeichnen. Hier wurde die abwartende Haltung auf-
gegeben, die bisher mit Hinweis auf die erhöhten
Kosten eingenommen wurde. Als Ziel wurde ein An-
teil an der Stromerzeugung von 10 % bereits bis

2010 bekannt gegeben. Die wichtigste Technologie
dazu ist die Kleinwasserkraft. Die bestehenden Anla-
gen waren in den 1990er Jahren im Zuge der Ab-
sorption von Inselnetzen durch die Expansion der
Stromversorgung im ländlichen Raum vernachlässigt
worden. Nunmehr werden von privaten und öffent-
lichen Investoren viele kleine Wasserkraftprojekte zur
Einspeisung errichtet, da die Kosten relativ günstig
sind. Die Netzbetreiber akzeptieren diese Entwick-
lung nur widerwillig, da sie nicht immer ausreichend
mit dem River-Basin-Management abgestimmt ist. 

Wesentlich mehr Aufmerksamkeit in der Öffentlichkeit
genießt allerdings die Windkraft, die in 2005 die
Zielmarke von 1.000 MW Leistung passiert. Die an-
gebotenen Stromerzeugungskosten in neuen Wind-
farmen liegen bei den in den Jahren 2003 und 2004
ausgeschriebenen Konzessionen zwischen 0,4 und
0,6 Y RMB/kWh. Trotzdem gilt die 0,5 Y/kWh-
Marke immer noch als schwer erreichbare Bench-

Schweinezyklus im Stromsektor?

Der Widerspruch zwischen Elektrizitätsangebot und -nach-
frage, wie es in China heißt, hat sich seit 2002 landes-
weit zu Engpässen ausgeweitet. 2004 kam es in 24 Pro-
vinzen zu Abschaltungen, das sind drei Provinzen mehr als
2003. Die abzuschaltende Last betrug 2004 in der Spit-
ze 30 bis 40 GW. Am höchsten sind die Abschaltungen
im Sommer. Allein in der Region Ost-China wurde im Juni
2004 eine Last von 18 GW abgeschaltet mit einer Strom-
menge von 6,8 TWh.

Das offenbar unerwartete Verbrauchswachstum trat vor al-
lem in der Grundstoffindustrie auf, die erheblich ausgebaut
wurde. Es handelte sich also nicht um ein organisches
Wachstum, sondern um einen strukturellen Effekt mit Akze-
leratorwirkungen in der Volkswirtschaft bei hohen Investi-
tionen, der so nicht wiederholbar ist. Daher wird mit einem
Abflachen des industriellen Verbrauchswachstums gerech-
net, zumal die Regierung mit geldpolitischen Maßnahmen
die Konjunktur bereits gedrosselt hat.

Der Lastbedarf wird pointiert durch die steigende Nach-
frage der Haushalte und gewerblichen Verbraucher, die in
hohem Maße temperaturabhängig ist. Die erhöhte Kauf-
kraft und die Neuausstattung der Betriebe wird zu einer
Verbesserung der Klimatisierung genutzt, wofür die Elektro-
geräte die einfachste Option bieten. In weiten, dicht be-
völkerten Teilen Chinas herrschen in den Sommermonaten
hohe Temperaturen.

Für die mangelhafte Voraussicht und die unzureichenden
Kapazitäten ist im Übrigen nicht die Reform von 2003 ver-
antwortlich. Die Ursachen liegen vielmehr in der Phase da-
vor und sind zum großen Teil der Zentralregierung anzulas-
ten. Das Kabinett hatte angesichts der in den 90er Jahren
aufgetretenen Überkapazität ein Moratorium für den Kraft-
werksneubau verhängt, das es viel zu spät lockerte.

Die Reform hat allerdings zu einem Übereifer beim Bau
neuer Anlagen veranlasst. Die in den Wettbewerb entlas-
senen Erzeuger und Newcomer haben die jährlichen Zu-
gänge an Kapazitäten von 30 GW im Jahre 2003, über
50 GW im Jahre 2004 auf erwartete 68 GW im Jahre
2005 gesteigert. Weitere 200 GW sollen im Bau sein,
ein beträchtlicher Teil davon ohne Genehmigung der Be-
hörden. Beigetragen hat dazu auch, dass die hochliqui-
den chinesischen Banken diesen Sektor offenbar für be-
sonders kreditwürdig halten.

Die Selbststeuerungsmechanismen eines wettbewerblichen
Strommarktes funktionieren offenbar noch nicht bei der Ri-
sikobewertung und die staatlichen Steuerungsmechanis-
men haben nicht mehr gegriffen. Daher ist es zu einer Mul-
tiplikation von Projekten gekommen. Der Staatsrat soll be-
reits Ende 2004 (wieder) ein Moratorium für den Kraft-
werksbau ausgesprochen haben.

Quellen: Electric Power News, zusammengestellt von Xu Zhiyong, GTZ
China
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mark. Niedrigere Kosten sind bisher nur bei außerge-
wöhnlich günstigen Voraussetzungen oder bei Inkauf-
nahme von Verlustrisiken bei den Anlagen möglich.

Auch Biomasse soll über die Kraft-Wärmekopplung
gefördert werden. Die Geothermie-Vorkommen Chi-
nas sind nur punktuell zur Stromerzeugung geeignet.
Zunehmende Aufmerksamkeit erhält die Photovoltaik,
für die auch netzgebundene Kleinkraftwerke (rund
5 MW) in Wüstengebieten geplant sind, die noch
einen Quantensprung gegenüber den dörflichen An-
lagen von unter 50 kW darstellen. 

Die Erneuerbaren Energien erhalten starke Unterstüt-
zung von Seiten der Legislatoren und zunehmend
auch von der Wissenschaft. Ihnen steht eine eher
skeptische Energieadministration gegenüber. Ende
Februar 2005 wurde das Gesetz zur Förderung Er-
neuerbarer Energien erlassen, das zum Jahresanfang
2006 in Kraft tritt. Bis dahin müssen jedoch noch ei-
ne Reihe von Durchführungsverordnungen erlassen
und die institutionellen Voraussetzungen für die Ver-
wirklichung der Pläne geschaffen werden.

Festhalten an großen Wasserkraft-
projekten

Auch die Nutzung des großen Wasserkraftpotenzi-
als soll insbesondere nach dem Willen der Erzeuger-
EVU verstärkt werden. Es sind weitere Anlagen am
Oberlauf des Yangtse in Bau und in Vorbereitung,
ebenso an anderen Flüssen insbesondere in der süd-
lichen Zentralregion und im Südwesten. Die zustän-
digen Ministerien NDRC und MWR bereiten dafür
das Feld und suchen die Unterstützung der interna-
tionalen Gemeinschaft, nachdem die Diskussion um
das Drei-Schluchten-Projekt abgeklungen ist. Offen-
bar sind die Projekte aber lokal stark umstritten. Eini-
ge haben die Auflagen der SEPA nicht eingehalten.
Erstmalig hat die SEPA im Februar 2005 daher den
Bau von drei Großwasserkraftwerken (neben 19
Kohlekraftwerken) wegen fehlender Umweltverträg-
lichkeitsprüfungen (UVP) gestoppt. Die UVP wurden
jedoch umgehend vorgelegt bzw. komplettiert, so
dass der Bau der meisten Anlagen wieder aufge-
nommen wurde. Die hochrentablen Projekte im tropi-
schen Yunnan werden von lokalen Minderheiten und
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Naturschützern als „Anfang vom Ende der biologi-
schen Vielfalt und traditioneller Lebensformen“ ge-
fürchtet. Die Projekte werden insbesondere von Wis-
senschaftlern heftig kritisiert. 

Die institutionellen Reformen des Stromsektors haben
von der Auflösung des Ministeriums im Jahr 1997
und der Schaffung der nationalen, vertikal integrier-
ten Stromgesellschaft State Power unter der Kontrolle
der Handels- und Wirtschaftskommission wieder zur
Zerschlagung der State Power Ende 2002 geführt.
Seit Anfang 2003 ist das neue institutionelle Arran-
gement38 definiert und etabliert sich (vgl. Abbil-
dung). 

Erzeugung und Netze wurden getrennt

Im operativen Bereich ist 2003 die Erzeugung von
den Netzen getrennt worden. Auf der Erzeugungs-
ebene agieren fünf große (Ex State Power) Unterneh-
men, zu denen sich mehrere (mindestens 40) kleine-
re und einzelne Erzeuger hinzugesellen. Die Übertra-
gungs- und Verteilungsebenen sind noch in zwei
staatseigenen Gebietsmonopolen zusammengefasst,
South China Grid Corporation (SWCGC) ist Mono-
polist in den fünf Südprovinzen und State Grid Cor-
poration (SGC) im gesamten Rest, einschließlich der
Verwaltung des Lhasa Power Grid in Tibet. In den
Netzgesellschaften ist die Integration über regionale
Ebenen erhalten, wenn auch die vertikale Integration
über Marktstufen upstream durchschnitten ist. Down-
stream sind die Städte und andere Gebietskörper-
schaften eher die Juniorpartner. 

Die Provinzen, die eine starke Stellung in der State
Power hatten, sollen diese zugunsten der regionalen
Märkte unter Aufsicht der zentralen China Electric
Power Regulatory Commission (SERC) wieder verlie-
ren. Auch als Eigentümer der SOE im Stromsektor tritt
der Zentralstaat mit der SASAC wieder stärker in Er-
scheinung. Die Erzeuger-SOE verfügen allerdings
auch über Beteiligungsgesellschaften, die als Kapi-
talgesellschaften im In- und Ausland börsennotiert
sind. Daher müssen sie auch den privaten Aktionären
Rechenschaft ablegen. 

Den Netzgesellschaften obliegt Ausbau und Betrieb
der Netze, aber bisher auch der gesamte Handel.
Der Lastverteiler funktioniert über fünf Stufen. In der
ländlichen Stromversorgung ist neben der SGC
weiterhin auch das Ministerium für Wasserressourcen
(MWR) durch seine Wasserämter mit Kleinwasser-
und auch Windkraftwerken in Inselnetzen operativ

tätig. Hinzu kommen die schon genannten kleinen In-
selnetze, die von den Dorfgemeinschaften oder de-
ren Beauftragten betrieben werden sollen.

Stromerzeugung auf Wettbewerbs-
basis als Ziel

Die Erzeugung soll im Wettbewerb funktionieren,
wozu keine der Gesellschaften in einer der sechs Re-
gionen mehr als 20 % der Erzeugungskapazität be-
sitzen darf. Die Netzgesellschaften agieren als
Single Buyer. Der weitaus größte Teil der Energielie-
ferungen wird über langfristige Verträge abgewi-
ckelt. Die Regeln des Dispatch im Wettbewerb wer-
den in Zusammenarbeit mit der SERC noch formu-
liert. Einstweilen wird jede verfügbare kWh benötigt. 

Die vertikale Desintegration von Erzeugung und Netz
ist lokal noch nicht überall erfolgt. So ist die State
Grid Corporation auch eine Holding, in der Provinz-
EVU, nachgeordnete Stadt-EVU und Landkreis-EVU
operieren, die gemeinsam mit den Gebietskörper-
schaften noch Anteile an Erzeugungskapazität hal-
ten. Zur Frequenzunterstützung werden die Netzge-
sellschaften auch Kraftwerke behalten, nicht zuletzt
Pumpspeicheranlagen.

Da seit 2003 ein Verkäufermarkt besteht, kann von
einem Wettbewerb in der Produktion allerdings noch
keine Rede sein. Demgegenüber ist der Wettbewerb
um den Markteintritt sehr intensiv. Neben den fünf
großen Erzeuger- EVU und ihren Beteiligungen versu-
chen auch große Kohlegesellschaften, kleinere Er-
zeuger und auch Newcomer, sich künftige Marktan-
teile zu sichern, indem sie Kraftwerke an den besten
verfügbaren Standorten errichten. Umgekehrt bilden
Erzeugungsgesellschaften auch Allianzen mit Kohle-
gesellschaften zur Sicherung der Rohstoffbasis. In An-
betracht des hohen Kapazitätsbedarfs wurden dabei
die Genehmigungsprozeduren nicht immer eingehal-
ten, so dass ein Wildwuchs mit angeblich 280 GW
Kapazität im Bau entstanden ist (siehe dazu auch
Textbox S. 32). Die an sich starke NDRC hat zeit-
weilig die Kontrolle über den Zubau verloren, was
den Staatsrat zu heftiger Kritik veranlasst hat. 

Falls sich, wie einige Fachleute erwarten, die Markt-
lage im Stromsektor aufgrund des überzogenen Zu-
baus wieder in einen Käufermarkt wendet, wäre das
nach den Erfahrungen in anderen Ländern der geeig-
nete Moment, den nächsten Reformschritt zu wagen.
Dann wäre die Trennung der Übertragungs- von den
Verteilungsnetzen möglich, insbesondere aber das un-
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bundling von Netzfunktionen und Handel. Danach
könnten Großabnehmer und Vertriebs-EVU von den Er-
zeugern den Strom und von den Netzbetreibern die
Transportleistung beziehen. Pilotversuche dazu sind in
Ost- und Nordostchina schon im Gange.

Traditionelle und neue Erneuerbare
Energien in nichtelektrischer Nutzung

Neben den auch institutionell etablierten Teilsektoren
Öl und Gas, Kohle und Strom gibt es in China ein
breites Spektrum von energetischen Nutzungen an-
derer Stoffe oder nichtstofflicher Quellen. Abgesehen
von den schon genannten elektrischen Anwendun-
gen in Dorfanlagen (Mini-Hydro, Mini-Wind, Photo-
voltaik, im Hybridsystem auch mit Diesel) oder Haus-
haltssystemen tragen verschiedene traditionelle und
neue Systeme zur Energieversorgung der Landbevöl-
kerung bei. Hierfür ist das Ministry of Agriculture
(MOA) federführend zuständig.

Zum Kochen und Heizen sind Festbrennstoffe (Brenn-
holz und Erntereste) sowie Dung auf dem Lande sehr
verbreitet. In ökologisch empfindlichen Gebieten
trägt dies allerdings zu kritischen Situationen bei. Seit
Ende der 1990er Jahre besteht ein logging-ban für
Nutzholz, da die Waldressourcen auf ein Minimum
zurückgegangen waren. Die für Feuerholz nutzbaren
Waldflächen sind weiter rückläufig. Die Nutzungsef-
fizienz wird durch verbesserte Herde und künftig
auch (wieder) durch bessere passive Systeme zur
Sonnenenergienutzung erhöht. Als alternativer Ener-
gieträger zum Kochen wird die kleinbäuerliche Bio-
gastechnologie gefördert, von der es in China be-
reits über 13 Mio. Anlagen gibt. Im Westen Chinas
sind Solarkocher bereits sehr gebräuchlich.

Große Vielfalt bei den Technologien

Für Antriebe sind in den Steppengebieten Windrä-
der aufgestellt, deren Zahl auf 35.000 geschätzt
wird. In anderen Gebieten dienen dazu einfache
Mikro-Hydro-Anlagen. Für die zunehmend erwünsch-
te solare Warmwasserversorgung waren 2003 be-
reits 52 Mio. m2 Kollektorfläche installiert, mehr als
die Hälfte der weltweiten Kapazität. In diesem Markt
herrscht ein starker Wettbewerb. Die Anwendung

wird durch Zertifizierungsprogramme und durch Be-
rücksichtigung in den Bauvorschriften gefördert. 

Auch die gebäudeintegrierte Photovoltaik soll geför-
dert werden, allerdings befindet sie sich noch im De-
monstrationsstadium. Ein 100.000 Dächer-Pro-
gramm nach dem Muster Deutschlands und Japans
wird für Shanghai diskutiert. Im Gegensatz zu Euro-
pa und Japan wird Photovoltaik in China stärker zur
Dorf-Elektrifizierung eingesetzt und entsprechend ge-
fördert. 

Die großtechnische Nutzung von Biomasseressour-
cen erhält zunehmend Unterstützung. Zum einen ist
eine umweltverträglichere Behandlung von festen
und flüssigen Stoffen aus der Intensivtierhaltung, der
Abfallwirtschaft und auch der Landwirtschaft erfor-
derlich, zum anderen bieten diese Stoffe ein erhebli-
ches Energiepotenzial. Derzeit gibt es neben den
Millionen von Kleinanlagen bereits über 1000 große
Biogasanlagen bei Tierhaltungen, über 600 Biogas-
anlagen zur Behandlung organischer Abfälle der In-
dustrie sowie zur Bioethanol- und Biodiesel-Erzeu-
gung. 

Neben der oben bereits genannten Nutzung der
Biomasse zur Stromerzeugung sollen im Jahre 2020
mehr als 10 Mio. t Biotreibstoff bereitgestellt wer-
den, zumeist Bioethanol. Die Ausrichtung auf Kraft-
stoffe hat die stärkste politische Unterstützung, da al-
le Optionen zur Senkung der Mineralölimporte ge-
nutzt werden sollen. 

Die Grenze für die Entwicklung von Energie aus Bio-
masse in China besteht in der begrenzten Anbauflä-
che und in der Konkurrenz zur Produktion von Nah-
rungsmitteln sowie anderen Nutzpflanzen. Daher sol-
len Pflanzenarten angebaut werden, die mehrere
Produkte zulassen. Schließlich soll auch die Rekulti-
vierung und Wüstenbekämpfung mit dem Ziel der
Energierohstoffproduktion verbunden werden. 

Das bereits genannte Fördergesetz für Erneuerbare
Energien ist im Unterschied zum EEG in Deutschland
sehr weit gefasst. Es gilt praktisch für alle Quellen
and Anwendungen von Erneuerbaren Energien und
umfasst ein breites Spektrum von Fördermaßnahmen.
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I n t e r n a t i o n a l e  V e r f l e c h t u n g  

Versorgungssicherheit im Fokus

Seit Mitte der neunziger Jahre tritt China am Weltroh-
ölmarkt mit stetig steigendem Importbedarf auf. Da-
bei beschränkt man sich nicht auf den Kauf von Roh-
öl und Produkten, sondern strebt zum einen bilatera-
le Lieferverträge und zum anderen eigene Förder-
rechte an. In China vertraut man offenbar nicht allein
dem „one big pool-Konzept“, das der Ölmarkt nach
Auffassung vieler Ökonomen darstellt. Nach wie vor
bezieht China mehr als die Hälfte der Importe aus
dem Nahen Osten, vor allem aus Saudi-Arabien,
Oman und dem Iran. Die andere Hälfte ist regional
diversifiziert: Nigeria und Äquatorial Guinea in
Westafrika, Sudan, Westeuropa sowie in Asien be-
sonders Indonesien. 

Massive Anstrengungen wurden in den letzten Jahren
unternommen, um einen substanziellen Ölimport aus
Sibirien zu sichern. Das große Pipeline-Projekt aus
Angarsk mit einer Kapazität von rund 1 Mio. Barrel
pro Tag ist zunächst zu Gunsten der japanischen
Konkurrenz gescheitert. China soll daher von Russ-
land mit beträchtlichen Bahnlieferungen bedient wer-
den. Ob die Veräußerung der Yukos-Felder neue
Chancen für China beinhaltet, muss sich noch er-
weisen. Russland soll der CNPC 20 % der neuen
Fördergesellschaft angeboten haben. 

Diversifizierung der Engieträger
- Importe

Erfolgreich waren dagegen die Verhandlungen mit
Kasachstan. PetroChina ist Mehrheitsgesellschafter
an der Ölgesellschaft Aktyubinsk und auch an einem
Ölfeld mehrheitlich beteiligt. Vorher hatten bereits
CNOOC und Sinopec Minderheitsanteile an Fel-
dern erworben. Weitere Anteilskäufe erfolgten in
Aserbaidschan und Turkmenistan. In Indonesien hat
CNOOC bereits Förderrechte von YPF-Repsol er-
worben und wurde größter ausländischer Offshore-
Produzent. Anteilskäufe in Australien beinhalten Erd-
gasreserven. 

Nach den langjährigen Aktivitäten im Sudan und in
Angola und dem dortiegen Rechteerwerb von
CNPC akquirieren chinesische Ölgesellschaften nun
intensiver in Lateinamerika. Zunächst wurden Petro-
china (die Holding von CNPC) und SinoPec als Be-
treiber in Peru und Venezuela oder als Dienstleister in
Ecuador tätig. Nunmehr beteiligen sich alle drei Öl-
gesellschaften an Ausschreibungen von Produktions-
feldern in Ecuador. Nach der Intensivierung der Kon-
takte auf höchster Ebene zu urteilen, werden latein-
amerikanische Länder wie Mexiko, Venezuela und

auch Brasilien wichtige Partner in Chinas Ölpolitik
werden. Auch in Nordamerika versuchen chinesi-
sche Ölgesellschaften, Unternehmen zu erwerben, in
Kanada wurden intensive Verhandlungen geführt.
CNPC allein verfügte 2003 im Ausland über 800
Mio. t Ölreserven und produzierte im Ausland 25
Mio. t Rohöl und 2 Mrd. m3 Erdgas. CNPC arbeitet
weltweit in 32 Ländern.

Die chinesische Politik zielt offensichtlich auf eine Di-
versifizierung der steigenden Ölimporte und strebt ei-
ne Reduzierung der Abhängigkeit vom Nahen Osten
sowie von bestimmten Transportrouten an. Diesem
Zweck dient unter anderem auch die intensivierte Zu-
sammenarbeit mit Pakistan und Indien. Dies soll nicht
nur die Versorgungssicherheit erhöhen, sondern auch
die geopolitischen Implikationen des chinesischen
Energieimportbedarfs trotz der hohen Importe be-
herrschbar halten. Offensichtlich nutzt China auch
die Option, sich dort zu engagieren, wo westliche
Ölgesellschaften größere Risiken oder Widerstände
zu erwarten haben. Dies vergrößert aber auch für
China das Risiko außenpolitischer Implikationen, wie
die Vorgänge im Sudan zeigen.

Aufbau einer LNG-Infrastruktur

Erdgasimporte mittels LNG nach Südchina werden
zur Zeit vorbereitet. Der LNG-Terminal in Guang-
dong wird ab 2006 aus Nordaustralien versorgt,
der Terminal in Fujian aus Indonesien. Ein weiterer
Terminal wird in Jiangsu in der Yangtse-Mündung ent-
stehen. Für künftige Überland-Importe soll die West-
Ost-Pipeline nach Norden und Westen verlängert
werden. Förderrechte bzw. Beteiligungen an Produk-
tionsfeldern in Zentralasien wurden schon erworben.

Westliche Gesellschaften kooperieren eng mit den
chinesischen Öl- und Gasgesellschaften innerhalb
und außerhalb Chinas. Deutsche Firmen sind aller-
dings nur in der Petrochemie Chinas engagiert. Künf-
tig werden sich auch Möglichkeiten in anderen Seg-
menten, insbesondere in der leitungsgebundenen
Vermarktung, eröffnen. Deutsche Firmen zeigen bis-
her relativ wenig Interesse daran. 

Im Gegensatz zu den Öl- und Gassektoren besteht
im Kohlesektor eine langjährige wirtschaftlich-techni-
sche Zusammenarbeit zwischen Deutschland und
China, die noch auf die Zeit vor der Aufnahme der
diplomatischen Beziehungen zwischen der Volksre-
publik und der Bundesrepublik zurückgeht. Im Koh-
lenhandel ist u.a. die RAG seit Jahren tätig. Ein wei-
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teres wirtschaftliches Engagement deutscher Unter-
nehmen upstream zeichnet sich allerdings nicht ab. 

Die Rolle als Swing-Supplier im Weltmarkt für Kessel-
kohle39 kann China wegen des inländischen Bedarfs
zur Zeit nicht wahrnehmen. Bei Kokskohle musste es
von der WTO gezwungen werden, sich für die Ex-
portnachfrage wieder zu öffnen. Kurzfristig wird sich
an der gespannten Marktlage nichts ändern. Aller-
dings ist es nicht unwahrscheinlich, dass China wie-
der ein relativ wichtiger Kohleexporteur wird, da
dies bereits mit im Vergleich zum Volumen der inlän-
dischen Kohlewirtschaft geringen Mengen möglich
ist. 

Anlagenmärkte, Investitionen und
Finanzierung

China importiert nicht in dem Umfang Energieanla-
gen, wie man es angesichts der Entwicklungsdyna-
mik erwarten würde. Es tritt nur dann als Nachfrager
in Erscheinung, wenn es sich um Innovationen oder
um spezielle Anlageteile handelt. In jedem signifi-
kanten Anlagenmarkt der Energiewirtschaft herrschen
Anbieter mit Fertigung in China vor. Diese können au-
ßer nationalen Gesellschaften auch Joint Venture (JV)
sein, wenn es sich nicht um wesentliche Technolo-
gien handelt, auch wholly foreign owned (WFO).
Ausländische Lizenzen sind in diesem Bereich sehr
gebräuchlich. 

Nachbau von importierten Anlagen

Beispielsweise stammen Kessel, Turbinen und Gene-
ratoren von Kraftwerken in der Regel aus inländi-
scher Fertigung. Allerdings wurde jeweils die erste
Anlage einer neuen Blockgröße aus dem Ausland
geliefert, zuletzt die Blockgröße von 900 MW und
auch die erste überkritische Anlage mit 600 MW.
Die ersten Rauchgasentschwefelungsanlagen wur-
den aus Deutschland importiert, die folgenden sollen
in China gefertigt und montiert werden. Die Erdgas-
GuD-Anlagen wurden im Paket an Konsortien mit in-
ländischer Beteiligung unter der Bedingungen lokaler
Fertigung und des Technologietransfers vergeben.
Die großen Wasserkraftturbinen für das Drei-Schluch-
ten-Projekt wurden von WFO in China gefertigt. Die
ersten Windgeneratoren waren noch importiert. Die
folgenden Anlagen wurden auf der Basis von Lizen-
zen oder in JV in China hergestellt, möglichst stan-
dardisiert und zu niedrigeren Kosten. Nunmehr wird
eine neue Größenklasse unmittelbar über Lizenzen
eingeführt. Seitdem die Photovoltaik eine gewisse

Bedeutung erlangt hat, sind mehrere Produktionsstät-
ten entstanden, in diesem Fall häufig durch komplet-
te Einfuhr einer Fertigungsstraße. Im Bereich Trans-
mission und Verteilung wird ähnlich verfahren.

Das in der Wertschöpfungskette der Stromwirtschaft
zu beobachtende Bild spiegelt sich auch in der Koh-
lewirtschaft40 sowie bei Öl und Gas wider. Ein ähn-
liches Bild bietet auch die Fernwärmewirtschaft. Nur
spezielle Bauteile in relativ kleiner Stückzahl werden
importiert. Innovationen werden über Lizenzen, mit
Hilfe von Exportkrediten oder auch Entwicklungskre-
diten (bei Umweltrelevanz) oder eben von in China
ansässigen Anlagenbauern eingeführt. Die Innova-
tionen werden dann relativ schnell zu einer Stan-
dardtechnologie, die von der chinesischen Industrie
in Serie und zu relativ niedrigen Kosten gefertigt wer-
den kann. 

Technologietransfer und lokalisierte
Fertigung

Diese Mechanismen sind kein Zufall, sondern Ergeb-
nis der chinesischen Industriepolitik, die vom NDRC
gesteuert wird. Offenbar wird auf die Lokalisierung
der Fertigung höchster Wert gelegt und dabei auch
versucht, chinesische Unternehmen in den Genuss
von Technologietransfers zu bringen. Dies wird expli-
zit bei verschiedenen Ausschreibungen wie z.B. für
die Gas- und Dampf-Kombianlagen sowie bei den
Ausschreibungen für die Windkonzessionen in den
letzten Jahren durchgeführt. Die auf Technologie-
transfer gerichtete Politik wird auch in der spezifisch
chinesischen Handhabung des neuen Instruments
des Clean Development Mechanism (CDM) zur Nut-
zung der Flexibilität im Rahmen des Kyoto-Protokolls
zum Ausdruck kommen.

Eine Exportstrategie von signifikanten Energieanla-
gen aus Deutschland nach China hat daher keine
Aussicht auf Nachhaltigkeit. Die beiden erfolgver-
sprechenden Wege für Unternehmen sind der Auf-
bau oder der Einstieg in die Fertigung in China oder
die Vergabe von Lizenzen. Daher sollte die staatliche
deutsche Exportförderung in diesem Sektor für China
überprüft werden. 

Mit die besten Chancen haben in China ausländi-
sche Investoren und Betreiber, die selbst Anlagen-
bauer sind, wie z.B. Siemens. Diese Kombination
wird von der chinesischen Regierung bzw. den Lo-
kalregierungen auch gefördert, insbesondere in Zei-
ten verschärfter Knappheit oder zögerlicher Inlands-
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investitionen. Allerdings sind die Erfahrungen der In-
vestoren aus diesem Engagement auf mittlere Sicht
durchweg negativ, wenn Produkte aus diesen Anla-
gen am Markt mit in China hergestellten Anlagen
konkurrieren müssen. Selbst fest zugesagte Preise in
langfristigen Power Purchase Agreements (PPA) ha-
ben unter veränderten Marktlagen keinen gesicher-
ten Bestand, wenn sie deutlich über den Preisen der
chinesischen Konkurrenz liegen. Dies hat sich im
Stromsektor um die Jahrtausendwende für die auslän-
dischen Independent Power Producers erwiesen, die
zugesicherte PPA-Preise von knapp unter 0,5
YRMB/kWh hatten. Dies dürfte auch für BOOT-Kon-
zepte in anderen Bereichen gelten. 

Ausreichend Kapitalangebot, 
aber Knappheiten bei den Ausbau-
kapazitäten

Aufgrund dieser Erfahrung sind die ausländischen In-
vestoren im Energiesektor äußerst vorsichtig gewor-
den und dementsprechend dem erneuten Aufruf zum
Engagement während der derzeitigen Stromknapp-
heitsphase nicht gefolgt. Wie sich jetzt zeigt, war
dies auch nicht notwendig, da die Investoren aus
„Greater China“, neben dem Mainland vornehmlich
aus Hongkong, ausreichend Kapital zur Finanzie-
rung der benötigten Anlagen finden. Engpassfaktor
war also nicht das Kapitalangebot, sondern die Ka-
pazität zur Planung und Errichtung von Anlagen, die
nicht ohne weiteres (bzw. nur mit extremer Überbe-
anspruchung und Qualitätsrisiken) von wenigen
1.000 auf bis zu 50.000 MW pro Jahr ausgedehnt
werden konnten.

Die hohe Sparquote einerseits und die vergleichs-
weise hohe Bonität der Stromerzeugung andererseits
bilden für das chinesische Bankensystem genügend
Volumen und Anreize, um Kraftwerksinvestoren groß-
zügig Kredite zu gewähren. Zur Eigenkapitalausstat-
tung dient auch die Börse, vielfach auch in Hong-
kong oder an weiter entfernten Börsenplätzen. Kom-
plexe Projektfinanzierungen, auch mit Unterstützung
von Exportkrediten oder anderen Instrumenten, sind
nicht an der Tagesordnung. Sie kommen jedoch in
Frage bei der Einführung von Innovationen. 

Mit dem beschriebenen Innovationsprozess und dem
Technologietransfer, der zurzeit sehr dynamisch ver-
läuft, muss der Aufbau von fachlich-technischen Fä-
higkeiten gekoppelt sein. Die Erziehungssysteme in
China bilden eine große Zahl von theoretisch hoch-
qualifizierten Fachkräften aus, deren technologische

Kenntnisse allerdings nicht immer auf dem aktuellen
Stand sind. Ähnliches lässt sich bei der Techniker-
und Facharbeiterausbildung feststellen. Die Aktuali-
sierung und Praxisrelevanz der Kenntnisse muss da-
her im Rahmen von Liefer- und Lizenzvereinbarungen
gesichert werden. Hierzu bedient sich China der
wissenschaftlich-technischen und auch der Entwick-
lungszusammenarbeit. Mit Deutschland besteht eine
vielfältige Kooperation in diesen Feldern, die von
beiden Seiten gezielt genutzt werden kann, insbe-
sondere für Innovationen im Umweltschutz und zur
Energieeinsparung, auch hinsichtlich der politischen
Rahmenbedingungen.

Neue Energietechnologien 

Der beschriebene Innovationsmechanismus schließt
nicht aus, dass China aus eigener technologischer
Entwicklung entstandene neue Energietechnologien
auf den Markt bringt. Dies ist allerdings eher die Aus-
nahme. Die Forschungs- und Entwicklungsprozesse
sowie die Einführung neuer Technologien und Pro-
dukte bis hin zur Marktreife scheinen in China nicht
so dynamisch wie in Industrieländern zu verlaufen.
Demgegenüber sind die Absorptionsprozesse von
neuen marktfähigen Technologien durch chinesische
Unternehmen sehr kurz. 

Bei neuen Technologien, die auch in anderen Teilen
der Welt noch nicht am Markt sind, investiert China
erheblich in seinem Wissenschaftsbetrieb, sucht da-
bei jedoch auch systematisch die Zusammenarbeit mit
wissenschaftlichen Instituten im Ausland. Sehr interes-
siert ist die chinesische Wissenschaft, die sich in ihren
hochrangigen Akademien eng mit der politischen Füh-
rung abstimmt, an der Zusammenarbeit mit den For-
schungsabteilungen der Technologieunternehmen.
Zurzeit stehen hier neue Technologien zur effizienten
Nutzung von Kohle in Kraftwerken, Kohleverflüssi-
gung und Kohlevergasung, auch mit der Möglichkeit
der CO2-Sequestrierung, sowie Brennstoffzellen im
Verkehrssektor im Mittelpunkt des Interesses. Dazu
werden auch Vereinbarungen mit den Unternehmen
geschlossen, die entsprechende Rechte beinhalten,
z.B. die Vereinbarung mit Shell zur integrierten Kohle-
vergasung und Verstromung IGCC. 

Nicht nur aus Kostengründen können einzelne Tech-
nologien in China bessere Chancen zur Durchset-
zung haben als in anderen Ländern. Daher betonen
Fachleute auch die Notwendigkeit zum leap-frog-
ging nach dem Beispiel der Mobiltelefone. So wird
die Option verfolgt, in China statt eines Mineralöl-
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produktensystems im Transportsektor eine Wasser-
stoffwirtschaft einzuführen. Die aktuelle Dynamik
scheint dieser Option jedoch erst einmal den Raum
zu nehmen, da man sich derzeit stark auf die vor-
handenen Technologien im Verkehr, in Kraftwerken
und in Gebäuden stützt. 

Internationale Konventionen und
Politik

Chinas Anspruch, einen bescheidenen Wohlstand
für seine Bürger zu entwickeln, erzeugt Widersprü-
che in Bezug auf den Klima-, Umwelt- und Ressour-
censchutz,41 denn Chinas Wachstum würde mehr
als eine Verdopplung der Klimagasemissionen des
Landes mit sich bringen sowie die Anspannung auf
den internationalen Rohstoff- und Energiemärkten er-
höhen. Darüber hinaus führt diese Entwicklung zu-
nehmend zu außenpolitischen Implikationen, denn
der Zugriff auf die Reserven erfolgt weltweit nicht al-
lein nach ökonomischen Kriterien, sondern wird poli-
tisch und sogar militärisch gesichert. 

Die bestehenden internationalen Konventionen wie
Millennium-Ziele, Kyoto-Protokoll und Johannesburg-
Aktionsplan bereiten China an sich keine Sorgen. Da-
zu sind sie nicht anspruchsvoll genug formuliert. Das
Kyoto-Protokoll bietet vielmehr Chancen im Sinne von
opportunities für Zuflüsse von Technologie und finan-
ziellen Mitteln. China stehen jedoch wirklich schwie-
rige Jahre in der internationalen Politik bevor, da es
mit seiner Entwicklung an Grenzen in einer globalen
Dimension stößt. China hat die Problematik erkannt
und agiert auf internationalem Terrain vorsichtig offen-
siv. Das Kyoto-Protokoll wurde früh ratifiziert, beim
Clean Development Mechanism (CDM) ist man be-
müht, aktiv zu gestalten, allerdings ohne sich selbst zu
Emissionsbegrenzungen zu verpflichten.42

Auch die Rohstoffversorgung bereitet China mit einer
diplomatischen Offensive vor. Es verstärkt seine Ak-
quisitionsbemühungen weltweit, nicht zuletzt in Afrika
und Lateinamerika. In Russland, Zentralasien und
Nahost stoßen die chinesischen Interessen allerdings
auf machtvolle ökonomische Konkurrenz. 

Diplomatische Vorbereitung von
Chinas Rolle als Global Player

China ist sich darüber im Klaren, dass ein großer Teil
der Lösungen seiner Energieprobleme im eigenen
Land liegt. Es setzt daher verstärkt auf die Ausbeu-
tung eigener Rohstoff- und Energiereserven, die Streu-

ung der Bezugsrisiken und auf die Ausnutzung von
Effizienzpotenzialen. Aber auch die Aktivitäten im In-
nern haben internationale Implikationen, wie sich an
den Beispielen der Kernenergie und Großwasser-
kraft zeigt. Daher sucht China auch hier Vertrauen
aufzubauen und pflegt die Zusammenarbeit. So ist
auch die Präsenz Chinas in der IAEO und in allen
UN-Entwicklungsgremien, die Suche nach vertrau-
ensvoller Zusammenarbeit mit der Weltbank und an-
deren für die Meinungsbildung wichtigen internatio-
nalen Institutionen zu interpretieren, auch wenn sie
für die Entwicklungsfinanzierung kein allzu großes
Gewicht hat. Schließlich erklärt das auch die promi-
nente Beteiligung Chinas bei der Weltkonferenz zu
den Erneuerbaren Energien in Bonn 2004. China ist
global vielfach präsent, um seinen Willen zur Mit-
verantwortung zu demonstrieren, auch wenn es kei-
ne Vorreiterrolle übernimmt.

Mit Deutschland unterhält die Volksrepublik China in Be-
zug auf Energie seit langem wirtschaftliche, wissen-
schaftliche und technische Kooperationen sowohl im öf-
fentlichen als auch im privaten Unternehmenssektor. Die
Zusammenarbeit im Kohlesektor reicht noch in die Vor-
zeit der diplomatischen Beziehungen zurück. Hinzuge-
kommen sind die Elektrizitätswirtschaft und nunmehr
auch verstärkt Erneuerbare Energien, Energieeffizienz
und insbesondere Umweltschutz. Die in der Zu-
sammenarbeit entstandenen Potenziale werden aller-
dings noch nicht optimal für die deutschen Interessen
genutzt. 

Fazit

China steht angesichts der weiter sehr schnell wach-
senden Energienachfrage vor enormen Herausforde-
rungen im Energiesektor. Staats- und Parteiführung
messen der künftigen Energieversorgung und der Ge-
staltung einer ressourcensparenden Wirtschaft höch-
ste Priorität zu. Dazu haben sie Strategien entwickelt,
die die Nutzung aller Energieträger einschließen.

Für Deutschland, das in den Bereichen Energieeffi-
zienz, Umweltschutz und Sicherheit als vorbildlich
betrachtet wird, gibt es große Chancen, die aller-
dings nur unter realistischer Einschätzung der chinesi-
schen Institutionen zum beiderseitigen Nutzen gestal-
tet werden können.
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E n e r g i e  i n  d e r  W e l t

Der Weltenergieverbrauch hat sich seit 1970 nahezu
verdoppelt. Im Jahr 2004 wurden circa 15,5 Mrd. t
SKE zur Versorgung der Welt mit Energie eingesetzt.
Gegenüber den 70er und 80er Jahren hat sich seit
Beginn der 90er Jahre das Wachstum des Energie-
verbrauchs auffällig verlangsamt. Zunächst verzeich-
neten die osteuropäischen Transformationsländer und
die Nachfolgestaaten der Sowjetunion einen starken
Einbruch. Mitte der 90er Jahre wirkten sich vor allem
die umfassenden energiewirtschaftlichen Reformen in
China dämpfend aus. Im Jahr 2004 erhöhte sich der
weltweite Energieverbrauch – nach ersten Berechnun-
gen – erneut um 2 % gegenüber dem Vorjahr, vor al-
lem aufgrund eines wiederum erheblichen Wirt-
schaftswachstums in China. So ist für China ein Zu-
wachs des Bruttoinlandsprodukts für 2004 um 9,5 %
im Vergleich zu 2003 gemeldet worden. 

Für die kommenden Jahrzehnte gehen Prognosen
ganz überwiegend von einem fortgesetzten Anstieg
des weltweiten Energiebedarfs aus. Für den Zeitraum

bis 2020 wird ein Zuwachs zwischen 30 und 50 %
geschätzt. 

Auch über das Jahr 2020 hinaus wird der Anstieg
des Energieverbrauchs anhalten. Die am weitesten in
die Zukunft reichenden Szenarien gehen in etwa von
einer Verdopplung des Weltenergieverbrauchs bis
zum Jahr 2050 im Vergleich zu 2004 aus.

Ein besonders hohes Wachstum des Energiever-
brauchs wird für die Schwellenländer Südostasiens
und Lateinamerikas erwartet. Dort treffen ein hohes
wirtschaftliches Wachstum und ein weiterhin starkes
Bevölkerungswachstum zusammen. In den Nachfol-
gestaaten der UdSSR und in anderen mittel- oder ost-
europäischen Volkswirtschaften geht die wirtschaftli-
che Erholung nach der Transformationskrise der 90er
Jahre wieder mit einem zunehmenden Energiever-
brauch einher. In den westlichen Industrieländern
dürfte die Verbrauchszunahme dagegen deutlich
schwächer ausfallen. Der bei steigendem Wohlstand
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wachsende Energiebedarf der Industrieländer wird
bei nur geringem Bevölkerungsanstieg durch die effi-
zientere Verwendung von Energie gedämpft.

Weltweit haben annähernd zwei Milliarden Men-
schen keinen Zugang zu kommerzieller Energie. Die
Versorgung dieser Menschen ist die größte Heraus-
forderung für die globale Energiewirtschaft. Im Zu-
gang zu einer sicheren, wirtschaftlichen, sozial ak-
zeptablen und umweltverträglichen Energieversor-
gung liegt der Schlüssel zur Überwindung von Armut.
Vor allem die Industrieländer stehen in der Verpflich-
tung, durch adäquaten Technologietransfer einen
Beitrag zur Deckung der steigenden Energienachfra-
ge in den Entwicklungs- und Schwellenländern, d.h.
zur weltweiten nachhaltigen Energieversorgung, zu
leisten.

Weltweit sind bei Einbeziehung von nicht-konventio-
nellen Vorkommen von Erdöl und Erdgas nach Auf-
fassung des WEC ausreichend Energiereserven vor-
handen, um die wachsende Energienachfrage bis
weit in das 21ste Jahrhundert hinein zu decken. Dies
belegen die im März 2004 von der Bundesanstalt
für Geowissenschaften und Rohstoffe vorgelegten
Zahlen über Reserven, Ressourcen und Verfügbarkeit
von Energierohstoffen. Allerdings hat die ungleiche
regionale Verteilung der Energierohstoffe und deren
Verbrauch zur Folge, dass die Importabhängigkeit
der großen Verbraucherländer in Europa und Nord-
amerika von den Rohstoffproduzenten, insbesondere
des Nahen Ostens und Russlands, weiter zunehmen
wird. 

Zur Sicherstellung der Energieversorgung in den ein-
zelnen Regionen müssen daher alle energiepolitischen
Handlungsmöglichkeiten und alle technischen Optio-
nen offen gehalten werden. Nur so kann den Bedürf-
nissen an Sicherheit und Zuverlässigkeit der Energie-
versorgung entsprochen werden.

Kohle, Öl und Gas werden auch in den nächsten Jahr-
zehnten den überwiegenden Teil des Weltenergiebe-
darfs decken. Heute trägt Öl zu 34 %, Erdgas zu
22 % und Kohle zu 26 % zur Weltenergieversorgung
bei. Prognosen gehen davon aus, dass 90 % des zu-
sätzlichen globalen Energiebedarfs bis 2030 von den
fossilen Energien gedeckt werden müssen. Die Ent-
wicklung effizienter Technologien, vor allem zur Stei-
gerung des Wirkungsgrades bei der Stromerzeugung
auf Kohle- und Gasbasis und ihre weltweite Verbrei-
tung, werden wesentlich dazu beitragen, auch bei
wachsendem Bedarf eine umweltschonende Energie-
versorgung sicherzustellen.

Kernenergie deckt gegenwärtig knapp 7 % des glo-
balen Primärenergieverbrauchs. Während in einigen
Ländern von einem Rückgang der Kernenergie aus-
zugehen ist, planen andere Länder, insbesondere in
Asien, einen weiteren Ausbau. Trotz absoluter Zu-
wächse wird ihr relativer Anteil weltweit bis 2020
zurückgehen. 

Wasserkraft trägt mit rd. 2 % zur weltweiten Energie-
versorgung bei. Ihr größtes Wachstumspotenzial wird
in China und einigen Ländern Afrikas gesehen. Der An-
teil sog. nichtkommerzieller traditioneller Energien (Ver-
brennung von Viehdung, Holz etc.) am Weltenergie-
verbrauch beträgt derzeit rd. 10 %. Diese – aus der Ar-
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mut geborene und äußert umweltschädliche Form der
Energienutzung wird nur mit steigendem Wohlstand,
vor allem in den Entwicklungs- und Schwellenländern,
allmählich zurückzuführen sein.

Für die „neuen“ Erneuerbaren Energien, also Wind-
kraft, Biomasse, Geothermie und Solarenergie, mit
einem aktuellen Anteil von gut 1 % an der Welt-
energieversorgung, wird langfristig – flankiert durch
staatliche Fördermaßnahmen – eine dynamische Ent-
wicklung erwartet. Die Erneuerbaren Energien wer-
den künftig einen zunehmenden Beitrag zur Energie-
versorgung leisten; bis 2050 kann ein Anteil von rd.
5 % erreicht werden.

Zur Bewältigung der wachsenden Herausforderun-
gen für die Weltenergieversorgung ist eine ausge-
wogene Energiepolitik notwendig:

• Es werden alle verfügbaren Energieträger benö-
tigt. Ein Verzicht auf die Nutzung fossiler Energie-
träger und Kernenergie ist in den nächsten Jahr-

zehnten nicht realistisch; die Erneuerbaren Ener-
gien stellen eine wichtige Ergänzung für den künf-
tigen Energiemix dar. Es macht jedoch keinen
Sinn, verschiedene Energieträger gegeneinander
auszuspielen.

• Unerlässlich ist ein energiepolitisches Umfeld, das
Investitionen in Erzeugungskapazitäten, den Aus-
bau der Transport- und Verteilsysteme, in Forschung
und Entwicklung neuer, umweltschonender Techno-
logien und einen globalen Technologietransfer be-
günstigt. Dazu bedarf es der gemeinsamen An-
strengung von Regierungen und Energiewirtschaft. 

Darüber hinaus ist es erforderlich, Energieeinsparpo-
tenziale auf der Nutzerseite zu erkennen und durch
geeignete Maßnahmen möglichst umfassend zu rea-
lisieren. Nicht zuletzt Umwelt- und Klimaschutzerfor-
dernisse machen es notwendig, dass alle Anstren-
gungen unternommen werden, um den weiteren
Energieverbrauchsanstieg weltweit so niedrig wie
möglich zu halten. 
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E n e r g i e  i n  d e r  E u r o p ä i s c h e n  U n i o n

Am 1. Mai 2004 erweiterte sich die Europäische
Union um zehn Mitgliedsländer (Estland, Lettland, Li-
tauen, Malta, Polen, Slowakei, Slowenien, Tsche-
chien, Ungarn und Zypern). In diesen zehn Beitritts-
ländern leben rund 75 Mio. Menschen. Damit hat
sich die Einwohnerzahl der Europäischen Union von
etwa 380 Mio. auf zirka 455 Mio. erhöht. Das ent-
spricht etwa 7 % der Weltbevölkerung. Diese sorgten
2004 für ein Bruttoinlandsprodukt von 10.200 Mrd.
Euro, eine Steigerung von 2,3 % gegenüber 2003.
Der Anteil der neuen Mitgliedstaaten ist dabei deut-
lich unterproportional: Das BIP pro Kopf entspricht
hier mit 6.400 Euro nur etwa einem Viertel des
Durchschnitts der alten Mitgliedsländer.

Energieverbrauch 

In der erweiterten EU betrug der gesamte Primär-
energiebedarf 2,5 Mrd. t SKE in 2004, das ent-
spricht 16 % des weltweiten Energiebedarfs (alle
Zahlen für 2004 vorläufig). Gemessen an der Bevöl-
kerungszahl ist die EU-25 überproportional stark am
weltweiten Energieverbrauch beteiligt. Verglichen mit
anderen industrialisierten Regionen ist die Energiein-
tensität allerdings deutlich niedriger, da Energie hier
wesentlich effizienter eingesetzt wird. Der Endener-
giebedarf von 1,6 Mrd. t SKE teilt sich zu 28 % auf
den Industriesektor, zu 31 % auf den Verkehrssektor,
zu 25 % auf Haushalte und zu 15 % auf Gewerbe
und andere Sektoren auf. Der Anteil des Verkehrssek-

tors steigt dabei seit Jahren kontinuierlich und liegt
seit Mitte der 90er Jahre über dem des Industriesek-
tors.

Wichtigste Energieträger waren 2004 das Mineral-
öl und Erdgas, gefolgt von Kohle und Kernenergie,
die im Wesentlichen zur Stromerzeugung eingesetzt
werden. Erneuerbare und sonstige Energien deckten
einen Anteil von ca. 7 % ab. Der Anteil der Stein-
kohle hat sich dabei in den letzten Jahren kontinuier-
lich von 28 % in 1990 (bezogen auf die Staaten der
EU-25) verringert. Die Anteile der einzelnen Energie-
träger sind in den 25 Mitgliedstaaten unterschiedlich
groß: Sie reichen z.B. beim Erdgas von 1 % in
Schweden bis nahezu 50 % in den Niederlanden,
beim Mineralöl von weniger als 30 % in Ungarn bis
zu zwei Drittel in Portugal und bei der Kohle von 5 %
in Frankreich bis zu 60 % in Polen. 

Für die 25 EU-Mitgliedstaaten erwartet die Europäi-
sche Kommission einen moderaten Anstieg des Pri-
märenergieverbrauchs auf 2,8 Mrd. t SKE im Jahr
2030, d.h. einen Anstieg um 19 % gegenüber
2000. Dabei bestehen zwischen den einzelnen Mit-
gliedstaaten z.T. erhebliche Unterschiede. Während
man für Deutschland, Schweden und Dänemark von
einer weitgehend stabilen Energienachfrage aus-
geht, werden – in Abhängigkeit von der Wirtschafts-
entwicklung – für Länder wie Griechenland, Portu-
gal, Irland und auch für die Beitrittsstaaten erhebliche
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Zuwächse erwartet. Insgesamt aber wird erwartet,
dass sich die Energieintensität mehr als halbieren
wird.

In der EU-25 lag die Brutto-Stromerzeugung im Jahr
2004 bei rd. 3.100 TWh. Davon entfielen jeweils
knapp ein Drittel auf Kernenergie und Kohle und et-
wa ein Fünftel auf Erdgas. Öl wird dagegen zur
Stromerzeugung kaum noch eingesetzt. 15 % beru-
hen auf Erneuerbaren Energien, wobei der überwie-
gende Anteil durch Wasserkraft gedeckt wird (rd.
11 %). Am weltweiten Stromverbrauch hat die EU ei-
nen Anteil von ca. 18 %. Der EU-weite Pro-Kopf-
Stromverbrauch lag 2003 bei 6.800 kWh (zum Ver-
gleich USA 14.800 kWh).

Energiereserven 

Die Energiereserven der EU sind vergleichsweise ge-
ring. Die gesamten Reserven dieser Länder an fossi-
len Energieträgern belaufen sich auf etwa 75 Mrd. t

SKE, das sind weniger als 5 % der weltweit bekann-
ten Reserven. Innerhalb der EU stellen die Kohlevor-
kommen mit knapp 70 Mrd. t SKE den größten An-
teil. Die Mengen sind dabei zu gleichen Teilen
gleich auf Braun- und Steinkohle verteilt. 92 % der
Steinkohlereserven finden sich in Deutschland und
Polen, anteilig etwa gleich verteilt. Dagegen kon-
zentrieren sich die Braunkohlereserven fast aus-
schließlich auf Deutschland (80 %). Weitere Länder
mit nennenswerten Kohlereserven sind die Tschechi-
sche Republik, Großbritannien, Griechenland und
Ungarn.

Die Erdgasreserven (4 Mrd. t SKE, ca. 1,8 % der
weltweiten Reserven) sind vorwiegend auf die
Niederlande und die britische Nordsee konzentriert.
Die überwiegend in der britischen und dänischen
Nordsee lagernden Erdölreserven betragen noch
1,3 Mrd. t SKE. Die Förderung aus diesen Feldern ist
weitgehend erschöpft und wird daher in den nächs-
ten Jahren stark zurückgehen.
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Importabhängigkeit

Die wachsende Importabhängigkeit ist eine der
größten Herausforderungen der Europäischen
Union. Derzeit liegt der Importanteil bei 48 %. Dabei
kann vor allem der Kohlebedarf zu zwei Dritteln aus
eigenen Quellen erfüllt werden, beim Ölbedarf da-
gegen müssen über drei Viertel durch Importe ge-
deckt werden. Die wichtigsten außereuropäischen
Lieferländer sind Russland und andere GUS-Staaten
(Öl und Gas), die OPEC-Länder (Öl) sowie Südafri-
ka, Kolumbien und Australien (Steinkohle). Nach
Schätzungen der Europäischen Kommission wird die
Importabhängigkeit bis 2030 auf mehr als zwei Drit-
tel des Gesamtbedarfs steigen. 

Bis auf Großbritannien und Dänemark sind alle EU-
Mitgliedstaaten von Energieimporten abhängig. Die
Niederlande, Schweden, Polen, Tschechien und die
baltischen Staaten können ihren Energiebedarf zu
mehr als 50 % durch eigene Quellen decken, alle

anderen EU-Mitgliedsländer dagegen sind vorwie-
gend auf Importe angewiesen.

Energie- und Klimapolitik 
auf europäischer Ebene

Beschlüsse und Entscheidungen auf Europäischer
Ebene bestimmen heute in einem hohen Maß die na-
tionale Energie- und Klimapolitik. Wie auch in ande-
ren Politikbereichen haben die Mitgliedstaaten hier
einen Teil ihrer Entscheidungsbefugnisse an Europä-
ische Institutionen abgegeben und sind damit ver-
pflichtet, Bestimmungen der Europäischen Ebene in
nationales Recht umzusetzen.

Wichtigste Institution hierbei ist die Europäische
Kommission. Sie ist überwiegend verantwortlich für
die gemeinsamen Politiken der EU und verwaltet
auch den Haushalt für diese Bereiche. Die Kommis-
sion ist das einzige Organ, das neue Rechtsvor-
schriften der EU vorschlagen kann. Nach dem Prin-
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Neuer „Energiekommissar“ in Brüssel

EU-Parlament bestätigt neue Kommission

Die neue EU-Kommission unter Kommissionspräsident
José Manuel Barroso hat am 22. November 2004 ihre
Arbeit aufgenommen. Für das Dossier Energie ist der Let-
te Andris Piebalgs (47) als Nachfolger von Loyola de Pa-
lacio zuständig. Piebalgs war Anfang der 90er Jahre Bil-
dungs- und Finanzminister Lettlands und später Botschaf-
ter seines Landes bei der Europäischen Union.

Bei seiner Anhörung im EU-Parlament am 15. November
2004 skizzierte er die Schwerpunkte seiner künftigen Ar-
beit.

Energiepolitik

• Priorität gibt Piebalgs der Liberalisierung des Energie-
binnenmarktes. 18 Mitgliedstaaten, darunter Deutsch-
land, haben die Beschleunigungsdirektive (2003/
55/EG) zur Vollendung des Binnenmarkts noch nicht
umgesetzt. Ein Zwischenfazit zum Stand der Liberali-
sierung will die Kommission bereits Ende 2005 ziehen
und dann entscheiden, ob ein drittes Gesetzespaket
notwendig wird. Um den Binnenmarkt zu stärken, soll
die Interkonnektor-Kapazität weiter ausgebaut wer-
den. Piebalgs schloss auch nicht aus, dass die Kom-
mission die eigentümerrechtliche Entflechtung der
Netzbetriebe erneut thematisieren werde.

• Ein weiteres Kernziel europäischer Energiepolitik sieht
Piebalgs in der Energieeffizienz. An dem Vorhaben

der Kommission, eine Energiedienstleistungsrichtlinie
zu erlassen, will er festhalten. Diese würde den Mit-
gliedstaaten eine jährliche Senkung des Energiever-
brauchs um 1 % verbindlich vorschreiben und Energie-
unternehmen verpflichten, Energiedienstleistungen an-
zubieten. 

• Der neue Energiekommissar will ferner prüfen, ob na-
tionale Programme zur Förderung Erneuerbarer Ener-
gien koordiniert werden sollten, um den Ausbau vor-
anzutreiben. Eine Harmonisierung der nationalen För-
derrahmen und Ausbauziele ist jedoch nicht vorgese-
hen. Für Biomasse sei ein Aktionsplan in Vorbereitung.
Das bisher wenig genutzte Energiepotenzial der Bio-
masse müsse für den Strom-, Kälte- und Wärmemarkt
erschlossen werden. Die Kommission arbeite zudem
an einer Studie zur Bewertung der Kraft-Wärme-Tech-
nologie. Ob ein Ausbauziel für Wärme per Richtlinie
vorgegeben werde, müsse noch entschieden werden.

• Darüber hinaus sieht Piebalgs Schwerpunkte europäi-
scher Energiepolitik in einer engeren Verzahnung mit
der Umwelt- und Forschungspolitik, einer verbesserten
Sicherheit der Kernenergie und dem Ausbau energie-
politischer Beziehungen insbesondere zu Russland.

zip der Subsidiarität schlägt die Kommission aber nur
dann Aktionen auf EU-Ebene vor, wenn sie der An-
sicht ist, dass ein Problem dadurch wirksamer gelöst
werden kann als durch nationale, regionale oder lo-
kale Maßnahmen. EU-Ministerrat und Europäisches
Parlament können einen Vorschlag annehmen, än-
dern oder ignorieren. Die Kommission hat außerdem
sicherzustellen, dass die Rechtsvorschriften, die vom
Rat und Parlament verabschiedet werden, in natio-
nales Recht umgesetzt werden.

Bei den Rechtsvorschriften der EU wird unterschieden
zwischen Verordnungen, die direkt nach ihrer Verab-
schiedung in allen Mitgliedstaaten gültig und recht-
lich verbindlich werden, und Richtlinien, die inhaltlich

in nationales Recht umgesetzt werden müssen, wo-
bei Ziel und Zeitrahmen vorgegeben, die Mittel aber
frei wählbar sind. Daneben gibt es Entscheidungen
im Einzelfall, die für die Betroffenen (Mitgliedstaaten,
Unternehmen oder Einzelpersonen) verbindlich sind,
sowie unverbindliche Empfehlungen und Stellung-
nahmen.

Grundlegende politische Zielrichtungen sowie Vor-
schläge für Maßnahmen zur Umsetzung veröffentlicht
die Kommission in so genannten Grün- und Weißbü-
chern. Diese sollen Debatten über die einzelnen The-
men in Gang setzten. Die Vorschläge münden, sofern
sie vom Rat positiv bewertet werden, in ein Aktions-
programm bzw. in entsprechende Rechtsvorschriften. 
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Einigung auf EU-Verfassung
Geteilte Zuständigkeit für Energiepolitik:

Die europäischen Staats- und Regierungschefs haben
sich am 18. Juni 2004 auf eine europäische Verfassung
geeinigt. Diese fasst die bisherigen Verträge der Europä-
ischen Union zu einer gesetzlichen Grundlage zusam-
men. Erstmals wurde ein eigenes Kapital „Energie“ in den
Vertragstext aufgenommen. 

Damit erhält die EU etwa ab 2007, vorbehaltlich der Ra-
tifizierung der Verfassung durch die Mitgliedsstaaten, erst-
mals originäre Kompetenz im Energiebereich, kann also
selbst Gesetze initiieren. Auch in der Vergangenheit hat
die EU schon durch Richtlinien und Verordnungen regelnd
in den Energiesektor eingegriffen, obwohl die Mitglied-
staaten der EU dafür bisher keine Zuständigkeit übertra-
gen hatten. Ihre Initiativen begründete sie deshalb hilfs-
weise mit ihrer Kompetenz für den einheitlichen Binnen-
markt, zum Beispiel bei der Binnenmarktrichtlinie Erdgas,
oder mit der Zuständigkeit für Umweltpolitik, etwa beim
Emissionshandel. 

Wesentliche Inhalte

Die Verfassung grenzt systematischer als bisher die Berei-
che ab, für die die EU und die Nationalstaaten jeweils
zuständig sind. Erstmals wird unterschieden in aus-
schließliche, geteilte und ergänzende Kompetenzen der
Union. Für den Titel „Energie“ hat die EU künftig eine ge-
teilte Zuständigkeit. Sie erhält damit das vorrangige
Recht, Gesetze zu erlassen. Erst wenn sie diese Zustän-
digkeit nicht oder nicht mehr ausübt, können die Mit-
gliedsstaaten gesetzgeberisch tätig werden. Das Prinzip
der Subsidiarität wird damit umgekehrt. 

Die jetzt vorrangige Zuständigkeit der Union besteht nur
in Bezug auf Ziele der Energiepolitik, die in der Verfas-
sung definiert werden. 

Art. III-157 Abs. 1

„Die Energiepolitik der Union hat im Rahmen der Ver-
wirklichung des Binnenmarkts und unter Berücksichtigung
der Erfordernisse der Erhaltung und der Verbesserung der
Umwelt folgende Ziele:

a) Sicherstellung des Funktionierens des Energiemarkts,

b) Gewährleistung der Energieversorgungssicherheit in
der Union und

c) Förderung der Energieeffizienz und von Energieein-
sparungen sowie Entwicklung neuer und erneuerbarer
Energiequellen.“

Aus den zusätzlichen Kompetenzen könnte bei weiter
Auslegung eine Mitsprache unter anderem bei der Ange-
bots- und Netzregulierung und eine europaweite Harmo-
nisierung der finanziellen Förderung z.B. bei Energie-
sparmaßnahmen oder dem Ausbau Erneuerbarer Ener-
gien erwachsen.

Ihre energiepolitischen Ziele verwirklicht die EU mit Hilfe
von Maßnahmen, die sie durch europäische Gesetze
und Rahmengesetze festlegt. Auf ausdrücklichen Wunsch
Großbritanniens und der Niederlande behalten die Mit-
gliedsstaaten weiterhin das Recht, über die Nutzung ei-
gener Energieressourcen, die Wahl der Energiequellen
und die allgemeine Struktur ihrer Energieversorgung
selbst zu bestimmen. Über Gesetze mit finanziellen Aus-
wirkungen, wie z.B. Energiesteuern, muss der Ministerrat
einstimmig beschließen. Das Europäische Parlament wird
im Vorfeld eines solchen Beschlusses zwar angehört, dar-
über hinaus aber nicht an der Entscheidung beteiligt.

Weiteres Verfahren

Bevor die Verfassung in Kraft treten kann, muss sie in al-
len 25 Mitgliedsstaaten ratifiziert werden. In vielen Län-
der, so auch in Deutschland, ist dafür das Parlament zu-
ständig. In anderen wird es eine Volksabstimmung ge-
ben, darunter in Großbritannien, Dänemark und Irland.
Wann das Ratifikationsverfahren beendet sein wird, ist
derzeit  nicht abzuschätzen. Deshalb steht der Termin für
das In-Kraft-Treten der Verfassung noch nicht fest. Wenn
bis zu dem Tag, der noch nachträglich in die Verfassung
eingefügt wird, nicht alle Mitgliedsstaaten den Vertrag ra-
tifiziert haben, tritt die Verfassung „am ersten Tag des auf
die Hinterlegung der letzten Ratifikationsurkunde folgen-
den Monats“ in Kraft. Noch unklar ist, wie weiter verfah-
ren wird, wenn ein Teil der EU-Mitglieder die Verfassung
ablehnt. 
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Innerhalb der Kommission wird die Energiepolitik zu-
sammen mit der Verkehrspolitik von einer eigenstän-
digen Generaldirektion verfolgt, für die Klimapolitik
ist die Generaldirektion Umwelt zuständig. Die Be-
deutung der Energiepolitik für die Europäische Union
wird auch dadurch belegt, dass dem Thema ein ei-
gener Artikel in dem Entwurf für die Europäische Ver-
fassung gewidmet ist. Dabei werden als vorrangige
Ziele die Sicherstellung des Funktionierens des Ener-
giemarkts, die Gewährleistung der Energieversor-
gungssicherheit und die Förderung der Energieeffi-
zienz sowie die Entwicklung neuer und Erneuerbarer
Energiequellen genannt.

Im Bereich der Energiepolitik ist die grundlegende
Ausrichtung der EU im Grünbuch „Hin zu einer euro-
päischen Strategie für Energieversorgungssicherheit“
(2000) zusammengefasst. Hauptziel ist es, die Im-
portabhängigkeit der Europäischen Union bei der
Energieversorgung zu verringern. Zur Strategie, die-
ses Ziel zu erreichen, zählen 

• die steigende Energienachfrage zu verringern, 
• Erneuerbare Energiequellen zu fördern, 
• den mittelfristigen Beitrag der Kernenergie zu prü-

fen, 
• sowie strategische Vorräte und Einfuhrmöglichkei-

ten bei Erdöl und Erdgas zu prüfen.

Die Vorschläge des Grünbuchs wurden inzwischen
in eine Reihe von Richtlinien und Richtlinienentwürfen
eingebracht. Hinzu kommen Initiativen und Richtli-
nien zur weiteren Stärkung des Energiebinnenmark-

tes, die auf die Transparenz der Endverbraucherprei-
se und den Ausbau der transeuropäischen Strom-
und Gasnetze fokussieren.

Nachfrageorientierte Energiepolitik

In der Diskussion befindet sich derzeit der Vorschlag
einer Richtlinie zur Endenergieeffizienz und zu Ener-
giedienstleistungen, der im Dezember 2003 vorge-
legt wurde. Ziel dieser Richtlinie soll eine wirtschaft-
lichere und effizientere Endenergienutzung sein, die
durch Schaffung von Anreizen und Beseitigung von
Hemmnissen einerseits und durch die Entwicklung ei-
nes Markts für Energiedienstleistungen bzw. die
Schaffung von und für Programme und Maßnahmen
zur Förderung der Energieeffizienz bei Endverbrau-
chern andererseits erreicht werden soll. 

Wesentlicher Kernpunkt des Vorschlags ist die Vorga-
be an die Mitgliedstaaten, ein jährliches Energieein-
sparungsziel in Höhe von 1 % des Endenergievolu-
mens zu erreichen. Diese Einsparungen werden in
Privathaushalten, in der Landwirtschaft, der Industrie,
dem Gewerbe und dem Verkehr erfasst. Nicht erfasst
werden energieintensive Industriezweige, die bereits
unter den CO2-Emissionshandel fallen. Für den öf-
fentlichen Sektor soll ein Ziel von mindestens 1,5 %
gelten, das beispielsweise durch Beschaffung ener-
gieeffizienter Anlagen erreicht werden soll.

Energieversorger und Energieeinzelhandelsunterneh-
men sind gefordert, Energiedienstleistungen als inte-
gralen Bestandteil ihrer Kundenbeziehungen anzu-
bieten, Energieeffizienzprogramme nicht zu behin-

Wertung 

Künftig könnte die neue Kompetenz der EU in eine um-
fassende Zuständigkeit für die Energiepolitik münden.
Aus Sicht der Energiewirtschaft ist es bedenklich, dass
der EU bei zentralen Themen des deutschen Energiewirt-
schaftsrechts, wie dem Wettbewerb und der Versor-
gungssicherheit, Kompetenz zugewiesen wird. Fraglich
ist auch, ob die Union diese Ziele verfolgen kann, ohne
sich mit der allgemeinen Struktur der Energieversorgung
und der Wahl der Energiequellen zu befassen. Trotz der
expliziten Ausnahme dieser Themen aus dem Zielkatalog
der EU sind hier Spannungen angelegt. 

Um Beschlüsse im Ministerrat zu blockieren, muss dieser
künftig von vier Ländern abgelehnt werden. Deutschland ist
in der Vergangenheit bei einer Reihe von energiepolitischen
Entscheidungen der EU in seiner Position nicht durch ande-
re Mitgliedsstaaten unterstützt worden. Das dürfte es
Deutschland auch künftig erschweren, nationalen Besonder-
heiten bei der Gesetzgebung Geltung zu verschaffen.  

Nationale Entscheidungskompetenzen in der Energiepo-
litik würden dann durch eine zentrale Steuerung aus Brüs-
sel zunehmend beschnitten.
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dern und Informationen über ihre Endkunden für die
Gestaltung von Energieeffizienzprogrammen bereit-
zustellen. Über Qualifikations-, Akkreditierungs-
und/oder Zertifizierungssysteme soll die Qualität der
Energiedienstleistungsangebote gewährleistet wer-
den.

Die Kritik am Entwurf zielt vor allem darauf ab, die
Vorgaben der Richtlinie flexibler und unbürokratischer
zu machen. In der Diskussion ist auch, die hohen An-
forderungen an Energieanbieter abzuschwächen.
Die Richtlinie soll im Laufe des Jahres 2005 verab-
schiedet werden und muss dann voraussichtlich
innerhalb eines Jahres von den Mitgliedsländern um-
gesetzt werden.

Die Richtlinie über die Gesamteffizienz von Gebäu-
den trat Ende 2002 in Kraft. Gemäß dieser Richtlinie
müssen die Mitgliedstaaten Mindestanforderungen
an die Gesamteffizienz von Gebäuden festlegen
und regelmäßig überprüfen. Sie müssen auch sicher-
stellen, dass beim Bau, beim Verkauf oder bei der
Vermietung von Gebäuden vom Eigentümer ein Aus-
weis über die Gesamtenergieeffizienz vorgelegt
wird. In der Modernisierung von Altbauten liegt eines
der größten Effizienzpotentiale.

Die Richtlinie muss bis Anfang 2006 in nationales
Recht umgesetzt werden. Die deutsche Regierung
wird daher 2005 die derzeit bestehende Energie-
einsparverordnung novellieren, um insbesondere der
Forderung nach Energieausweisen für bestehende
Gebäude nachzukommen.

Als wichtiges Mittel zur Förderung der Energieeffi-
zienz nennt die Europäische Union auch die Nut-
zung der Kraft-Wärme-Kopplung. Daher wurde die
Richtlinie über die Förderung einer am Nutzwärme-
bedarf orientierten Kraft-Wärme-Kopplung im Ener-
giebinnenmarkt im Februar 2004 in Kraft gesetzt.
Diese legt zwar kein festes Ziel für die gesamte EU
fest, strebt aber eine Erhöhung des Anteils von ge-
koppelt erzeugtem Strom an der Gesamtstromerzeu-
gung von derzeit ca. 12 % an. 

Die Richtlinie schafft einen Rahmen zur Berechnung
von gekoppelt erzeugtem Strom und legt fest, welche
KWK-Anlagen als hocheffizient gelten können. Für
hocheffiziente KWK-Anlagen sind die Mitgliedsstaa-
ten aufgefordert, geeignete Fördermaßnahmen zu
schaffen. Sie werden in der Richtlinie außerdem auf-
gefordert, das nationale Potential für den Einsatz
hocheffizienter KWK zu ermitteln und regelmäßige

Berichte über den Fortschritt zur Erreichung dieser
Ziele zu erstellen. Die Vorgaben der Richtlinie sollen
innerhalb von zwei Jahren in nationales Recht umge-
setzt werden.

Im Vorfeld war besonders die Vorgehensweise zur
Bestimmung des gekoppelt erzeugten Stroms umstrit-
ten. Die Richtlinie lässt nun neben der im Gesetzes-
text vorgeschlagenen Berechnungsmethode alternati-
ve Vorgehensweisen bis 2010 zu. Das deutsche
KWK-Gesetz (Gesetz für die Erhaltung, die Moder-
nisierung und den Ausbau der Kraft-Wärme-Kopp-
lung) von 2002, das auf einer anderen Berech-
nungsmethode beruht, ist damit mit der Richtlinie
weitgehend kompatibel und es sind vorerst keine An-
passungen nötig, um die Richtlinie in deutsches Recht
umzusetzen.

Mit dem höchsten Anteil an der Energienachfrage
und der deutlichen Importabhängigkeit beim Ener-
gieträger Öl ist der Verkehrssektor der zentrale Be-
reich für Maßnahmen zur Förderung der Energieeffi-
zienz. Die Kommission veröffentlichte dazu im Jahr
2001 das Weißbuch zur Europäischen Verkehrspoli-
tik bis 2010, mit dem eine nachhaltige Entwicklung
im Verkehrssektor angestrebt wird. Hinsichtlich des
Energieverbrauchs wird eine Diversifikation der Ener-
gieträger, vor allem die Nutzung von Biokraftstoffen,
und die Förderung von Alternativen zum Straßenver-
kehr angestrebt.

Angebotsorientierte Energiepolitik

Die Initiativen auf der Angebotsseite werden vor al-
lem von dem Ziel getrieben, den Anteil der Erneuer-
baren Energieträger am Bruttoenergieverbrauch der
EU von 6 % im Jahr 1997 auf 12 % bis 2010 zu ver-
doppeln. Dieses Ziel wurde bereits 1997 in einem
Weißbuch zur Förderung der Erneuerbaren Energie-
träger formuliert, ohne dass wesentliche Erfolge bis
2002 erzielt werden konnten. Im September 2001
wurde daher eine Richtlinie zur Förderung der Strom-
erzeugung aus Erneuerbaren Energiequellen verab-
schiedet, die darauf abzielt, den Anteil „grünen“
Stroms in der EU von 14 % 1997 auf 22 % im Jahr
2010 zu erhöhen. Die nationalen Regierungen ha-
ben inzwischen nationale Ziele festgelegt, mit denen
das Gesamtziel bis 2010 erreichbar ist, allerdings
ist die Umsetzung der Richtlinie bislang auf einem
sehr unterschiedlichen Stand. Abgesehen von Grie-
chenland und Portugal bescheinigte die Kommission
2004 aber fast allen Mitgliedstaaten „auf Kurs“ oder
„fast auf Kurs“ zu sein, um ihre Ziele zu erreichen.
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Entsprechende Rechtsvorschriften zur Förderung „grü-
nen“ Stroms waren aber auch in Frankreich noch
nicht eingeführt. 

Deutschland werden generell gute Fördermöglichkei-
ten und der Abbau der verwaltungstechnischen und
netzspezifischen Hemmnisse bescheinigt. Insbeson-
dere durch den starken Ausbau der Windkraftanla-
gen ist daher auch das Ziel von 12.5 % in 2010 um-
setzbar.

Hinsichtlich der Diversifikation der Energieträger im
Verkehrssektor wurde 2003 die Richtlinie über die
Förderung von Biokraftstoffen verabschiedet. Die
Richtlinie fordert die Mitgliedstaaten auf, Rechtsvor-
schriften zu erlassen und die erforderlichen Maßnah-
men zu ergreifen, damit ab 2005 ein Mindestanteil
von 2 % (Steigerung bis 2010 auf 5,75 %) der ver-
kauften Kraftstoffe auf Biokraftstoffe entfällt. Derzeit
machen Biotreibstoffe lediglich 0,3 % des Diesel-
und Benzinverbrauchs aus. Nicht durchgesetzt wur-
de die Vorgabe verpflichtender Mengenziele sowie
die Zwangsbeimischung von Biokraftstoffen zu her-
kömmlichen Kraftstoffen. In Deutschland wie auch in
einigen anderen Ländern wurden für Biokraftstoffe
Steuervergünstigungen geschaffen, die den Empfeh-
lungen der Richtlinie Rechnung tragen. 

Klimapolitik

Bei der Klimapolitik wurde mit dem Beginn des Han-
dels von Zertifikaten für Treibhausgasemissionen am
1. Januar 2005 ein wesentlicher Meilenstein erreicht.
Das Emissionshandelssystem ist ein wesentliches In-
strument, mit dem die EU ihre im Kyoto-Protokoll ein-
gegangene Verpflichtung, ihre Emissionen der sechs
wichtigsten Treibhausgase zwischen 2008 und
2012 um insgesamt 8 % gegenüber dem Stand von
1990 zu senken, nachkommen will. Die Ziele für die
Mitgliedsstaaten sind sehr unterschiedlich und erge-
ben sich aus dem „burden sharing“-Abkommen; die
meisten neuen Mitglieder der EU haben sich auf 6
bzw. 8 % Reduktion festgelegt (s. die ausführliche Dar-
stellung in der letztjährigen Veröffentlichung von „Ener-
gie für Deutschland“).

Innerhalb der EU können ca. 12.000 Betreiber von
Energie- und Industrieanlagen am Emissionshandels-
system teilnehmen. Sie sind verpflichtet, Zielvorga-
ben zur Emissionsminderung, die in nationalen Allo-
kationsplänen festgelegt sind, einzuhalten. Die natio-
nalen Allokationspläne wurden von den nationalen
Regierungen im Laufe des Jahres 2004 eingereicht
und von der Kommission bis auf die Pläne Griechen-
lands, Italiens, Polens und der Tschechischen Repu-
blik genehmigt.

In einer weiteren Richtlinie vom Oktober 2004 (die so
genannte „linking directive“) wird die Verbindung des
Emissionshandelssystems mit den weiteren flexiblen
Mechanismen Joint Implementation (ermöglicht die An-
rechnung von Emissionsreduktionen aus Projekten zwi-
schen zwei Industriestaaten) und Clean Development
Mechanism (Projekte, mit denen Investoren aus Indus-
trieländern Emissionen von Treibhausgasen in Entwick-
lungsländern mindern) geregelt. Diese ermöglichen es
Unternehmen, außerhalb der EU Projekte zur Verringe-
rung von CO2-Emissionen durchzuführen und hierfür
Emissionsgutschriften zu erhalten, die bei der Berech-
nung ihrer Zielvorgaben berücksichtigt werden.

Obwohl das Kyoto-Protokoll durch die Ratifizierung
von Russland im Februar 2005 in Kraft trat und damit
bindend für die 128 Unterzeichnerstaaten geworden
ist, hat es nur eine bedingte Wirkung. Mit den USA
und Australien sind zwei wichtige Industriestaaten,
die zusammen über ein Drittel der Treibhausgasemis-
sionen verursachen, dem Abkommen nicht beigetre-
ten. Zudem haben Entwicklungsländer (darunter gro-
ße Staaten wie China, Indien, Indonesien und Brasi-
lien) keine Reduktionsverpflichtungen zu tragen. Die
Ausgestaltung der flexiblen Mechanismen ist daher
ein Balanceakt, um einerseits den verpflichteten
Unternehmen einen möglichst großen Handlungs-
spielraum zu geben und dadurch die globale Wett-
bewerbsmöglichkeit zu sichern, andererseits die Ein-
haltung der vereinbarten Ziele sicherzustellen.
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E n e r g i e  i n  D e u t s c h l a n d

Eckdaten des deutschen Energiemarktes

Im Jahr 2004 wurden in Deutschland 492,6 Mio. t
SKE Energie verbraucht. Damit steht Deutschland in
der Rangliste der größten Energiemärkte der Welt
nach den USA, China, Russland, Japan und Indien
an sechster Stelle. Der Pro-Kopf-Verbrauch an Energie
beträgt in Deutschland 6,0 t SKE pro Jahr. Dies ent-
spricht fast dem Dreifachen des weltweiten Durch-
schnitts, andererseits allerdings der Hälfte des Ver-
gleichswertes der USA. Nimmt man die erwirtschaf-
teten Güter und Dienstleistungen zum Maßstab, so
zeigt sich, dass in Deutschland Energie sehr effizient
genutzt wird. So erreichte der Energieverbrauch in
Deutschland 2004 rund 226 kg SKE pro 1000 €
Bruttoinlandsprodukt. Im weltweiten Durchschnitt ist
dieser spezifische Energieverbrauch doppelt so
hoch. 

Deutschlands eigene Energiereserven beschränken
sich im Wesentlichen auf Kohle: Die gewinnbaren
Vorräte an Steinkohlen umfassen 23 Mrd. t. Die Re-
serven an Braunkohlen betragen 41 Mrd. t dies
entspricht 12,3 Mrd. t SKE. Die Erdölvorräte in
Deutschland werden von der Bundesanstalt für Geo-
wissenschaften und Rohstoffe auf 0,1 Mrd. t SKE be-
ziffert. Bei Erdgas sind es 0,3 Mrd. t SKE. Der Anteil

an den weltweiten Reserven ist bei Erdöl und Erdgas
marginal. Deshalb ist Deutschland bei diesen Ener-
gieträgern in besonders hohem Ausmaß auf Importe
angewiesen. 

Die Deckung des Energieverbrauchs erfolgte 2004
zu 39 % durch heimische Energien (einschließlich
Kernenergie, die aufgrund der im Inland vorgehalte-
nen großen Uranvorräte als heimische Energie ge-
wertet wird). Kohle trug 2004 mit 83,3 Mio. t
SKE bzw. 43,4 % zur gesamten inländischen Ge-
winnung (191,9 Mio. t SKE) bei; davon entfielen
56,6 Mio. t SKE auf Braunkohle und 26,7 Mio. t
SKE auf Steinkohle. Es folgen Kernenergie mit 62,2
Mio. t SKE, Erdgas mit 21,1 Mio. t SKE, Mine-
ralöl mit 5,1 Mio. t SKE, Wasserkraft mit 2,5
Mio. t SKE, Windkraft mit 3,1 Mio. t SKE und
sonstige Energien mit 14,6 Mio. t SKE.

Importenergien decken 61 % des Energieverbrauchs.
Die Energieimporte sind nach Energieträgern und
Herkunftsländern diversifiziert. Wichtigster ausländi-
scher Energielieferant Deutschlands ist die Russische
Föderation. Die Erdgas-, Rohöl- und Steinkohlenbe-
züge aus Russland trugen 2004 mit einem Drittel zu

13,5 %

11,4 %

22,4 %

12,6 %

3,7 %

36,4 %

Erdgas

Steinkohle

Braunkohle

Kernenergie

Sonstige
Gesamt: 492,6 Mio. t SKE

Mineralöl

Quelle: Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen 01/2005

Primärenergieverbrauch in Deutschland 2004
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Schwerpunkte der heimischen Energie-Rohstoffgewinnung

Beschäftigte im Energiesektor

1991 1994 1997 2000 2003

Steinkohlenbergbau und -brikettherstellung 123.341 100.907 80.348 63.153 47.839

Braunkohlenbergbau und -brikettherstellung 115.507 48.064 29.581 19.538 15.069

Fernwärmeversorgung 17.567 15.083 13.164 13.384 9.525

Mineralölverarbeitung 47.501 31.376 22.854 21.559 20.066

Gewinnung von Erdöl und Erdgas 7.665 6.435 5.708 5.193 5.293

Gasversorgung 32.122 35.487 33.013 26.268 24.806

Elektrizitätsversorung 217.600 196.300 171.100 137.197 131.373

Quelle: Statistisches Bundesamt, VDEW
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Energie-Rohstofflieferanten für Deutschland 2004 (in Mio. t SKE)

den gesamten Energie-Rohstoffeinfuhren Deutsch-
lands bei. Wichtige europäische Energie-Rohstofflie-
feranten sind Norwegen, die Niederlande und
Großbritannien. 

Die Devisenrechnung für die Energieimporte (netto)
betrug 2004 rund 38 Mrd. €. Den größten Teil der
deutschen Netto-Einfuhrrechnung machten mit
26 Mrd. € die Ölimporte aus. Die zweitwichtigste
Position hielt die Einfuhr an Erdgas mit gut 9 Mrd. €.
Auf Kohle entfielen knapp 3 Mrd. €.

Die Zahl der Beschäftigten im Energiesektor hat sich
seit der Wiedervereinigung von rund 560.000 auf
inzwischen ca. 250.000 mehr als halbiert. Ursäch-
lich hierfür sind zum einen die vereinigungsbeding-
ten Anpassungsprozesse, die gerade in den ostdeut-

schen Braunkohlefördergebieten zu stark rückläufi-
gen Beschäftigtenzahlen geführt haben, sowie zum
anderen die Entwicklungen im Steinkohlebergbau
aufgrund der  mit dem Abbau öffentlicher Hilfen ver-
bundenen Personalanpassungen; auch in der Elektri-
zitätswirtschaft ist die Beschäftigtenzahl signifikant
zurückgegangen, nicht zuletzt durch den wachsen-
den Wettbewerbsdruck im Zuge der Liberalisierung.
Die unmittelbaren Beschäftigungswirkungen des
Energiesektors sind mit rund 250.000 Arbeitsplätzen
im Bergbau und in der Energieversorgung jedoch
nach wie vor gesamtwirtschaftlich bedeutend und
gehen richtig betrachtet noch deutlich über diese
Zahl hinaus, wenn auch die mit ihr zusammenhän-
genden Bereiche der Kraftwerksherstellung, Energie-
forschung und -beratung u.a. mit einbezogen wer-
den.



CO2-Emissionen

Die energiebedingten CO2-Emissionen in Deutsch-
land beliefen sich 2004 auf 836 Mio. t. Unter Ein-
beziehung der Industrieprozesse betrugen die CO2-
Emissonen insgesamt 860 Mio. t. Das waren 15,3 %
weniger als 1990. Im Jahr 1990 beliefen sich die na-
tionalen Gesamtemissionen an CO2 nach Angaben
des Umweltbundesamtes auf 1.015 Mio. t.

Die Entwicklung der energiebedingten CO2-Emissio-
nen nach Sektoren im Zeitraum 1990 bis 2004
zeigt die nachstehende Grafik: Danach konnte in al-
len Sektoren ein Rückgang der CO2-Emissionen er-
reicht werden. Die einzige Ausnahme bildet der Ver-
kehrssekor. Hier haben die Emissionen zwar gegen-
über 1990 leicht zugenommen, sind in den letzten
Jahren aber wieder rückläufig. 

Die Verpflichtungen gemäß dem Kyoto-Protokoll von
1997 beziehen sich auf insgesamt sechs Treibhaus-
gase. Das sind Kohlendioxid (CO2), Methan (CH4),
Distickstoffoxid (N2O), teilhalogenierte Fluorkohlen-
wasserstoffe (H-FKW), perfluorierte Kohlenwasser-
stoffe (FKW) und Schwefelhexafluorid (SF6). 

Die Emissionen an CH4, N2O, H-FKW, FKW und
SF6 sind in Deutschland im Zeitraum 1990 bis 2004
um insgesamt mehr als ein Drittel gesunken. Bezieht
man die CO2-Emissionen mit ein, so haben sich die
Emissionen aller sechs genannten Treibhausgase seit
1990 um rund 19 % verringert. Damit ist Deutsch-
land bislang auf einem guten Weg, seine Verpflich-
tungen aus dem Kyoto-Protokoll und dem EU-Burden-
Sharing (21 % im Zeitraum 1990 bis 2008/12) zu
erfüllen.
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87

129
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357
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55

118

172

Handel/Gewerbe/
Dienstleistungen

Private
Haushalte

Verkehr

1990 2004

+ 6 %

1990 2004 1990 2004 1990 2004 1990 2004

– 32 %

– 37 %
– 9 %

Kraft- und
Fernheizwerke

Quelle: ET 03/05

Industrie-
feuerungen

Energiewirtschaft und Industrie haben in Deutschland den 
wesentlichen Beitrag zur CO2-Minderung geleistet. 

– 14 %

Energiebedingte CO2-Emissionen in Deutschland 1990 und 2004 in Mio. t
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Energiesteuern und 
andere Belastungen

Der Bund erzielte 2004 aus der Erhebung von Ver-
brauchssteuern (Mineralöl- und Stromsteuer) auf Ener-
gie 48,4 Mrd. €. Dies übertrifft den Wert der ges-
amten Energie-Einfuhren (netto) Deutschlands um
mehr als ein Viertel. Von dem Energieverbrauchssteu-
er-Aufkommen entfielen 2004 mit 38,7 Mrd. € rund
80 % auf Mineralöle. Erdgas und Elektrizität trugen
mit 3,1 bzw. 6,6 Mrd. € zum Gesamtaufkommen
bei.

Verbrauchssteuersätze für Energie seit
01.01.2003

Energieart Einheit Regelsatz

Ottokraftstoff > 
10 mg/kg Schwefel ct/l 66,98

Ottokraftstoff ≤
10 mg/kg Schwefel ct/l 65,45

Dieselkraftstoff > 
10 mg/kg Schwefel ct/l 48,57

Dieselkraftstoff ≤
10 mg/kg Schwefel ct/l 47,04

Leichtes Heizöl ct/l 6,13

Schweres Heizöl €/t 25,00

Erdgas ct/kWh 0,55

Flüssiggas €/t 60,60

Strom ct/kWh 2,05

Quelle: Bundesminister der Finanzen

Für das produzierende Gewerbe und die Landwirt-
schaft gelten ermäßigte Steuersätze für leichtes Heiz-
öl, Erdgas und Flüssiggas (Ökosteueranteil) sowie für
Strom, die 60 % der Regelsätze entsprechen. Außer-
dem werden 95 % des Differenzbetrages zwischen
der im Kalenderjahr gezahlten Ökosteuer und der Er-
sparnis beim Arbeitgeberanteil an den Rentenver-
sicherungsbeiträgen erstattet. Maßgeblich ist in die-
sem Zusammenhang die Ersparnis, die sich aus der
Absenkung der Beitragssätze zwischen 1998
(20,3 %) und dem jeweiligen Antragsjahr ergibt.

Zusätzlich ist die Bereitstellung von Energie mit fol-
genden Abgaben und Umlagen belastet:

– Konzessionsabgaben in Höhe von rund
3,3 Mrd. € pro Jahr. Hierbei handelt es sich um
Zahlungen der Strom- und Gasversorger an die
Kommunen als Gegenleistung für das Recht, die
öffentlichen Straßen und Plätze zur Verlegung von
Strom- und Gasleitungen zu benutzen.

– Förderabgaben auf die inländische Gewinnung
von Erdöl und Erdgas, die sich 2004 auf knapp
0,5 Mrd. € beliefen.

– Der Beitrag an den Erdölbevorratungsverband,
der für seine Mitglieder die gesetzlich vorge-
schriebene Erdölbevorratung sicherstellt. Die Bei-
träge belaufen sich auf rund 0,5 Mrd. €/Jahr.

Darüber hinaus ergeben sich für den Stromverbrau-
cher Belastungen aus dem Erneuerbare-Energien-Ge-
setz (EEG), das zum 1. August 2004 novelliert wur-
de, und aus dem Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz
(KWK-G) vom 19. März 2002:

– Das EEG sichert den begünstigten Einspeisern von
Strom u.a. auf Basis von Wind, Wasser, Sonne,
Biomasse und Geothermie Vergütungen weit ober-
halb der marktüblichen Preise. Die vom Stromver-
braucher über diese gesetzliche Regelung finan-
zierten Subventionen zu Gunsten des Einsatzes Er-
neuerbarer Energien sind 2004 auf 2,3 Mrd. €
angestiegen. 

– Das Gesetz für die Erhaltung, die Modernisierung
und den Ausbau der Kraft-Wärme-Kopplung
(KWK-Gesetz) schreibt – von der Art der Anlage
abhängige – gestaffelte Bonuszahlungen des
Netzbetreibers für Strom vor, der aus KWK-Anla-
gen eingespeist wird. Daraus ergab sich 2004
ein Subventionsvolumen von 0,7 Mrd. €. 

Damit belief sich die gesamte staatliche Belastung
der Energie-Bereitstellung im Jahr 2004 auf knapp
56 Mrd. €. Das sind rund 17 Mrd. € mehr als im
Jahr 1998. Im privaten Bereich und bei einigen Wirt-
schaftszweigen, z.B. öffentlichen Einrichtungen,
kommt die Mehrwertsteuer als weitere Komponente
zu den genannten Zahlen noch hinzu. 

Die hohe Belastung des Energieverbrauchs durch
Steuern, Abgaben etc. findet ihren Niederschlag in
einem Staatsanteil am Endverbraucherpreis von mehr
als 70 % (Ottokraftstoff) bzw. 64 % (Dieselkraftstoff)
bei Kraftstoffen, 40 % bei Elektrizität und 30 % bei
Erdgas (Durchschnittswerte für Privatkunden – Stand
2004).
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Staat 81,2 ct/Liter

* Inlandsmarge für Transport, Lagerhaltung, gesetzliche Bevorratung, Verwaltung, Vertrieb und Gewinn/Verlust

Quelle: Mineralölwirtschaftsverband

Produktimportpreis/
Inlandsmarge *

32,8 ct/Liter
Mineralölsteuer

65,5

Mehrwert-
steuer
15,7

Produkt-
importpreis

24,3

Inlands-
  marge*

  8,5

Benzinpreis 2004: Staatsanteil von 72 %

Durchschnittspreis Eurosuper: 114 ct/Liter

53,8 Mrd. €
55,7 Mrd. €

EEG/KWK 2,3 Mrd. €
Konzessions- und 

sonst. Abgaben* 4,2 Mrd. €

Stromsteuer 5,1 Mrd. €

Mineralölsteuer 
42,2 Mrd. €

2002

38,5 Mrd. €
EEG/KWK 0,3 Mrd. €

Konzessions- und 
sonst. Abgaben* 4,1 Mrd. €

Mineralölsteuer 
34,1 Mrd. €

1998

EEG/KWK 3,0 Mrd. €
Konzessions- und 

sonst. Abgaben* 4,3 Mrd. €

Stromsteuer 6,6 Mrd. €

Mineralölsteuer 
41,8 Mrd. €

2004

*davon Konzessionsabgaben 3,3 Mrd. €/Jahr, Förderabgabe Erdgas und Erdöl 0,4 Mrd. € (2002 und 2003) 
bzw. 0,5 Mrd. € und Erdölbevorratungsabgabe 0,5 Mrd. €/Jahr.

Quelle: Bundesminister für Finanzen sowie Schätzung des VDEW

Energiesteuern und -abgaben in Deutschland
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Staat 1,36 ct/kWh

Anteilige Förderabgabe**
0,04

Mehrwert-
steuer
0,62

Konzessionsabgabe***
0,15

Erdgassteuer
0,55

    *Schätzungen bezogen auf den Preis je kWh für einen vollversorgten Haushalt (21.400 kWh Ho pro Jahr)
  **Förderabgabe 2004 (394 Mio. €) umgelegt auf den Erdgasverbrauch 2004 in Deutschland
***Geschätzter Durchschnittswert (0,15 ct/kWh); örtlich und je nach Zuordnung als Sondervertrags-,Tarif- oder Kochgaskunde unterschiedlich

Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis Bundesverband der deutschen Gas- und Wasserwirtschaft (BGW)

Import/Produktion,
Transport, Verteilung

3,14 ct/kWh

Erdgaspreis 2004: Staatsanteil von 30 %

Durchschnittspreis Haushalt*: 4,5 ct/kWh

Staat ~7,1 ct/kWh

Bei einem durchschnittlichen Jahresverbrauch eines Drei-Personen-Haushalts 
(3.500 kWh/a) teilen sich die rund 17,9 ct/kWh wie folgt auf:

Quelle: VDEW

Erzeugung/
Netz/Vertrieb
~10,8 ct/kWh

73 % der Strompreise für 
private Haushalte 
sind reguliert, 
der Netzanteil 
beträgt allein 33 %

Umsatz-
steuer
2,47

Erzeugung
3,5

Netz
6,1

1,2
Vertrieb

EEG 0,51

Stromsteuer
2,05

Konzessions-
abgabe

1,79

KWKModG 0,28

Strompreis 2004: Staatsanteil von 40 %
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Mineralöl

Die Basis für die Versorgung sind die Rohöleinfuhren,
da nur 3 % des Bedarfs aus inländischer Förderung
gedeckt werden können. Sie beliefen sich 2004 auf
110 Mio. t. Daneben trugen Importe von Mineral-
ölprodukten mit 34 Mio. t zur Bedarfsdeckung bei.

Die Rohöleinfuhren stammten 2004 zu 34 % aus
Westeuropa (im Wesentlichen Nordsee), zu 34 %
aus Russland, zu 16 % aus Afrika, zu 8 % aus dem
Nahen Osten und zu 8 % aus anderen Regionen.
Der OPEC-Anteil betrug 20 %.

Die Rohöldestillationskapazität lag 2004 bei 115
Mio. t/Jahr. Die Kapazität an Konversionsanlagen,
die der Umwandlung schwerer Produkte und Halbfa-
brikate in höherwertige leichtere Erzeugnisse wie
Benzin, Dieselkraftstoff und leichtes Heizöl dienen,
betrug 2004 rund 47 Mio. t/Jahr.

Der Inlandsabsatz an Mineralölprodukten erreichte
2004 gut 113 Mio. t. Hauptprodukte sind die vor al-
lem im Straßenverkehr genutzten Kraftstoffe (Ottokraft-
stoff: 25 Mio. t; Dieselkraftstoff: 29 Mio. t), das leich-
te Heizöl mit dem Einsatzschwerpunkt Raumwärmemarkt
(25 Mio. t), das insbesondere in der Chemie genutzte
Rohbenzin (18 Mio. t), Flugkraftstoff (7 Mio. t) und
schweres Heizöl (6 Mio. t).

Mineralöl bleibt – trotz eines absolut rückläufigen
Verbrauchs – auch in der langfristigen Perspektive
der wichtigste Energieträger in Deutschland. Die Ent-
wicklung bei den Hauptprodukten wird differenziert
eingeschätzt. Die Nachfrage nach Ottokraftstoffen
wird sich bis 2020 um etwa 30 % vermindern. Ent-
scheidende Bestimmungsfaktoren dafür sind der
Rückgang des Bestands an benzinbetriebenen PKW,
abnehmende Jahresfahrleistungen, Tanktourismus ins
steuergünstigere Ausland und eine kontinuierliche
Verringerung des spezifischen Verbrauchs.

10,1  Sonstige Importländer

8,6  Naher Osten

16,9  Afrika

37,1  Russland

37,3  EU und Norwegen

3,5  Inländische Förderung

Quelle: Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle

113,5  Insgesamt 113,2  Insgesamt

20,5  Sonstige Produkte

6,3  Heizöl, schwer

25,4  Heizöl, leicht

7,1  Flugkraftstoff

28,9  Dieselkraftstoff

25,0  Ottokraftstoff

Rohölaufkommen 2004
nach Herkunft (in Mio. t)

Inlandsabsatz 2004
Mineralölprodukte (in Mio. l)
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Der Verbrauch an Dieselkraftstoff steigt in den nächs-
ten Jahren aufgrund eines zunehmenden Bestandes
an PKW mit Dieselantrieb zunächst noch an, sinkt
aber in den Folgejahren und dürfte 2020 unter dem
im Jahr 2004 erreichten Niveau liegen. Für leichtes
und schweres Heizöl zusammen ist 2020 ein um ca.
20 % geringerer Bedarf als 2004 zu erwarten. Dem-
gegenüber wird bei Flugkraftstoff auch künftig noch
mit einer leichten Zunahme der Nachfrage gerech-
net.

Erdgas

Die Erdgasversorgung in Deutschland stützt sich auf ei-
ne diversifizierte Bezugsbasis. Das Erdgasaufkommen
stammte 2004 zu 16 % aus heimischer Förderung und
zu 84 % aus Importen verschiedener Herkunft: 35 %
aus Russland, 24 % aus der norwegischen Nordsee,
19 % aus den Niederlanden sowie 6 % aus Großbri-
tannien und Dänemark. Der Bezug des Erdgases aus
dem Ausland erfolgt zum weit überwiegenden Teil auf
der Basis langfristiger Verträge zwischen den Lieferan-
ten und einer Reihe von auf dem deutschen Markt täti-
gen Importgesellschaften.

Der Erdgasverbrauch betrug 2004 rund 996 TWh.
Auf den Sektor Haushalte und Kleinverbrauch entfie-
len 48 %. Dahinter steht nicht zuletzt die hohe Zahl
gasbeheizter Wohnungen. Ende 2004 hatten 47 %
aller Wohnungen eine Erdgasheizung. Die Industrie
war mit 25 % am Erdgasverbrauch beteiligt, der Ein-
satz zur Stromerzeugung mit 13 % und die Verwen-
dungen „nichtenergetischer Verbrauch, Einsatz zur
Fernwärmeerzeugung und Eigenbedarf” zusammen
mit 14 %.

Erdgas hat auf dem deutschen Energiemarkt weiter-
hin Wachstumsperspektiven. Geringe Zuwächse
sind vor allem im Haushalts- und im Kleinverbrauchs-
sektor zu erwarten. In der Industrie wird mit einer Fes-
tigung bzw. einem leichten Ausbau des Versorgungs-
anteils gerechnet. Wachstumspotenziale bestehen
längerfristig vor allem in der Stromerzeugung.

Beschaffungsseitig wird sich die deutsche Erdgasver-
sorgung künftig in weiter steigendem Maße auf Im-
porte stützen. Mit ihrer langfristig angelegten Be-
schaffungspolitik hat sich die deutsche Gaswirtschaft
bereits jetzt für die nächsten Jahrzehnte Mengen aus

1.165  Insgesamt 996  Insgesamt

63  Dänemark/Großbritannien u. a. 

222  Niederlande

281  Norwegen

409  Russland

190  Inlandsförderung

Quelle: Bundesverband der deutschen Gas- und Wasserwirtschaft (BGW)

480  Haushalte und Kleinverbraucher

250  Industrie

130  Kraftwerke (Stromerzeugung)

136  Übrige

Erdgasaufkommen 2004 (in TWh) Erdgasverbrauch 2004 (in TWh)
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heutigen Lieferländern in beachtlichem Umfang ver-
traglich gesichert und damit schon Vorsorge für eine
auch künftig sichere Erdgasversorgung getroffen. Ent-
sprechende Importverträge reichen teilweise bis zum
Jahr 2030.

Steinkohle 

In Deutschland wurden im Jahr 2004 26,7 Mio. t
SKE Steinkohle gefördert. Davon entfielen knapp
70 % auf das Ruhrrevier, 23 % auf das Saarrevier
und 7 % auf das Ibbenbürener Revier. 

Im Jahr 2004 deckten die Steinkohlenimporte etwa
60 % des gesamten Steinkohlenverbrauchs. Die Ein-
fuhren entfielen zu etwa zwei Dritteln auf fünf Liefer-
länder, nämlich auf Polen, Südafrika, Russland, Aus-
tralien und Kolumbien. Die Herkunft der Kokseinfuh-
ren konzentrierte sich auf Polen und China.

Der gesamte Steinkohlenmarkt in Deutschland hatte
im Jahr 2004 ein Volumen von 66 Mio. t SKE. Der

Verbrauch von Steinkohle verteilte sich mit 47 Mio. t
SKE auf Kraftwerke, mit 17 Mio. t SKE auf die Stahl-
industrie und mit 2 Mio. t SKE auf den Wärmemarkt. 

Vor allem aufgrund der geologischen Bedingungen
kann die deutsche Steinkohle bei den Produktions-
kosten nicht mit der Kohle aus überseeischen Lager-
stätten konkurrieren. Der deutsche Steinkohlenberg-
bau wird durch eine energiepolitisch begründete fi-
nanzielle Unterstützung gesichert. Dass jedoch nicht
allein die Produktionskosten ausschlaggebend sind,
zeigte sich in der Verdopplung der Kohlepreise auf
dem Weltmarkt seit Beginn des Jahres 2003 und ins-
besondere in den verzeichneten Preisspitzen für
Koks, die weit über den inländischen Erzeugungs-
kosten lagen. 

Im Dezember 2004 hat der deutsche Steinkohlen-
bergbau von der Bundesregierung und von der Lan-
desregierung Nordrhein-Westfalen Zuwendungsbe-
scheide für den Zeitraum 2006 bis 2008 erhalten.
Der Bund und das Land Nordrhein-Westfalen wer-

66  Insgesamt 66  Insgesamt

6  Saarrevier

2  Ibbenbüren

2  Wärmemarkt

40  Importe

18  Ruhrrevier

Quelle: Gesamtverband des deutschen Steinkohlenbergbaus (GVSt)

17  Stahlindustrie

47  Kraftwerke

Steinkohlenaufkommen 2004
(in Mio. t SKE)

Steinkohlenverbrauch 2004
(in Mio. t SKE)
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den für die drei Jahre insgesamt bis zu 7.319 Mio. €
zahlen, davon das Land bis zu 1.620 Mio. €; die
RAG wird in diesem Zeitraum einen Eigenbeitrag
von 450 Mio. € leisten.

Mit der Erteilung der Zuwendungsbescheide ist die
kohlepolitische Umsetzung der ersten drei Jahre des
Anpassungsprozesses erfolgt, der bis 2012 vom
deutschen Steinkohlenbergbau umzusetzen ist. Nach
diesem am 15.07.2003 vereinbarten Anpassungs-
prozess wird die Förderung von 26 Mio. t im Jahr
2005 auf 16 Mio. im Jahr 2012 reduziert.

Braunkohle

In Deutschland wurden 2004 rund 182 Mio. t
Braunkohle – entsprechend 56,6 Mio. t SKE – ge-
fördert, und zwar ausschließlich im Tagebau. Einge-
führt wurden knapp 0,1 Mio. t SKE. Der Anteil der
Inlandsgewinnung am Aufkommen erreichte somit
99,9 %.

Die deutsche Braunkohlenförderung konzentriert sich
auf vier Regionen: Das Rheinische Revier im Westen
von Köln, das Lausitzer Revier im Nordosten von
Dresden, das Mitteldeutsche Revier in der Umge-
bung von Leipzig und das Helmstedter Revier in
Niedersachsen. 2004 entfielen von der Gesamtför-
derung 55,1 % auf das Rheinland, 32,4 % auf die
Lausitz, 11,2 % auf Mitteldeutschland sowie 1,3 %
auf Helmstedt.

Schwerpunkt der Braunkohlennutzung ist die Stromer-
zeugung rund um die Uhr über das gesamte Jahr, die
so genannte Grundlast. 2004 wurden rund 169
Mio. t Braunkohle in Kraftwerken eingesetzt. Daraus
wurden 159 TWh Strom erzeugt. Dies entsprach
26,1 % der gesamten Brutto-Stromerzeugung in
Deutschland.

Bei energiepolitischen Rahmenbedingungen, die In-
vestitionssicherheit gewährleisten, ist zu erwarten,
dass fortgesetzt in die Erneuerung des Braunkohlen-

181,9  Insgesamt 181,9  Insgesamt

100,3  Rheinland

59  Lausitz

20,2  Mitteldeutschland

2,4  Helmstedt und Sonstige

Quelle: DEBRIV

169,1  Kraftwerke

12,8  Herstellung von Staub, Briketts etc.

Braunkohlenförderung 2004
(in Mio. t)

Braunkohlenverwendung 2004
(in Mio. t)
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kraftwerksparks in Deutschland investiert werden
wird. Mit der dadurch bewirkten weiteren Effizienz-
verbesserung kann bei konstanter Brennstoffeinsatz-
menge eine steigende Stromerzeugung auf Basis von
Braunkohle realisiert werden. 

Strom

2004 betrug die gesamte Brutto-Stromerzeugung
606,6 TWh. Davon entfielen 87 % auf Kraftwerke
der allgemeinen Versorgung (einschließlich Deutsche
Bahn) und 13 % auf Industrie-Kraftwerke und andere
Erzeuger (z.B. Windkraftanlagen).

Die Struktur der gesamten Stromerzeugung nach Ein-
satzenergien zeigte 2004 folgendes Bild: Kernener-
gie 27,5 %, Steinkohle 22,8 %, Braunkohle 26,1 %,
Erdgas 10,2 %, Erneuerbare Energien 8,9 %, Heiz-
öl 1,6 % sowie sonstige Energien 2,9 %. Braunkoh-
le und Kernenergie decken den größten Teil des
Grundlastbedarfs an Elektrizität.

Die Erzeugung an deutschen Standorten wurde er-
gänzt durch Einfuhren elektrischer Energie in Höhe
von 44,2 TWh. Bei Stromausfuhren von 51,5 TWh
ist die Bilanz weitgehend ausgeglichen. Deutschland
ist die Drehscheibe im europäischen Stromhandel.

Der Brutto-Stromverbrauch erreichte 599,3 TWh,
die Netzverluste liegen im europäischen Vergleich
mit nur 4 % sehr niedrig. 

Der Netto-Stromverbrauch von 527,7 TWh (ohne
Netzverluste und Kraftwerkseigenverbrauch) verteilte
sich 2004 mit 46,8 % auf die Industrie, mit 26,5 %
auf private Haushalte mit 26,7 % auf Handel sowie
Gewerbe, öffentliche Einrichtungen, Verkehr und
Landwirtschaft.

Es wird erwartet, dass der Verbrauch künftig noch
leicht ansteigen wird und zwar in der Größenord-
nung von 0,5 % pro Jahr. 2004 lag der Netto-Strom-
verbrauch bei 242 kWh pro 1.000 € Bruttoin-
landsprodukt. Strom wird zunehmend effizienter ein-
gesetzt, die Stromintensität sinkt. 

607  Insgesamt 528  Insgesamt

26  Heizöl/Sonstige

54  Erneuerbare Energien

62  Erdgas

159  Braunkohle

Quelle: VDEW

138  Steinkohle

167  Kernenergie

141  Handel, Gewerbe, 
         Dienstleistungen, 
         Landwirtschaft und Verkehr

140  Private Haushalte

247  Industrie

Brutto-Stromerzeugung 2004
(in TWh)

Netto-Stromverbrauch 2004
(in TWh)
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Investitionen in den Kraftwerkspark

In der deutschen Stromwirtschaft stehen allein im Kraft-
werksbereich in den kommenden Jahren Investitionen im
mehrstelligen Milliardenbereich an. So müssen bis 2020
bundesweit voraussichtlich ca. 40 Gigawatt (GW) Kraft-
werksleistung erneuert werden, da viele der heute im Be-
trieb befindlichen Anlagen in den kommenden Jahren das
Ende ihrer technischen Lebensdauer erreichen werden.
Der Neubedarf ist zudem in Teilen auf den politisch moti-
vierten Ausstieg aus der friedlichen Nutzung der Kern-
energie zurückzuführen, da Kernkraftwerksleistung schon
vor dem Ende ihrer technisch möglichen Lebensdauer er-
setzt werden muss. Weiterhin erfordert der weitere Aus-
bau der Windenergie einen insgesamt größeren Kraft-
werkspark, da die Schwankungen der Windenergieein-
speisung von fossilen Kraftwerken flexibel ausgeglichen
werden müssen. So zeigt ein Gutachten der Deutschen
Energie-Agentur, dass bei einem Ausbau der Windkraft-
kapazität um ca. 20 GW bis 2015 lediglich 2,2 GW
an thermischer Erzeugungskapazität ersetzt werden
kann.

Nach einer Phase geringerer Investitionen in Kraftwerks-
neubauten in den vergangenen Jahren und gleichzeitiger
Schließung von Kapazitäten ist somit davon auszugehen,
dass es in den nächsten Jahren wieder zu einer verstärk-
ten Neubautätigkeit kommen wird. In der Tat haben be-

reits eine Reihe von Unternehmen Überlegungen zu Neu-
bauten an den Tag gelegt. Erwogen werden sowohl
neue Gaskraftwerke mit Gas- und Dampfturbinentechnik
(GuD) als auch Erzeugungsanlagen, in denen Stein- und
Braunkohle eingesetzt wird.

Aus Gründen der Versorgungssicherheit und der Wirt-
schaftlichkeit sollte das zukünftige Kraftwerksportfolio in
Deutschland auch weiterhin auf einen breiten Mix von Pri-
märenergieträgern setzen. Dies gilt auch für Braunkohle
und Kernenergie, da diese Formen der Stromerzeugung
weit weniger von den zyklischen Weltmarktpreisen für
Energie abhängig sind als die Gas- oder Steinkohlever-
stromung. Um zukünftige Preis- und Versorgungsrisiken zu
begrenzen, sollte die Politik dementsprechend nicht ein-
seitig zugunsten eines Primärenergieträgers oder gegen
einzelne Technologien in die Marktprozesse eingreifen.
Unverzichtbar für die anstehenden Investitionen in den
Kraftwerkspark sind weiterhin berechenbare politische
Rahmenbedingungen. Dies gilt umso mehr, als Kraft-
werksinvestitionen sich über einen Zeitraum von mehreren
Jahrzehnten rechnen müssen. Insofern ist die Politik auf-
gefordert, sich im Rahmen eines Energieprogramms auf
langfristige energiepolitische Ziele festzulegen und Maß-
nahmen mit zeitlich weit reichender Wirkung – wie z.B.
im Rahmen der Klimapolitik – frühzeitig zu entscheiden.

0

ca. 40.000 MW Ersatzbedarf
zwischen 2010 und 2020
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Prämisse: Außerbetriebnahme einheitlich nach 40 Jahren. Bei Zugrundelegung der Restlaufzeiten der Kernkraftwerke 
gemäß Ausstiegs-Beschluss erhöht sich der Ersatzbedarf im Jahr 2020.

Quelle: VGB
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Die deutsche Stromwirtschaft steht vor einer umfas-
senden Modernisierung und Erneuerung ihres Kraft-
werkparks. Ab 2010 sind voraussichtlich verstärkt
fossil gefeuerte Kraftwerke, deren technischen Le-
bensdauer sich dem Ende zuneigt, zu ersetzen. Auch
die politisch beschlossene Beendigung der Nutzung
der Kernenergie erfordert die Bereitstellung von Er-
satzkapazitäten. Allein in der Dekade 2010 bis
2020 sind 30 000 bis 40 000 Megawatt Kraft-
werksleistung zu errichten. Die Rahmenbedingungen
müssen daher so gestaltet werden, dass die Optio-
nen für einen breit angelegten Energie- und Technik-
mix nicht schrittweise reduziert, sondern erweitert
werden.

Erneuerbare Energien

Erneuerbare Energien trugen 2004 mit 3,6 % zur De-
ckung des Primärenergieverbrauchs bei. Bedeutend-
ster Wirtschaftszweig zur Nutzung der Erneuerbaren
Energien ist die Elektrizitätswirtschaft. 

2004 wurden von Stromversorgern und privaten An-
lagenbetreibern 53,9 TWh Strom aus erneuerbaren
Energien erzeugt. Dies entsprach 9 % der gesamten
Stromerzeugung in Deutschland. Wichtigste Erneuer-
bare Energien in diesem Sektor sind Wind und Was-
ser. 2004 basierten 25,0 TWh auf Windkraft, 21,1
TWh auf regenerativ eingestufter Wasserkraft, 5,2
TWh auf Biomasse, 2,1 TWh auf Müll sowie 0,5
TWh auf Photovoltaik. 

Wind 
25,0 Mrd. kWh

Fotovoltaik 
0,5 Mrd. kWh

Biomasse 
5,2 Mrd. kWh

Wasser
21,1 Mrd. kWh**

53,9 Mrd. kWh = 9,0 % des Bruttoinlands-
stromverbrauchs*

  *Schätzung
**Pumpspeicher ohne natürlichen Zufluss nicht mitgerechnet

Quelle: VDEW

Abfälle 
2,1 Mrd. kWh

Stromerzeugung aus Erneuerbaren 
Energien in Deutschland 2004
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Entscheidend für den 2004 erneut verzeichneten An-
stieg des Beitrags Erneuerbarer Energien zur Strom-
erzeugung ist das „Gesetz für den Vorrang Erneuerba-
rer Energien“ (Erneuerbare-Energien-Gesetz – EEG).
Danach hat der Netzbetreiber dem Einspeiser von
Strom aus EEG-Anlagen die im Erneuerbare-Energien-
Gesetz geregelte Mindestvergütung zu entrichten.

Die gesamte Vergütung für EEG-Einspeisungen belief
sich im Jahr 2004 auf 3,39 Mrd. € (2003: 2,60
Mrd. €). Bei 37,1 TWh EEG-Einspeisungen (2003:
28,5 TWh) errechnet sich daraus für 2004 ein
durchschnittlicher Vergütungssatz von 9,05 ct/kWh
(2003: 9,14 ct/kWh). Die EEG-Einspeisungen sind

niedriger als der Gesamtbeitrag Erneuerbarer Ener-
gien zur Stromversorgung. Ursachen sind: Die Ein-
speisung aus Wasserkraft wird gemäß EEG grund-
sätzlich nur bei Anlagen bis 5 MW gefördert (seit
01.08.2004 wird allerdings die Einspeisung aus ei-
ner um mindestens 15 % erhöhten Leistung für diesen
Teil der Anlagen > 5 MW ebenfalls gefördert). Der
als regenerativ definierte Strom aus Müll ist nicht vom
EEG erfasst. Andererseits wird die Stromerzeugung
aus Grubengas durch das EEG gefördert, wobei
Grubengas keine Erneuerbare Energie ist.

2004 fielen zwei Drittel des aus Erneuerbaren Ener-
gien erzeugten Stroms unter die Förderung des EEG.

17,6  Insgesamt 17,6  Insgesamt

2,6  Wasserkraft

Quelle: Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit sowie Arbeitsgruppe Erneuerbare-Energien-Statistik (AGEE-Stat)
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7,6  Wärmeerzeugung
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Verwendung 2004
(in Mio. t SKE)
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Erneuerbare-Energien-Gesetz in Kraft

Am 1. August 2004 ist das „Gesetz für den Vorrang Er-
neuerbarer Energien“ (Erneuerbare-Energien-Gesetz –
EEG) in Kraft getreten. In diesem Gesetz, das Teil des
Gesetzes zur Neuregelung des Rechts der Erneuerbaren
Energien im Strombereich vom 21. Juli 2004 ist, ist als
Ziel verankert, den Anteil der Erneuerbaren Energien an
der Stromversorgung auf mindestens 12,5 % bis zum Jahr
2010 (Verdopplung gegenüber 2000) und auf mindes-
tens 20 % im Jahr 2020 zu steigern. Des Weiteren ist –
zusätzlich zum Klima- und Umweltschutz – auch der Na-
turschutz mit in den Gesetzeszweck aufgenommen wor-
den. 

Das EEG regelt den Anschluss von Anlagen zur Erzeu-
gung von Strom aus Erneuerbaren Energien und aus Gru-
bengas in Deutschland an die Netze für die allgemeine
Versorgung mit Elektrizität. Es wird die vorrangige Pflicht
zur Abnahme, Übertragung und Vergütung des Stroms
durch die Netzbetreiber rechtlich verankert. Ferner ent-
hält das Gesetz eine Regelung über den bundesweiten
Ausgleich des abgenommenen und vergüteten Stroms
zwischen den Netzbetreibern und schlussendlich den
Stromlieferanten. Außerdem ist der Kreis der energiein-
tensiven Unternehmen des produzierenden Gewerbes,
für die eine Begrenzung der Belastungen aus dem EEG
vorgesehen ist, im Vergleich zu den vorher geltenden Be-
stimmungen erweitert worden.

Die im Gesetz festgelegten Vergütungssätze sind abhän-
gig von der Art der Anlage sowie auch vom Jahr der In-
betriebnahme. Der Vergütungszeitraum, für den die Ver-
gütungssätze in der gesetzlich fixierten Höhe garantiert
werden, beträgt in der Regel 20 Jahre. Für Wasserkraft-
anlagen ≤ 5 MW ist die Förderdauer grundsätzlich auf
30 Jahre festgelegt; für Anlagen > 5 MW (nur bei Leis-

tungserhöhung > 15 % für diesen Teil) erfolgt eine Förde-
rung in der gesetzlich garantierten Höhe für die Dauer
von 15 Jahren. Für Bestandsanlagen existieren darüber
hinaus Übergangsregelungen.

Die Vergütungssätze sind im Vergleich zu der zuvor gel-
tenden Regelung für Strom aus Biomasse, Geothermie
und kleinen Wasserkraftwerken erhöht worden. Weiter-
hin ist eine geringe Absenkung bei den Vergütungen für
Onshore-Windanlagen bei gleichzeitiger Verbesserung
der Rahmenbedingungen für Offshore-Windanlagen er-
folgt. Die Vergütung für Strom aus solarer Strahlungsener-
gie, die aufgrund des Auslaufens des 100.000 Dächer-
Solarstrom-Programms bereits mit Wirkung zum 1. Januar
2004 erhöht worden war, ist seit dem 1. August 2004
auf Sätze zwischen 45,7 ct/kWh (bei Freiflächenanla-
gen) und 62,4 ct/kWh (wenn die Anlage Bestandteil ei-
nes Gebäudes, aber nicht auf dem Dach oder als Dach
des Gebäudes angebracht ist und die Leistung höchstens
30 kW beträgt) festgelegt.

Die im Gesetz ausgewiesenen Mindestvergütungsbeträ-
ge gelten bei Inbetriebnahme im Jahr 2004 in der fest-
gelegten Höhe für den gesamten im Gesetz ausgewiese-
nen Vergütungszeitraum. Bei späterer Inbetriebnahme
kommen überwiegend abgesenkte Vergütungssätze zur
Anwendung. Diese degressive Ausgestaltung greift aller-
dings teilweise erst ab 2006 (Biomasse), ab 2008 (off-
shore Wind), ab 2010 (Geothermie) bzw. gar nicht
(neue Wasserkraftwerke bis 5 MW) und betrifft nur ab
den genannten Jahren neu errichtete Anlagen, für die
dann die Vergütungssätze in der reduzierten Höhe des In-
betriebnahmejahres innerhalb des gesamten Vergütungs-
zeitraumes fix sind.
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Beschäftigungseffekte der Erneuerbaren Energien in Deutschland

Im Zuge der Diskussion über die Effekte der Erneuerbaren
Energien auf die Beschäftigung wurden in den vergan-
genen Jahren in Deutschland vier Studien angefertigt:

• Eine Aktualisierung der Schätzung der Beschäftigungs-
zahlen im Umweltbericht durch das DIW (2004)

• Beschäftigungseffekte durch den Ausbau Erneuerbarer
Energien durch das Institut für Wirtschaftsforschung,
Halle (IWH, 2003)

• Sektorale und gesamtwirtschaftliche Wirkung des wei-
teren Ausbaus Erneuerbarer Energien durch das RWI
(2004)

• Die Ermittlung der Arbeitsplätze und Beschäftigungs-
wirkung im Bereich Erneuerbarer Energien durch das
bremer energie institut (BEI, 2003)

Die Aussagen der Bundesregierung, dass 120.000 Be-
schäftigte im Bereich Erneuerbare Energien in Deutsch-
land tätig sind, beruht auf der Studie des Deutschen Insti-
tuts für Wirtschaftsforschung (DIW) „Aktualisierung der
Schätzung der Beschäftigungszahlen im Umweltschutz“.
Die Studie bezieht sich dabei auf das Jahr 2002. 

Das Institut für Wirtschaftsforschung Halle (IWH) kommt in
der im Auftrag des Bundesministeriums für Wirtschaft und
Arbeit (BMWA) erstellten Studie „Beschäftigungseffekte
durch den Ausbau Erneuerbarer Energien“ (September
2003) zu dem Ergebnis, dass die Förderung Erneuerbarer
Energien bis zum Jahr 2010 zu keiner spürbaren Entlas-
tung des Arbeitsmarktes beiträgt. Nach einer Simulations-
rechnung werden die Netto-Beschäftigungseffekte zu Be-
ginn der Förderung – einhergehend mit dem Investitions-
anstieg beim Ausbau Erneuerbarer Energien – mit

13.000 zusätzlich Beschäftigten ermittelt, im weiteren Ver-
lauf sinken die Beschäftigtenzahlen ins Negative und stei-
gen in 2010 auf etwa 7.000 Beschäftigte wieder an.

Die im Auftrag des BMWA erstellte Studie „Gesamtwirt-
schaftliche, sektorale und ökologische Auswirkungen des
Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG)“ des Rheinisch-West-
fälischen Instituts für Wirtschaftsforschung, des Instituts für
Energetik & Umwelt gGmbH und des Energiewirtschaft-
lichen Instituts an der Universität zu Köln (RWI/IE/EWI)
(März 2004) geht davon aus, dass die Beschäftigung zu-
nächst durch zusätzliche Investitionen in den Ausbau Er-
neuerbarer Energien um 35.600 Arbeitsplätze in 2004
ansteigt, sich aber auf der Zeitachse aufgrund der überla-
gernden Kostenimpulse infolge der steigenden EEG-Förde-
rung langfristig negativ entwickelt (minus 6.100 Arbeits-
plätze in 2010) und dieser Trend beibehalten wird.

Auch das von der Hans-Böckler-Stiftung beim bremer
energie institut in Auftrag gegebene Gutachten (2003)
kommt zu dem Ergebnis, dass der Ausbau der Erneuer-
baren Energien über einen Zeitraum von 20 Jahren per
Saldo einen kumulierten Verlust von 19.000 Arbeitsplät-
zen bedeuten wird. Das bremer energie institut kommt
dabei zu dem Schluss, dass ein Strukturwandel zu mehr
Umweltqualität auf jeden Fall zu einer Verlagerung von
Beschäftigung (sektoraler Strukturwandel) führt.

Ein positiver Nettoeffekt, d.h. die Schaffung neuer oder
die Erhaltung bestehender Arbeitsplätze, kann nur entste-
hen, wenn die Optionen hochgradig wirtschaftlich sind,
wenn heimische Wertschöpfung eine größere Rolle spielt
oder ein Nettoexport ausgelöst wird. In seiner bisherigen
Form wird dies durch das EEG nicht erzielt.
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Dena-Netzstudie

Im Februar 2005 wurde die von der Deutschen Energie-
Agentur GmbH (dena) in Auftrag gegebene Studie „Ener-
giewirtschaftliche Planung für die Netzintegration von
Windenergie in Deutschland an Land und Offshore bis
zum Jahr 2020“ (dena-Netzstudie) veröffentlicht.

Die Studie soll eine grundlegende und von möglichst vie-
len Akteuren getragene langfristige energiewirtschaftliche
Planung ermöglichen. Aufgrund der Tatsache, dass die
Windenergie mittelfristig das größte Potential in Deutsch-
land hat, um den Anteil Erneuerbarer Energien am Strom-
verbrauch zu erhöhen, ist eine effiziente Integration von
Windenergieleistungen an Land und auf See in das elek-
trische Verbundsystem dabei von entscheidender Bedeu-
tung. Neben der Entwicklung von Szenarien zum Ausbau
der Erneuerbaren Energien, mit Hauptfokus auf die
Windenergie, wurden die Auswirkungen auf den Ausbau
und die Sicherheit des Höchstspannungs-Verbundnetzes
sowie auf den  Kraftwerkspark betrachtet. Es wurden
ebenfalls Aussagen über die benötigte Regel-/Reservee-
nergie, die Kostenentwicklung und die Entwicklung der
CO2-Emissionen getroffen.

Während der Bearbeitung der Studie wurde deutlich,
dass nur Lösungen für die Integration der Erneuerbaren
Energien in das bestehende Verbundnetz und den Kraft-

werkspark bis zu einem Anteil von ca. 20 % an der Stro-
merzeugung (5 % Offshore-Wind, 7,5 % Onshore-Wind
und 7,5 % andere Erneuerbare Energien) erarbeitet wer-
den können. Eine darüber hinausgehende Steigerung
des Anteils der Erneuerbaren Energien würde in Fällen
von Starkwind und gleichzeitiger Schwachlast (z.B. an
Feiertagen) zu der Situation führen, die ohne ein Erzeu-
gungsmanagement für Windenergieanlagen nicht mehr
beherrschbar wäre. Ein solches Erzeugungsmanagement
sollte jedoch zunächst nicht berücksichtigt werden.

Da der Anteil von 20 % entsprechend den prognostizier-
ten Zubauraten schon im Jahre 2015 erreicht wird, wur-
de der Betrachtungszeitraum auf dieses Jahr begrenzt.

Es wurde deshalb entschieden, den Zeithorizont 2015 –
2025 in einer Nachfolgestudie zu betrachten.

Ergebnisse der Studie:

Netzausbau:

Für die weitere Integration der Erneuerbaren Energien in
das Verbundnetz ist die rechtzeitige Verstärkung und Er-
weiterung des Verbundnetzes notwendig. Bis zum Jahr
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2015 sind 392 km des bestehenden Verbundnetzes zu
verstärken und 850 km neue Verbundnetztrassen zu bau-
en. Die Kosten hierfür werden mit ca. 1,1 Mrd. € veran-
schlagt. Die Investitionskosten für die Seekabel-Anbindun-
gen der Offshore-Windparks bis zum Netzanschluss-
punkt werden bis zum Jahr 2015 mit ca. 5 Mrd. € ver-
anschlagt. Die letztgenannten Kosten zählen zu den
Netzanschlusskosten, die den Errichtungskosten der
Windenergieanlagen zuzurechnen sind und durch die
EEG-Einspeisevergütungen finanziert werden.

Um einen weiteren Ausbau der Windenergie nicht zu ge-
fährden, sind neben der laufenden unverzüglichen Um-
setzung von Planungs- und Genehmigungsverfahren vor
allem die Genehmigungsverfahren für den Netzausbau
zu beschleunigen. Kurz- bis mittelfristig besteht neben den
vorgenannten planungsrechtlichen Voraussetzungen
Handlungsbedarf u.a. bei der Weiterentwicklung der
Netz-Anschlussbedingungen für Windenergieanlagen,
vor allem im  Hoch- und Mittelspannungsnetz. Mittel-bis
langfristig sind Windenergieanlagen an der Netzbe-
triebsführung zu beteiligen, d.h. Etablierung eines Ein-
speisemanagements, Netzstützung in Fehlersituationen
und die Bereitstellung von Regelleistung.

Zugewinn an gesicherter Leistung
durch Windenergieanlagen

Der Zugewinn an gesicherter Leistung durch Windener-
gieanlagen stellt näherungsweise die Leistung im konven-
tionellen Kraftwerkspark dar, auf die durch die installierte
Windenergieanlagen-Leistung ohne Einschränkung der
Versorgungssicherheit verzichtet werden kann. Aufgrund
der Abhängigkeit der Stromerzeugung durch Windener-
gieanlagen vom volatilen Winddargebot kann nur ein
geringer Anteil der installierten Leistung der Windener-
gieanlagen zur gesicherten Leistung beitragen. Bei einer
installierten Windenergieleistung von rund 36 GW (Jahr
2015) beträgt dieser Zugewinn ca. 5 bis 6 %, d.h. die
verbleibenden Anteile müssen durch andere, sicher ver-
fügbare Windangebot Erzeugungsanlagen abgesichert
werden.

CO2-Vermeidungskosten

Die CO2-Vermeidungskosten der Windenergie sinken
zwar in allen untersuchten Szenarien. Ausgehend vom
Jahr 2007 mit CO2-Vermeidungskosten von 95 – 168
€/t CO2 sinken sie bis zum Jahr 2015 auf 41 bis 77
€/t CO2. Sie sind jedoch auch 2015 noch deutlich hö-
her als alternative Einsparmöglichkeiten von CO2-Emis-
sionen, wie Kraftwerksmodernisierungen oder Effizienz-
steigerungen der Nachfrageseite.

Kostenentwicklung

Bei der Betrachtung der Kostenaspekte beim Ausbau der
Windenergie ergeben sich zum einen Kostenerhöhungen
durch die EEG-Einspeisevergütungen, Kosten für die Ver-
stärkung und den Ausbau des Höchstspannungsnetzes
sowie Kosten im konventionellen Kraftwerkspark inklusive
Regel- und Reserveenergie. Demgegenüber stehen
Kosteneinsparungen im konventionellen Kraftwerkspark
durch Reduktion der Brennstoff-, Kapital- und Instandhal-
tungskosten. Bei diesen Kostenbetrachtungen ist jedoch
zu beachten, dass in der Studie von institutionellen und
organisatorischen Rahmenbedingungen ausgegangen
wird, die nicht in allen Punkten der heutigen Situation des
Elektrizitätsversorgungssystems in Deutschland entspre-
chen. U. a. wird die derzeit gegebene Trennung der Ver-
antwortlichkeiten zwischen Übertragungsnetzbetreibern
und Kraftwerksbetreibern nicht berücksichtigt. 

Durch die Förderung aller Erneuerbarer Energien im Zeit-
raum bis 2015 (inklusive Windenergieausbau) steigen
die Kosten für den Endkunden, welcher nicht unter die
Härtefallregelungen fällt, je nach Szenario um 0,905 bis
1,105 Cent je kWh gegenüber dem Jahr 2003. Es ist
anzumerken, dass die Mehrbelastungen der Endkunden
im  Jahr 2003 durch die Förderung der Erneuerbaren
Energien in vorgenannten Zahlen nicht berücksichtigt
sind. 

Die Ergebnisse der Studie gelten nur unter den vereinbar-
ten Randbedingungen und Annahmen (z.B. einheitlicher
Gleichzeitigkeitsfaktor der Windeinspeisung in ganz
Deutschland, keine weitere Steigerung der innereuropäi-
schen Stromhandelsflüsse gegenüber dem Niveau von
2003). Sie stellen damit auch nur ein mögliches Szena-
rio dar. Bei der konkreten Planung der einzelnen Übertra-
gungsnetzbetreiber können durchaus auch weitere, zu-
sätzliche Netzausbaumaßnahmen erforderlich werden,
wenn die jeweilige tatsächliche Ausbausituation der
Windenergie berücksichtigt wird. 

Eine weitere deutliche Zunahme der räumlich konzen-
trierten Offshore-Wind-Leistung in Norddeutschland, wie
sie nach 2015 geplant ist, erfordert eine aufwändigere
Untersuchung, um belastbare Lösungen zu entwickeln.
Dies soll im Rahmen einer Nachfolgestudie erfolgen, wo-
bei u.a. die Betrachtungen auch auf den europäischen
Netzverbund ausgeweitet werden sollen.
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Perspektiven

Die Energiemärkte in Deutschland befinden sich im
Umbruch. Der Trend zu einer Entkopplung von Ener-
gieverbrauch und Wirtschaftswachstum wird sich
weiter fortsetzen und intensivieren. Für die Erzeugung
von Gütern und Dienstleistungen wird immer weniger
Energie benötigt. Forschungsinstitute kommen zu
dem Ergebnis, dass der Primärenergieverbrauch bis
2020 in Deutschland bei einer um mehr als ein Drit-
tel zunehmenden Wirtschaftsleistung sogar leicht sin-
ken wird. Im Unterschied zu diesem generellen Ver-
lauf wird beim Bedarf an elektrischer Energie aller-
dings, wie bereits erwähnt, noch von einem weiteren
Verbrauchsanstieg in der Größenordnung von einem
halben Prozent pro Jahr ausgegangen. 

Deregulierung und Liberalisierung für die leitungsge-
bundenen Energien Strom und Gas werden zu einer
engeren Integration der verschiedenen nationalen
Märkte hin zu einem einzigen gesamteuropäischen
Binnenmarkt für Energie führen. 

Die Unternehmen konkurrieren dabei zunehmend mit
Wettbewerbern aus dem benachbarten Ausland –
nicht immer unter gleichen Bedingungen. Dieser
Wettbewerb auf stagnierenden bis leicht schrump-
fenden Märkten stellt die Unternehmen vor besonde-
re Herausforderungen.

Die Politik muss die geeigneten Rahmenbedingungen
schaffen, damit die Versorgungssicherheit langfristig
auch unter den Bedingungen des Wettbewerbs auf-
recht erhalten werden kann. Es macht keinen Sinn,
verschiedene Energieträger gegeneinander auszu-
spielen. Angesichts des stark wachsenden Weltener-
giebedarfs werden zunehmende Versorgungsbeiträ-
ge sämtlicher Energiearten benötigt. Insoweit ergän-
zen sich fossile Energien, Kernenergie und Erneuer-
bare Energien gegenseitig.

Nationale Sonderwege in der Energie- und Umwelt-
politik sind nicht vertretbar. Weitergehende Klima-
gas-Reduktionen im nationalen Alleingang, die über
die Verpflichtungen Deutschlands im Rahmen des EU-
Burden-Sharings (– 21 % 1990 bis 2008/2012)
hinausgehen, sind unrealistisch, wenn Deutschland
als Erzeugungsstandort für Energie und als Industrie-
standort insgesamt nicht gefährdet werden soll.
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Neufassung des Energiewirtschaftsrechts

Der Deutsche Bundestag hat am 15. April 2005 das
„Zweite Gesetz zur Neuregelung des Energiewirtschafts-
rechts“ beschlossen. Hintergrund des Gesetzesvorhabens
ist die Umsetzung der am 4. August 2003 in Kraft getre-
tenen „Beschleunigungsrichtlinien“ für den Strom- und Erd-
gasbinnenmarkt der Europäischen Union. Bereits am
28. Juli 2004 hatte das Bundeskabinett einen entspre-
chenden Gesetzentwurf vorgelegt. 

Kernpunkte des Gesetzentwurfes, der eine nahezu voll-
ständige Neugestaltung des Energiewirtschaftgesetztes
(EnWG) vorsieht, sind u.a. die gesellschaftsrechtliche Ent-
flechtung des Netzbetriebs von den übrigen Geschäfts-
feldern der Energieversorgungsunternehmen (EVU) sowie
die Regulierung der Energieversorgungsnetze, die einen
diskriminierungsfreien Zugang Dritter zu den Netzen im
Strom- und Gasbereich sicherstellen soll. Die Aufsicht
über die Energieversorgungsnetze soll der bisherigen Re-
gulierungsbehörde für Telekommunikation und Post als
selbständige neue Aufgabe zugewiesen werden; die Re-
gulierungsbehörde soll dann in „Bundesnetzagentur“ für
Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und Eisenbah-
nen umbenannt werden.

Verglichen mit den 19 Paragraphen des „alten“ energie-
rechtlichen Ordnungsrahmens wird das neue Gesetz
enorm an Umfang zulegen. Mit den rund 120 Paragra-
phen des zukünftigen EnWG und einer zweistelligen
Zahl von dazugehörigen Rechtsverordnungen sehen sich
die Versorgungsunternehmen und Netzbetreiber zukünftig
einer Vielzahl von Anforderungen ausgesetzt. Die Entwür-
fe der vier zentralen Rechtsverordnungen zum Netzzu-
gang und zu den Netzentgelten für Strom und Gas wur-
den am 13. April 2005 vom Bundeskabinett verabschie-
det. Die Verordnungen, die vom Bundesminister für Wirt-
schaft und Arbeit (BMWA) vorgelegt worden sind, kon-
kretisieren die Regelungen des Energiewirtschaftsgeset-
zes und bedürfen der Zustimmung des Bundesrates. 

Die Netzzugangsverordnung Strom greift das bereits er-
folgreich praktizierte Netzzugangsmodell auf und entwi-
ckelt dieses weiter. Sie regelt eine Vielzahl von Veröffent-
lichungspflichten für die Netzbetreiber. Zudem soll sie
den Kunden durch detaillierte Vorschriften einen rei-
bungslosen und zügigen Wechsel zu einem anderen Lie-
feranten ermöglichen.

Die Netzzugangsverordnung Gas enthält ein flexibles Ent-
ry-Exit-Modell. Bisher musste für jeden Transportvorgang
ein bestimmter Transportpfad festgelegt werden. Dafür

waren ein konkreter Einspeisepunkt und ein konkreter Aus-
speisepunkt zu benennen. Das neue Netzzugangsmodell
ist dagegen flexibel. Soweit dies netztechnisch möglich
ist, soll nun unabhängig vom Einspeisepunkt jeder Gas-
verbraucher in Deutschland in freiem Wettbewerb mit Gas
versorgt werden. Die Angabe eines Transportpfades ist in
der Regel nicht mehr erforderlich. Das Zugangsmodell
wird ergänzt durch vielfältige Kooperationspflichten der
Netzbetreiber, die sicherstellen sollen, dass der Netzzu-
gang für die Transportkunden effizient erfolgt.

Die Netzentgeltverordnungen Strom und Gas enthalten
umfängliche Regelungen zur Bestimmung und Höhe der
für den Netzzugang zu zahlenden Entgelte. Die Vor-
schriften sollen einerseits den Netzbetreibern die erfor-
derliche Rechtssicherheit geben und andererseits der Re-
gulierungsbehörde ermöglichen, weitere Vorgaben zu
machen, wenn dies erforderlich ist. Die Entgeltverordnun-
gen gestalten auch das bereits im Energiewirtschaftsge-
setz angelegte Vergleichsverfahren aus. Um zu gewähr-
leisten, dass die Netzentgelte in Deutschland angemes-
sen sind, werden in den Vergleich auch andere europäi-
sche Netzbetreiber einbezogen. Ein wesentlicher Be-
standteil der Netzentgeltregelungen sind die Veröffentli-
chungspflichten für die Netzbetreiber, die eine hohe
Transparenz gewährleisten sollen. 

Ausblick zum Redaktionsschluss

Die Bundesregierung strebt ein In-Kraft-Treten des Zweiten
Gesetzes zur Neuregelung des Energiewirtschaftsrechts
noch vor der parlamentarischen Sommerpause 2005 an
– dies nicht zuletzt da der politische Druck aus Brüssel
weiter wächst. Die Europäische Kommission hat bereits
Vertragsverletzungsverfahren gegen Deutschland und 17
weitere EU-Staaten eingeleitet, da die Richtlinie zur Ener-
giemarktliberalisierung nicht zeitgerecht umgesetzt wur-
de. Bereits zum 1. Juli 2004 hätte die Regulierungsbe-
hörde eingerichtet sein müssen.

Der Deutsche Bundesrat hat sich in seiner Sitzung am
29. April 2005 mit dem Gesetzentwurf befasst und da-
bei den Vermittlungsausschuss mit dem Ziel einer grund-
legenden Überabreitung des Gesetzes angerufen. Auch
wenn die Kompromissbereitschaft der Bundestagsfraktio-
nen und der Bundesländer hoch einzuschätzen ist, sind
hier weitere Spannungen zu erwarten. Ein In-Kraft-Treten
des Gesetzes im Sommer 2005 scheint dennoch mög-
lich zu sein.
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Energieeinheiten

Zieleinheit Mio. t SKE Mio. t RÖE Mrd. kcal TWh

Ausgangseinheit

1 Mio. t Steinkohleeinheit (SKE) – 0,7 7.000 8,14

1 Mio. t Rohöleinheit (RÖE) 1,429 – 10.000 11,63

1 Mrd. Kilokalorien (kcal) 0,000143 0,0001 – 0,001163

1 Terawattstunde (TWh) 0,123 0,0861 859,8 –

(1Barrel = 159 Liter)

Kilo = k = 103 = Tausend

Mega = M = 106 = Million

Giga = G = 109 = Milliarde

Tera = T = 1012 = Billion

Peta = P = 1015 = Billiarde
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Abkürzungsverzeichnis

BDI Bundesverband der 
Deutschen Industrie

BIP Bruttoinlandsprodukt 

BP British Petrolium

BHKW Blockheizkraftwerk

BGR Bundesanstalt für Geowissenschaften
und Rohstoffe 

BMZ Bundesministerium für wirtschaftliche
Zusammenarbeit

CEC China Electricity Council (Verband)

CNOOC China National Offshore 
Oil Corporation 

CNPC China National Petroleum
Corporation 

CO2 Kohlendioxid 

CPJ China Power International
(Erzeugungsunternehmen)

ct Eurocent 

CDM Clean Development Mechansim 

dena Deutsche Energie-Agentur 

DNK Deutsches Nationales Komitee des
Weltenergierates 

EEG Erneuerbare Energien Gesetz 

EEV Endenergieverbrauch 

EVU Energieversorgungsunternehmen 

EU Europäische Union 

GW Gigawatt 

GTZ Gesellschaft für Technische
Zusammenarbeit 

GUS Gemeinschaft unabhängiger Staaten 

IAEO Internationale Atomenergie-
Organisation 

IGCC Kombikraftwerk mit integrierter
Kohlevergasung 

JV Joint Venture

kWh Kilowattstunde 

KWK Kraft-Wärme-Kopplung 

LNG Liquified Natural Gas 
(verflüssigtes Erdgas) 

m2/a Quadratmeter Nutzfläche

MOST Ministerium für Wissenschaft und Tech-
nologie Chinas 

MW Megawatt 

NDRC Nationale Entwicklungs- und
Reformkommission Chinas 

OE Öläquivalent

OPEC Organisation Erdöl exportierender
Länder 

PEV Primärenergieverbrauch 

PPA Power Purchase Agreements 

PPP Kaufkraftstandards (Purchasing Power
Parities) 

RMB Renminbi (chinesische Währung) 

SASAC Kommission für Aufsicht und Verwal-
tung der staatlichen Vermögenswerte

SAWS Staatsverwaltung für Arbeitssciherheit
Chinas

SDPC Kommission für Entwicklung und
Planung Chinas 

SEPA State Environmental Protection Admi-
nistration (chin. Umweltministerium) 

SERC China Electric Power Regulatory Com-
mission 

SETC Kommission für Wirtschaft und Handel
Chinas 

SGC State Grid Corporation 

SOE State Owned Enterprises 

SKE Steinkohleneinheit 

TWh Terawattstunde 

UVP Umweltverträglichkeitsprüfung 

UN United Nations 

USD US-Dollar 

VDEW Verband der Elektrizitätswirtschaft

WEC World Energy Council 

WFO wholly foreign owned

WTO World Trade Organization 

YRMB Yuan (chinesische Währungseinheit)
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Thierry Pflimlin 
Prof. Dr. Peter Rißler 
Harry Roels 
Klaus Voges 

Mitglieder des Präsidialausschusses 

Dr. Rainer Abbenseth, Vorsitzender 
Volker Heck 
Dr. Hermann Holfeld 
Bernhard Kaltefleiter 
Rainer Knauber 
Mathias Schuch 

Arbeitsgruppe „Energie für Deutschland“ 

Dr. Hans-Wilhelm Schiffer, Vorsitzender 
Martin Czakainski 
Dr. Jens Perner 
Dr. Chistiane Schmid 
Jörg Schupan
Ingo Seeligmüller 

DNK-Geschäftsführer 

Dr. Carsten Rolle, V.i.S.d.P. 
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World Energy Council 

Der Weltenergierat (WEC) wurde 1923 mit Sitz in
London gegründet. Ihm gehören heute 96 nationale
Komitees an, die über 90 % der weltweiten Energie-
erzeugung repräsentieren. Der Weltenergierat ist
heute die Plattform für die Diskussion globaler und
langfristiger Fragen der Energiewirtschaft, der Ener-
giepolitik und der Energietechnik. Als nicht-staatliche,
gemeinnützige Organisation bildet er ein weltweites
Kompetenznetz, das in Industrieländern, Schwellen-
ländern und Entwicklungsländern aller Regionen ver-
treten ist.

Die Aktivitäten des Weltenergierates umfassen das
gesamte Spektrum der Energieträger – Kohle, Öl,
Erdgas, Kernenergie und Erneuerbare Energien – so-
wie die damit verbundenen Umwelt- und Klimafra-
gen. Damit ist er das einzige energieträgerübergrei-
fende globale Netzwerk dieser Art. Sein Ziel ist es
seit Gründung, die nachhaltige Nutzung aller Ener-
gieformen voranzutreiben – zum Wohle aller Men-
schen, insbesondere der rund 2 Milliarden Men-
schen, die heute noch ohne Zugang zu ausreichen-
der und bezahlbarer Energie sind.

Mit diesem Ziel führt der Weltenergierat Studien so-
wie technische und regionale Programme durch, die
alle drei Jahre auf den Weltenergiekongressen prä-
sentiert werden:

19. Weltenergiekongress:
05.–09. September 2004 – Sydney 

20. Weltenergiekongress:
09.–15. November 2007 – Rom 

21. Weltenergiekongress:
2010 – Montreal

WEC: www.worldenergy.org 

DNK 

Das DNK (Deutsches Nationales Komitee) ist das na-
tionale Mitglied des Weltenergierates für Deutsch-
land. Ihm gehören Unternehmen der Energiewirt-
schaft, Verbände, wissenschaftliche Institutionen so-
wie Einzelpersonen an. Als nicht-staatlicher, gemein-
nütziger Verein ist das DNK unabhängig in seiner
Meinungsbildung. Im Präsidium des Vereins sind alle
Energieträger repräsentiert.

Das DNK arbeitet an den Positionen und Studien des
Weltenergierates intensiv mit. Daneben organisiert
es auch eigene Veranstaltungen und gibt mit der vor-
liegenden Publikation „Energie für Deutschland“ jähr-
lich einen Überblick über die wichtigsten energie-
wirtschaftlichen Daten und Perspektiven für die Welt,
Europa und für Deutschland.

DNK: www.weltenergierat.de
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